
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non-commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 



at |http : //books . google . com/ 




über dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nutzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google -Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 



Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter http : //books . google . com durchsuchen. 






u 



^vx'Vlv V'A 




HARVARD LAW LIBRARY 



FROM THE LIBRARY 

OF 

HEINRICH LAMMASOH 



Received May 25, 1922. 



/" 



FREIBURGER /^'^^^.^/U/, 

Abhandlungen aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts tlt^iy»^- 

herausgegeben von >» - 

Woldemar von Rohland Heinrich Rosin v^—-^ 
Richard Schmidt 
Heft X 

Niederlassungsfreiheit ^ 
und Ausweisungsrecht 

Dargestellt auf der (Trundlage des deutsch- 
schweizerischen Vertrages vom 31. Mai 1890. 

Eine Untersuchung über die öffentlichrechtliche Stellung 
des Ausländers. 

Von 
Dr. jur. Alfred Freiherm von Overbeck. 



Karlsruhe i. B. 
Druck und Verlag der G. Braunschen Hofbuchdruckerei 

1907. 



MAY 2 5 1922 

jm^ — m& 



Herrn 

Professor VVoldemar von Roh l and 

in Freiburg im Breisgau 

,*^ * » 

in Dankbarkeit- iinci VereftÄii*g gewidmet. 



Vorwort 

In den folgenden Blättern wurde lediglich den äußer- 
sten juristischen Grenzlinien nachzugehen versucht, welche 
die in mein Thema fallenden völkerrechtlichen Rechts- und 
Pflichtsphären von einander scheiden. Es darf hierbei freilich 
keinen Augenblick übersehen werden, daß auch im inter- 
nationalen Verkehr die Aufhellung jener Maximal- und 
Minimalgrenzen nur verhältnismäßig selten zur akuten 
Notwendigkeit wird, daß vielmehr die Fülle der politischen, 
wirtschaftlichen und ideellen Rücksichten die eigentliche 
Rechtslage — in ähnlicher Weise wie im Privatverkehr — 
häufig verhüllen kann und darf. 

Hervorheben möchte ich noch, daß es mir darauf an- 
kam, aus der als Hauptbeispiel gewählten Völkerrechtsquelle 
und den dieser entsprechenden oder entgegenkommenden 
Normen und Übungen der beteiligten Völkerrechtssubjekte 
vor edlem das 'Zu betonen, was auf allgemeinere publi- 
zistische Bedeutung Anspruch machen kann. Jene Gleich- 
förmigkeit aber, welche der Entwicklung unseres positiven 
völkerrechtlichen Rechtsstoffs auf dem ganzen zivilisierten 
Erdball, nicht zum wenigsten infolge des Systems der 
Meistbegünstignngsklauseln , anhaftet, hebt wohl den Wert 
einer einzelnen Quelle über ihr engeres Anwendungsgebiet 
heraus. 

Endlich habe ich — überzeugt von der eminenten Be- 
deutung des Strafrechts für alle übrigen Partien des öffent- 
lichen Rechts, und zugleich einer wissenschaftlichen Neigung 
nachgebend — den in Betracht kommenden Strafrechts- 
stoff in ziemlich weitem Umfange mit herangezogen. * 

* Vgl. über jene Bedeutung des Strafrechts Laband im Vorwort zur 
I. Aufl. seines Staatsrechts; ähnlich ders. in seinem Archiv 1902, S. 60. 
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— Es erübrigt, meine aufrichtige Dankbarkeit auch an 
dieser Stelle zum Ausdruck zu bringen gebenüber allen, die 
mich ihrer Unterstützung gewürdigt haben, vor allem meinem 
hochverehrten Lehrer, dem ich diese kleine Schrift zueignen 
durfte. Dankbar gedenke ich insbesondere auch des liebens- 
würdigen Entgegenkommens, mit welchem mir von seiten 
der maßgebenden Stellen die Bibliotheken des Deutschen 
Reichsgerichts und des Schweizerischen Bundesgerichts zu- 
gänglich gemacht worden sind. 

Baden-Baden, im Mai 1906. v. Overbeck. 
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Allgemeiner Teil. 

Die völkerrechtlichen und staatsrechtlichen 
Grundlagen. 

§ I. 
Einleitung. 

Die Beziehungen, welche den Ausländer mit der Staats- 
gewalt des Aufenthaltsstaates verknüpfen, weisen unmittelbar 
stets auf staatsrechtlichen, und mittelbar in der Regel auf 
völkerrechtlichen Ursprung zurück. Als ein fast unbestrit- 
tenes, durch die neuesten Forschungen^ mehr und mehr 
gesichertes Ergebnis publizistischer Wissenschaft dürfen wir 
heute den völkerrechtlich-staatsrechtlichen Elementarsatz an 
die Spitze unserer Untersuchung stellen, daß das Völker- 
recht lediglich die Staaten zu Rechts- und Pflichtsubjekten 
hat, während der einzelne auch in der Fremde niemals 
unmittelbar durch völkerrechtliche, sondern immer nur durch 
landesrechtliche Normen und Rechtsverhältnisse berechtigt 
oder verpflichtet werden kann 2. Selbst der nur faktische, 

'■ Besonders von Heilborn, Triepel, Jellinek, Laband; vgl. auch 
Anm. 2. 

» Vgl. Stoerk in v. Holtzendorffs Handbuch, Bd. II, S. 583 ff.; 
Gareis, VölkeiTecht, S. 43; Ullmann, Völkerrecht, S. 88; v. Liszt, Völker- 
recht, S. 40; Heilborn in Kohlers Enzyklopädie, S. 1004; Zorn, Völker- 
recht, S. 26. Am eingehendsten Heilborn, System, S. 58 ff., besonders auch 
S. 62 f., 70, 79 f., 82 f., 417; s. namentlich S. 79: »Das Pflichtverhältnis 
des Büigers zum Heimatstaate ist selbstverständlich staatsrechtlicher Natur, 
gleichviel ob ersterer im Grebiete des letzteren oder eines andern Staates sich 
befindet. Den nämlichen staatsrechtlichen Charakter hat aber auch das PfUcht- 
verhältnis des Ausländers zu dem fremden Staate, in dessen Land er verweilt«; 
femer Triepel S. 20 ff., insbesondere S. 2i: »Wenn der einzelne in bezug 
auf internationale »Verhältnisse« in Wahrheit berechtigt oder verpflichtet wird, 
vermag dies nur aus einer lan des rechtlichen Satzung hervorzugehen, die 
ihrerseits freilich mit einer völkerrechtlichen in innigem Zusammenhange stehen 
kann« ; s. a. ebd. S. 254; Jellinek, System, insb. S. 324. Über das staats- 
rechtliche Verhältnis der Fremden zum Staate vgl. noch Jellinek System, S. 
116 f., Jellinek, Staatslehre, S. 405, 411, auch 415 f. Daß sogar die Ex- 
V. Overbeck, Niederlassuogsfreiheit u. Ausweisimgirecht. i 



und vielleicht ganz vorübergehende Eintritt in den »Schau- 

territorialität der fremden Gesandten und Souveräne für diese keine völkerrecht- 
liche Subjektstellung begründet, wird von Jellinek, System, S. 326 nebst Note i, 
erfolgreich nachgewiesen; ähnlich Heilborn, System, S. 166, 180, 184. 
— V. Martens, Völkerrecht, Bd. I, S. 125 gicbt zwar zu, daß die Einzel- 
personen >? nicht direkt« Subjekte des Völkerrechts seien, will aber die Kechte, 
welcher der einzelne »innerhalb der internationalen Beziehungen« genieße, in 
solche, die aus der niensclilichen Persönlichkeit Jin sich, und in solche, die aus 
der Stellung der Personen als Untertanen eines Staates entspringen, geschieden 
wissen. (Treffende Kritik bei Jellinek, System, S. 324, Note i, und bei 
Heilborn, System, S. 60, 83 ff.) Pradier-Fod6r^, Traite du Droit 
International Public Europ^en et Am6ricain, Paris 1885, Bd. I, S. 120, nennt 
die Staaten »les )^rsonnes internationales par excellence«, nachdem er die 
»internationale Persöntichkeit« der Souveräne und diplomatischen Agenten auf 
ihre Stellung »d'oi^ganes et de repr^sentants des Etats« eingeschränkt und die 
einzelnen als Schutz objekte des Völkerrechts (»mais sans etre des personnes 
internationales dans la vraie conception du raot«) charakterisiert hat. In «ähnlich 
naturrechtlicher Weise wie Martens spricht er aber von »certains droits 
incontestes et naturels (sc. der Fremden) auxquels sont venus se joindre d'autres 
droits positifs consacr^s par les usages et les traitte publics.« Siehe auch hier- 
über Heil bor n (System, S. 62), der die verschiedenen Ansichten zusammen- 
stellt und kritisch würdigt. An einer gewissen völkerrechtlichen Subjektstellung 
des Menschen hält neuerdings Bonfils, Völkerrecht, S. 80 ff., fest; vgl. 
Jellinek, System 1. c. In besondere scharfem Gegensatze zu der (in den am 
Anfang dieser Anmerkung zitierten Stellen enthaltenen) herrschenden Lehre 
erscheinen die Individuen als internationale Rechtssubjekte bei Kaufmann, 
Die Rechtskraft des internationalen Rechts nach dem Verhältnis der Staaten- 
gesetzgebung und der Staatsorgane zu demselben, Stuttgart 1899, bes. auch S. 3 ff.; 
vgl. Jellinek 1. c, v. Liszt, Völkerrecht, S. 40, Note 2; in Anlehnung 
an Fiore sucht Pfenninger, Der Rechtsbegriff und seine Anwendung auf 
das Völkerrecht, Freiburg i. B. 1902, nachzuweisen, daß den Individuen völker- 
rechtliche Rechtspersönlichkeit zukomme. — Mit der im Texte akzeptierten — 
herrschenden — Lehre steht u. E. der Begriff des »VölUerrechtsindigenats« 
(vgl. Stoerk in v. Holtzendorffs Enzyklopädie, S. 1290, und in 
v. Holtzendorffs Handbuch Bd. II, S. 588, wie auch in Labands 
Archiv XVI 1901, S. 156; Gareis, Völkerrecht, S. 133 f.; Rivier, 
Völkerrecht, S. 196; v. Liszt, Völkerrecht, S. 112) in keinem Widerepruch, 
solange dasselbe lediglich als Ausfluß der Staatsangehörigkeit in einem Staate 
der Völkeirechtsgemeinschaft aufgefaßt wird, um den einzelnen als den Gegen- 
stand völkerrechtlicher Rechte seines Heimatstaates und entsprechender 
Pflichten der fremden Staaten zu kennzeichnen, ohne ihm damit völkerrecht- 
liche Subjektivität irgend welcher Art zu vindizieren. In diesem Sinne 
dürfte der Begriff für das Völkerrecht ebensowenig juristisch unbrauchbar sein, 
als etwa für das Zivilrecht der der res in commercio und extra commercium. 
Gegen den Begriff des völkerrechtlichen Indigenats Jellinek, System, S. 324, 
Note I und, ihm folgend, Triepel, S. 13, Note i. 
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platz der Herrschaft« 3 eines Staates unterwirft das Indivi- 
duum der staatsrechtlich prinzipiell nicht beschränkten Macht 
der inländischen Normen und der diesen entsprechenden 
Staatsakte 4. Mag auch der Staat in seiner internen Gesetz- 
gebungs- und Verwaltungstätigkeit sich zu den Völker- 
recht swidrigsten Machtausschreitungen versteigen — 
staatsrechtlich kann trotzdem sein Tun legitim, seine 
Norm bindend bleiben, auch dem nicht durch das Band der 
Staatsangehörigkeit, sondern lediglich kraft der Gebiets* 
hoheit Unterworfenen gegenüber 5, wenn auch freilich das 
Verhältnis des Ausländers zum Staate an »Intensität« (Georg 
Meyer) hinter dem des Inländers — sowohl was die 
Rechts- als auch was die Pflichtensphäre betrifft — natur- 
gemäß zurückbleiben wird^. 

Mit jener allgemeinen publizistischen Lehre steht — 
im wesentlichen nur als eine besondere Emanation der- 
selben — der ebenfalls fast unbestrittene Satz in engstem 



3 Über diesen, den Charakter des Imperiums treffend hervorhebenden 
Ausdruck Zitelmans (Internationales Privatrecht, Bd. I, Leipzig 1897, S. 91) 
vgl. auch Jellinek, Staatslehre, S. 381, Note 2; ferner ebd. S. 385 f; 
Anschütz, Deutsches Staatsrecht in Kohlers Enzyklopädie Bd. II, S. 453. 

4 Vgl. hierzu Meyer-Anschütz, Staatsrecht, S. 792; Anschütz, 
Deutsches Staatsrecht in Kohlers Enzyklopädie Bd. II, S. 527; v. Seydel, 
Staatsrecht Bd. I, S. 269 f; Heimburger, Der Erwerb der Gebietshoheit, 
Karlsiuhe 1888, S. 30; v. Liszt, Völkerrecht, S. 77. Siehe auch v. Gerber, 
Orundzüge des deutschen Staatsrechts, 3. Aufl., Leipzig 1888, S. 66. 

5 Vgl. außer den bisherigen Zitaten: Triepel, bes. S. 258 ff., 267 ff. 
Die — ich möchte sagen : dynamische — Überlegenheit der inländischen Terri- 
torialhoheit gegenüber der ausländischen Personalhoheit richtig betont von 
Heilborn in Kohlers Enzyklopädie S. 1022 f.; s. auch Heilborn, System, 
i5. 81 f.; V. Liszt, Völkerrecht, S. 105, wo richtig darauf hingewiesen wird, 
daß die Befehlsgewalt des Heimatstaates den in der Fremde weilenden Ange- 
hörigen gegenüber — infolge der Gebietshoheit des Aufenthaltsstaates — der 
Zwangsgewalt entbehrt. Vgl. noch Heimburger a. a. O. S. 81 f ; v. Seydel, 
Bayrisches Staatsrecht, Erste Auflage Bd. I, Freiburg i. B. 1884 S. 644. Siehe 
auch schon Pütter, Das praktische europäische Fremdenrecht, Leipzig 1845, ^^s. 
S. 6, 26 ff. Von der singulären englischen und nordamerikanischen Auffas- 
sung, welcher das Völkerrecht als ein Bestandteil des eigenen staatlichen 
Rechtes gilt, sehe ich hierbei ab; daß übrigens diese Auffassung auch in der 
Wissenschaft englischer Zunge nicht mehr die allein herrschende ist, wird 
■von Triepel, S. 134 ff. nachgewiesen. 

6 S. Meyer-Anschütz, Staatsrecht, S. 792. 
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Zusammenhange, daß nicht allein die auf Gewohnheit oder 
auch auf rechtsetzende Vereinbarung basierten völkerrecht- 
lichen Normen, sondern auch die Staatsverträge im eigent- 
lichen Sinne, welche ja vermöge ihrer Fassung und der 
oft mangelhaften Form ihrer Ausführung nur zu leicht den 
Schein einer das Individuum berechtigenden oder verpflich- 
tenden Wirkung erwecken können, der intern-staatlichen 
Aktion bzw. Sanktion bedürfen, um dem einzelnen gegen- 
über ihre Kraft zu bewähren. Mit Konsequenz und Schärfe 
ist dieses — in den einzelnen Staatsvertragstheorien sehr 
verschieden nuancierte — Prinzip besonders auch von 
Laban d formuliert worden, der die Notwendigkeit des 
Befolgungsbefehls als Voraussetzung für die innerstaatliche 
Wirksamkeit der Staatsverträge auf das eindringlichste 
betont7. 



7 Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. Ii6: »Ein Staatsvertrag hat an 
und für sich gar keine Rechtswirkungen nach Innen (gegen Behörden 
und Untertanen), sondern einzig und allein nach Außen.« Ebd. S. 120: 
»Völkerrechtlich ist der Abschluß des Vertrages der entscheidende Vor- 
gang, staatsrechtlich die Verkündigung.« (S. auch Erste Aufl. 1878 Bd. II, 
S. 152 ff., sowie Desselben Staatsrecht des Deutschen Reiches im Hand- 
buch des öffentlichen Rechts II i, 3. Aufl., Tübingen und Leipzig 1902.) 
Meyer- Anschütz, Staatsrecht, S. 54, 696; v. Seydel, Staatsrecht Bd. III, 
S. 736. Vgl. femer: Jellinek, System, S. 327; Ders., Die rechtliche Natur 
der Staatenverträge, Wien 1880, bes. S, 56; Seligmann, Beiträge zur Lehre 
von Staatsgesetz und Staa tsvertrag, Bd. II, Abschluß und Wirksamkeit der 
Staatsverträge, Freiburg i. B. 1890, S. 8, 9, 207 ff.; Ernst Meier, Über den Ab- 
schluß von Staatsverträgen, Leipzig 1874, bes. S. 329 ff.; Nippold, Der 
völkerrechtliche Vertrag, Bern 1894, insbes. auch S. 76 — 79; Heilborn, 
System, S. 71 f.; Ders. in Kohlers Enzyklopädie, S. 1004 und 1008; 
Schulze, Das Preußische Staatsrecht, Leipzig 1888, S. 13; Blumer-Morel, 
Staatsrecht, Bd. III, S. 350. An einer andern Stelle freilich bezeichnet Blumer- 
Morel den »beliebten Satz, daß Staatsverträge nur unter den kontrahierenden 
Staaten Rechte schaffen«, als »unrichtig« (ebd. S. 357), das — notwendige und 
ausreichende — Medium der staatsrechtlichen Qualifizierung des Vertragsinhalts 
außer acht lassend. S. endlich Triepel S. 115 ff.; sehr richtig betont Triepel 
den Dualismus von Vertragsschluß einerseits und Gesetzeserlaß anderseits — gerade 
auch mit Beziehung auf die Schweiz — im folgenden (S. 122): »Auch wo, wie in 
der absoluten Monarchie und in der Repräsentativdemokratie, Vertragsschluß 
und Gesetzeserlaß in der Hand eines und desselben Staatsorganes ohne jede 
entscheidende Beteiligung eines andern liegen, z. B. in der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft (Bundesverfassung Art. 85, Z. 2, 5) tritt der auf den Ver- 
tragsschluß und der auf den Gesetzeserlaß gerichtete Wille insofern getrennt 



— 5 — 

Inmierhin ist es auch völkerrechtlich bedeutsam, 
die den Ausländer umgebende Sphäre öffentlichrechtlicher 
Anerkennung und Verpflichtung genetisch zu untersuchen^. 
Denn tatsächlich wird der moderne Kulturstaat sich den 
völkerrechtlichen Forderungen kaum entziehen, geschweige 
denn in offenen Widerspruch zum Völkerrechte setzen 
können, da in letzter Konsequenz eines solchen Verhaltens 
seine Mitgliedschaft in der internationalen Staatengemein- 
schaft und seine für die eigene Lebensentfaltung so not- 
wendige Teilnahme am Staatenverkehre gefährdet oder 
erschüttert werden müßte. Zu den allerwichtigsten Gebieten, 
auf denen völkerrechtliche Rechts- und Pflichtverhältnisse 
zur Entstehung und zu zikuter Bedeutung gelangen können, 
gehören aber gerade die Fragen des Fremdenrechts, wenn- 
gleich die fremden Staatsangehörigen ausschließlich als die 
Gegenstände, niemals als die Subjekte des völkerrecht- 
lichen Verkehrs in Betracht kommen. So sind denn auch 



zutage, als sich der eine in der Vornahme oder Anordnung der Ratifikation, 
der andere in der Bewirkong oder dem Befehle der Publikation äußert.« Ganz 
anders Kaufmann a. a. O., S. 28 ff., im Einklang mit seiner Auffassung 
von der internationalen Subjektstellung des Individuums (vgl. o. Anm. 2). 
Ähnlich Leoni in Labands Archiv I 1886, S. 498 — 511. Einheitlichkeit 
des — staatsrechtlichen und völkerrechtlichen — Rechtseffektes angenommen 
von Stoerk, Art. Staatsverträge in v. Stengels Wörterbuch Bd. 11, S. 524; 
indessen ist für die Wirksamkeit der Staatsverträge als einer allgemein ver- 
bindlichen Landesrechtsnorm auch nach Stoerk die Publikation (nicht aber 
ein ausdrücklicher Gesetzesbefehl) notwendig. (Ebd. S. 527.) In Konsequenz 
seiner Theorie vom nicht juristischen Charakter des Völkerrechts lehrt Zorn, 
Völkerrecht, S. 144, »daß der Inhalt des Vertrages Rechtscharakter und 
Rechtsverbindlichkeit erst mit dem Augenblicke erhält, in welchem er nach 
den Vorschriften des betreffenden Staates die Kraft positiven Rechts erlangt 
hat.« Hierzu Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 121, Note i, und Meyer-An- 
schütz, Staatsrecht, S. 696, Note 2. 

8 Über die — gerade im Fremdenrechte besonders deutlich hervor- 
tretende — Annäherung zwischen Staatsrecht und Völkerrecht vgl. Richard 
Schmidt, Allgemeine Staatslehre, Bd. I, Leipzig 1901, S. 187. Siehe auch 
Anschütz, Deutsches Staatsrecht in Kohlers Enzyklopädie Bd. II, S. 527; 
Heilbom, System, S. 80: »Ist auch der Mensch nur staatsrechUiches, nicht 
völkerrechtliches Pflichtsubjdct, so hängen doch mit der staatsrechtlichen Unter- 
werfung des einzelnen unter die Personalhoheit des Heimatstaates und unter 
die Territorialhoheit des fremden Staates wichtige völkerrechtliche Rechte 
dieser Staaten zusammen.« Vgl. im übrigen das oben Anm. 2 a. E. über das 
völkerrechtiiche Indigenat Gesagte. 
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die für die Verhältnisse der Ausländer maßgebenden Normen 
fast regelmäßig, wo nicht mit besonderer Rücksicht auf 
völkerrechtliche Rechte oder Pflichten, so doch in — viel- 
leicht oft unbewußtem — Einklang mit den Forderungen 
und Gewährungen des Völkerrechts ergangen 9, und lassen 
daher häufig allgemeinere Schlüsse auf die völkerrechtlich 
gebotenen , verbotenen oder erlaubten Gestaltungsformen 
des Fremdenrechts zu. Ähnliches gilt von der den Aus- 
länder betreffenden intern-staatlichen Praxis. 

Ihre letzte rechtliche — wiewohl jenseits des staatlichen 
Rechts wurzelnde — Sanktion erwarten also die die öffent- 
lichrechtlichen Verhältnisse der Ausländer regelnden inner- 
staatlichen Normen und Staatsakte vom Völkerrechte, sei 
es, daß dasselbe in allgemeinen, durch die Gewohnheit oder 
auch durch rechtsetzende Vereinbarung entstandenen Sätzen 
zutage tritt, oder daß es sich um besondere, durch eigent- 
lichen Staatsvertrag begründete Berechtigungen oder Ver- 
pflichtungen des Staates handelt. 

Die Sätze, daß kein Staat prinzipiell alle Fremden oder 
alle Angehörigen eines bestimmten fremden Staates von 
seinen Grenzen ausschließen solle, wohl, aber für Nieder- 
lassung, Aufenthalt etc. der Fremden bestimmte Bedin- 
gungen festsetzen, wie auch einzelne Fremde oder Fremden- 
gruppen im eigenen Interesse abweisen oder ausweisen dürfe ^°, 



9 »Die Vermutung spricht dafür, daß die »Staatenpraxis« völkerrechts- 
gemäß ist«; Triepel S. 99; s. auch ebd. S. 397 ff. 

10 Über Abweisung und Ausweisung s. u. a. Heff ter-Geffken, Völker- 
recht, S. 140; Rivier, Völkerrecht, S. 198; v. Liszt, Völkerrecht, S. 203; 
Bonfils, Völkerrecht, S. 234; Rolin-Jaequemyns, Droit d'expulsion des 
6trangers in der RDI. XX 1888, S. 498 ff.; Langhard, Politische Fremden- 
ausweisung, S. I ff., 54; Lehmann, Die Ausweisung im System des deutschen 
Fremdenrechts, Gartz a. O. 1899; Bornhak, Ausweisung, S. 107 ff. Vgl. 
femer die Arbeiten des Institut de Dioit International zu Lausanne 1888 
(Annuaire X, S. 227 ff.), zu Hamburg 1891 (Annuaire XI, S. 273 ff.), 
zu Genf 1892 (Annuaire XII, S. 184 ff.), dazu Ullmann, Völkerrecht, 
S. 247, Note i; v. Orelli in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft IX 1889, bes. S. 540: »Die Ausweisung ist staatsrechtlich 
begründet, völkerrechtlich in gewisse Grenzen gebannt.« Vgl. noch v. Marti tz, 
Internationale Rechtshilfe in Strafsachen, Leipzig 1888, Bd. I, Erstes Kapitel: 
Das Ausweisungsrecht, bes. S. 18 ff.; v, Bar, Theorie und Praxis Bd. I, 
S. 292 ff., Bd. II, S. 692 ff.; Bluntschli, Völkerrecht, Einleitung, S. 26—28; 
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daß er den Fremden in seinem Gebiete seinen Rechtsschutz 
gewähren müsse, daß er ihnen keine politischen Rechte 
zuzugestehen brauche usw. — solche Sätze bieten Beispiele 
für die ersterwähnte Art völkerrechtlicher Gewährung bzw. 
Bindung. Nach ihnen richtet sich, innerhalb ihrer Schranken 
hält sich im Normalfalle der moderne Staat. 

Die zweite Gruppe den Ausländer betreffender Normen 
und Akte — die der speziell auf völkerrechtlichem Vertrage 
beruhenden — kann bei der reichen Mannigffaltigkeit des inter- 
nationalen wie jedes nationalen Lebens selbstverständlich 
zwischen und in den einzelnen Staaten den verschieden- 
artigsten Ausgestaltungen unterliegen. 

Die regelmäßige Art, in welcher die Staaten ihre 
durch Staatsvertrag begründeten Rechte zu betätigen und die 
entsprechenden Pflichten zu erfüllen pflegen, ist aber folgende: 
Der Inhalt des Vertrages wird, unter Anwendung der für 
die Regelung der betreffenden Materie staatsrechtlich erfor- 
derlichen, genügenden und verfügbaren Formen (Verfügung, 
Verordnung, Gesetz)", zu einer die Untertanen — und zwar 
in allererster Linie die mit Organstellung bekleideten — 
bindenden, staatsrechtlichen Norm insoweit erhoben, als 
dies bei den einzelnen Vertragsbestimmungen begriff- 
lich möglich ist". Die teilweise äußere Inhaltsgleichheit 



in seinem »Rechtsbuche« selbst erscheint (§ 500 d) »die Zurückweisung oder 
Ausweisung der Angehörigen des verletzenden Staates aus dem Gebiete des verletz- 
ten Staates* lediglich als eine der — völkerrechtlich erlaubten — Repressalien. 

XI Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 146; Meyer- Anschütz, Staats- 
recht, S. 696, 702; V. Seydel, Staatsrecht, Bd. III, S. 736; Jellinek, 
System, S. 327; v. Stengel, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, Stutt- 
gart 1886, S. 27. — Der Staatsvertrag als solcher ist — wie auch Otto Mayer, 
Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. II, Leipzig 1896, S. 459 mit Note 12 her- 
vorhebt — nicht »Verwaltungsrechtsquelle.« Wohl aber muß das — mit 
dem Vertrage zum Teil inhaltsgleiche »Vertragsgesetz« (s. a. Anm, 12) als 
solche anerkannt werden. Vgl. i. übr. oben Anm. 7. 

" Ähnlich im wesentlichen Triepel, bes. S. 401 f. — V. a. kann 
natürlich das dem Vertrage entsprechende Gesetz sich nur an die seinem Geltungs- 
bereich Unterstehenden richten. Die Vertragsbestimmung z. B., daß die 
Deutschen in der Schweiz den Schweizern in gewissen Richtungen gleich- 
zustellen seien, kann selbstverständlich nicht zum Inhalte eines deutschen 
Gesetzes gemacht werden! — sondern nur die umgekehrte, entsprechende, 
welche den Schweizern in Deutschland Gleichbehandlung mit den Deutschen sichert* 
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des völkerrechtlichen Vertrages und des staatsrechtlichen 
Befehles darf aber niemals über den — durch mangelhafte 
Ausfertigung und Verkündigung der »Vertragsgesetze« ^3 
häufig verschleierten ^4 — Dualismus der völkerrechtlich 
begründeten Rechte und Pflichten des Staates einerseits, 
der staatsrechtlich begründeten Rechte und Pflichten der 
Individuen anderseits hinwegtäuschen '5. 

— Die soeben ihrer — allgemeinen objektiven oder spe- 
ziellen subjektiven — völkerrechtlichen Unterlage nach geschie- 
denen Komplexe völkerrechtsgemäßer für das Fremdenrecht 
erheblicher Normen und Akte lassen sich im einzelnen 
keineswegs immer durch eine feste Schranke voneinander 
trennen, sondern fließen vielmehr an zahllosen Stellen zu- 
sammen; denn einerseits werden häufig Sätze, welche von 
der Wissenschaft und Praxis längst als völkerrechtliches 
Gemeingut angesehen und innerhalb des Staatenlebens dem- 
entsprechend gehandhabt und befolgt worden sind, in Form 
der Begründung subjektiver Rechte und Pflichten durch 
völkerrechtlichen Vertrag neu auftreten, bzw. eine verstärkte 
Sanktion erfahren ^^; anderseits läßt sich beobachten, daß 
den — oft in wörtlich übereinstimmender Fassung zwischen 

13 Heilborn, Der Staats vertrag als Staatsgesetz in Labands Archiv 
XII 1897, S. 142; Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 151. Gegen den Heil- 
born sehen Ausdruck »Vertragsgesetz« Meyer-Anschütz, Staatsrecht, S. 700, 
Note II. Sachlich ist aber seine Auffassung mit der Heilborns im wesent- 
lichen in Einklang, ebd. S. 698, N. 8: »Im Innern des Staates gilt der Ver- 
trag nicht als Vertrag, sondern als Gesetz.« 

14 Kritik des preußisch-deutschen Ausfertigungs- und Verkündigungsmodus 
bei Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 150 ff; übereinstimmend Meyer-An- 
schütz, Staatsrecht, S. 705, Note 18. 

^5 S. oben Anm. 7. 

»6 So wird beispielsweise in dem Freundschafts-, Niederlassungs-, Handels- 
und Auslieferungsvertrage zwischen der Schweiz und den Verreinigten Staaten 
von Amerika vom 25. November 1850 (in Kraft getreten — in veränderter 
Fassung — am 8. November 1855) Art. i Abs. 3, die Ausübung der poli- 
tischea Rechte ausdrücklich .von den den gegenseitigen Untertanen zu gewäh- 
renden Vorteilen ausgenommen. (Eich mann Verträge, S. 326.) Vgl. auch 
die ausdrückliche Zusicherung der Befreiung . der wechselseitigen Untertanen 
von der Militärpflicht — ebenfalls nur in Betätigung einer ohnehin allgemein 
anerkannten völkerrechtlichen Pflicht — in Art. 7 des deutsch-schweizerischen 
Niederlassungsvertrages. (Näheres unten.) — Vgl. auch v. Savigny, System 
des heutigen römischen Rechts, Bd. VIII, Berlin 1849, bes. S. 31. 
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den verschiedensten Staaten wiederkehrenden — Vertrags- 
stipulationen eine völkerrechtliches Gewohnheitsrecht bildende 
Kraft '7 innewohnt^». 

Femer ist es natürlich, wie wohl zu beachten ist, keines- 
wegs ausgeschlossen, daß ein Staat nicht allein seine völker- 
rechtlichen Verpflichtungen mit Beziehung auf die fremden 
Staatsangehörigen erfüllt, sondern den letzteren sogar ein 
Entgegenkommen beweist, welches über die völkerrecht- 
lichen Mindestforderungen weit hinausgreift, oder aber daß 
die völkerrechtliche Pflicht sich in concreto überhaupt nicht 
gerade in einem Entgegenkommen — selbst den Unter- 
tanen des berechtigten Heimatstaates gegenüber — erschöpft 
Ja, während das Völkerrecht dem Staate geradezu eine auf 
die Beschränkung der Fremden gerichtete Aktion — wie 
etwa die Auslieferung — auferlegen kann, wird umgekehrt 
eine zu weit gehende Rücksichtnahme auf den Ausländer 
nicht ganz selten zur Trübung internationaler Beziehungen, 
zur Geltendmachung angeblich verletzter völkerrechtlicher 
Ansprüche führen können, wenn etwa der Heimatstaat eine 
ausreichende Kontrolle über seine fernen Untertanen von 
Seiten des Aufenthaltsstaates zu vermissen glaubt ^9. Freilich 
dürfen auch hier die vom Heimatstaate hinsichtlich der Behand- 
lung seiner Untertanen erhobenen Postulate, sollen sie anders 
als völkerrechtlich gerechtfertigt erscheinen, die Souveränität 
des — auf gleicher Kulturstufe stehenden — Aufenthalts- 
staates in keiner Weise tangieren 2°. 



^7 bzw. die Bedeutung konkludenter Handlungen als Äußerung des Staats- 
willens, vgl. Triepel, S. 98 ff., bes. S. 100. 

18 V. Liszt, Völkerrecht, S. 12. 

19 Wie i. J. 1889 der Schweiz gegenüber anläßlich des Falles Wohlgemuth. 
Außer Deutschland führten damals auch Rußland und Österreich Klage über allzu 
große Toleranz den anarchistischen und revolutionären Elementen gegenüber. 
Aegidi, Bd. LI 1891, S. 131; BBl. 1889 III S. 654; v» Salis Bd. I, 
No. 119, S. 409; Näheres imten. — Über das Veriialten Englands zur 
Frage der Asylgewährung vgl. v. Liszt, Das Völkerrecht, 3> Aufl., Berlin 1904, 
S. 60; anderseits Craies, Le droit d'expulsion des ^trangers en Angleterre 
im J.D.LP. Xn 1889. S. 239 ff. 

30 Wie es in dem L v. Anm. erwähnten Konflikt nach schweizerischer Auf- 
fassung — der später im Prinzip auch Deutschland beipflichtete — durch die 
Konstruktion einer Ausweisungsp flicht geschah. S. u. § 5 I, a. E. 
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Denkbar ist endlich auch, daß der Staat sich in seinem 
Verhalten den Ausländern gegenüber nicht, oder doch nicht 
bewußt, durch Rücksichten des Völkerrechts, sondern etwa 
durch solche der Courtoisie, der Humanität oder auch ledig- 
lich des eigenen Interesses leiten läßt*^ Aber selbst in 
solchen Fällen werden die Handlungen seiner Legislative 
und Exekutive — da alles, was dem Ausländer gegenüber 
geschieht, für dessen Heimatstaat von Interesse sein muß — 
sich keineswegs als völkerrechtlich irrelevant, sondern ent- 
weder als völkerrechtswidrig oder als völkerrechtsgemäß 
darstellen 22, und im zweiten Falle — trotz rechtlich gleich- 
gültiger Motive der gedachten Art^s — auf völkerrecht- 
liche Normen als auf ihre letzte rechtliche Grundlage ^3 
zurückführen oder zum mindesten stützen lassen. 

Nicht zufällig erschien uns die Staatsgewalt, soweit 
ihre Tätigkeit — freiwillig oder unfreiwillig, bewußt oder un- 
bewußt — vom völkerrechtlichen Standpunkte aus beacht- 
lich wird, bisher im wesentlichen nur in den Funktionen 
der Gesetzgebung und Verwaltung. Es erübrigt nunmehr, 
die Bedeutung der Rechtsprechung unter dem gleichen 
Gesichtspunkte kurz zu würdigen. Bei der absoluten Bin- 
dung der Rechtsprechung an das heimische Recht und 
ihrer ebenso vollkommenen Unabhängigkeit von allen andern 
Faktoren muß ihr Verhältnis zum Völkerrecht mit begriff- 
licher Notwendigkeit völlig verschieden sein von demjenigen 
der beiden andern staatlichen Funktionen. Denn während 
sowohl die Gesetzgebungs- als auch die — innerhalb des 
gesetzlichen Rahmens freie — Verwaltungstätigkeit des 
Staates sehr wohl der Betätigung völkerrechtlicher Rechte, 
der Erfüllung entsprechender Pflichten dienstbar gemacht 



21 Vgl. Triepel S. 278. 

22 Den Kreis des »völkerrechtlich bedeutsamen« Landesrechts scheint mir 
Triepel S. 272 ff. etwas zu eng zu ziehen. 

23 Auch im Völkerrechte braucht, wie auf andern Rechtsgebieten, die 
rechtliche Irrelevanz eines Motivs der rechtlichen Relevanz einer Tatsache 
nicht entgegenzutreten. Auch im öffentlichen Rechte können Motiv und 
causa auseinanderfallen; in der Regel wird allerdings das, was völkerrechtlich 
als causa wirkt, für die staatsrechtliche Betrachttmg nur noch als Motiv 
erscheinen. 
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werden , völkerrechtlich motiviert oder »völkerrechtlich 
gebunden 24« sein kann, ist der Richter primär lediglich 
auf sein Landesrecht (mag dasselbe nun völkerrechtsgemäß 
oder völkerrechtswidrig sein) angewiesenes, das ihm dann 
freilich sekundär die Anwendung fremden Rechtes zur 
Pflicht machen kann. Das Völkerrecht als solches kann 
er überhaupt nicht anwenden 26. Es ist infolgedessen 
begrifflich ausgeschlossen, daß eine Rechtsverletzung, die 
ein Fremder im Wege der Rechtsprechung erleiden würde, 
sich als eine Völkerrechtsverletzung darstellen könnte. 
Verletzt wird höchstens das — freilich eventuell in Erfül- 
lung einer völkerrechtlichen Pflicht statuierte — Landes- 
recht; und von einer Völkerrechtsverletzung würde nur 
dann gesprochen werden können, wenn der Staat es unter- 
ließe, der gerügten Unbill mit seinen legislativen Macht- 
mitteln und seinem administrativen Einflüsse, soweit ihm 
dies tatsächlich und rechtlich möglich wäre, zu steuern. 
Das Gesetz selbst kann völkerrechtswidrig sein (wenn es 
etwa dem Fremden den Schutz der Gerichte verweigert), 
niemals aber die Tätigkeit des Richters, den ja das Landes- 
recht allein angeht. Die interne Rechtsprechung ist, streng 
formal genommen, völkerrechtlich irrelevant. Tatsächlich 
kann sie aber für die in letzter Linie auch völkerrechtlich 
geschützten Interessen und Zwecke eine desto höhere Bedeu- 
tung erlangen. Denn zu dem landesrechtlichen, also vom 
Richter zu berücksichtigenden, Rechtsstoffe gehören auch 
die auf völkerrechtlicher Motivation beruhenden, namentlich 
die in Erfüllung von Staatsverträgen erlassenen, Staats* 
gesetze. Da aber letztere Gesetze — oder, wie man auch 
sagen kann, die Verträge »als« Gesetze — mit den völker- 
rechtlichen Rechtsgeschäften, denen sie dienen, inhaltlich. 



24 Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd, II, Leipzig 1896, 
S. 459. 

25 Vgl. z. B. Heilborn, System S. 161 ; v. Bar, Internationales Privat- 
recht in Kohlers Enzyklopädie, Bd. II, S. 12. 

^ Vgl. Jellinek, System, S. 326, und den dort (Note 2) mitgeteilten, 
für das Verhältnis zwischen Völkerrecht und Staatsrecht höchst lehrreichen 
Fall Windischgrätz. (Stellung des Art. XIV der deutschen Bundesakte zum 
österreichischen Staatsrecht.) Vgl. aber andrerseits auch Triepel S. 438 ff. 
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wenigstens teilweise, genau übereinstimmen, so ist es für 
den fremden Staat von der höchsten Wichtigkeit, welches 
Schicksal ihnen von der internen Judikatur bereitet wird. 
Bei wachsender Rechtssicherheit und Kultur aber, und 
bei steigendem Vertrauen in die Rechtspflege, auch der 
fremden Staaten, wird es natürlich mehr und mehr als wert- 
volle Garantie empfunden werden, wenn jeder. Staat die 
internationalen Interessen — gerade auch mit Beziehung auf 
die Stellung der fremden Untertanen — eines vollen und 
zuverlässigen richterlichen Schutzes teilhaftig werden läßt. 



Um nun der modernen Gestaltung der öffentlichrecht- 
lichen Beziehungen zwischen Ausländer und Aufenthalts- 
staat unter einem ihrer wichtigsten — sogleich näher zu 
bezeichnenden — Brennpunkte nachzuforschen, seien als 
besonders charakteristische Hauptbeispiele zunächst die hier 
in Betracht kommenden Erscheinungsformen des deutschen 
allgemeinen und partikularen Staatsrechts und der einschlä- 
gigen Praxis, als weiteres Hauptparadigma aber das öffent- 
liche Recht und die staatliche Praxis der Schweiz heraus- 
gegriffen, welch letztere ja schon aus den bekannten geo- 
graphischen und ethnographischen, politischen und sozialen 
Gründen ein üppiges Feld für die Entfaltung internationalen 
Lebens bietet, und zudem vermöge ihres bundesstaatlichen 
Charakters gerade auch den Betrachter des deutschen Staats- 
rechts und der in ihm wirksamen völkerrechtlichen Rechts- 
sätze und Rechtsverhältnisse zur parallelen Untersuchung 
reizen muß. 

Die so überaus reiche Fülle von Beziehungen der 
schweizerischen Bundesgewalt und der kantonalen Staats- 
gewalten zu dauernd oder vorübergehend ihr Gebiet berüh- 
renden oder bewohnenden Fremden ^7, und die viel verzweigte 
und dabei enge Verkettung der Eidgenossenschaft mit fast 
allen europäischen und vielen außereuropäischen Staaten 



27 über die Fülle der Fremdenbevölkerung in der Schweiz vgl. z. B. 
V. Salis, Bd. II, No. 452; Rigert, Bundesgesetz betr. die Erwerbung des 
Schweizerbürgerrechtes und den Verzicht auf dasselbe (vom 25. Juni 1903), 
Zürich 1905, S. 18 und 19. 
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durch Niederlassungsverträge bringt es übrigens — zunächst 
mehr in tatsächlicher Richtung — mit sich, daß das 
Walten und Fortwirken der völkerrechtlichen Norm, des 
völkerrechtlichen Rechtsverhältnisses in der Gesetzgebung 
und Praxis der Schweiz ganz besonders deutlich, den Reprä- 
sentanten der Staatsgewalt bewußt, im Vordergrunde bleibt 
Bei den meisten andern Ländern — Deutschland nicht aus- 
genommen — hingegen läßt sich beobachten, daß in der 
internen Gesetzgebungs- und Vollzugstätigkeit die völker- 
rechtlichen Beschränkungen und Ermächtigungen, Verpflich- 
tungen und Berechtigungen entschieden weniger bewußt, 
wenn auch nicht notwendig weniger intensiv, als motivierend 
empfunden werden. Ihren prägnantesten rechtlichen Aus- 
druck erhält diese Sachlage dadurch, daß gerade in der 
Schweiz dem Individuum ein Beschwerderecht wegen 
Verletzung von Staatsverträgen gegeben ist 2^. Diese hellere 
Beleuchtung, in welcher hier — im Vergleich zu unserem 
ersten Hauptparadigma — das Völkerrecht auf das innerstaat- 
liche öffentliche Fremdenrecht ausstrahlt, wird denn auch eine 
eingehende Berücksichtigung der einschlägigen schweizeri- 
schen Judikatur für die Zwecke der Darstellung nahelegen. 

Unter den Völkerrechtsquellen aber, welche die dem 
Ausländer staatlicherseits zuzuweisende Stellung normieren, 
möge — den als Beispiele gewählten Völkerrechtssubjekten 
entsprechend — der Niederlassungs vertrag zwischen dem 
Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft im Mittelpunkte unserer Betrachtung stehen. 

Als ein typischer, ja als der klassische Fall einer ver- 
traglichen Regelung die wechselseitigen Untertanen betref- 
fender Verhältnisse tritt uns dieser Staatsvertrag aus fast 
allen neueren Darstellungen des Völkerrechts, des Staats- 
rechts, des Verwaltungsrechts entgegen ^9; äußerlich dürfte 
sich schon hieraus das Einfließen einer eingehenden — die 



28 Art. 113, Ziff. 3 B V.; vgl. Jellinek, System, S. 120. Nähere» 
unten § 8. 

»9 Vgl. u.V. a.: V. Liszt, Völkerrecht, S. 198; Bonfils, Völkerrecht, 
S. 235; Meyer- An schütz, Staatsrecht, S. 807, Note 18; v. Stengel, Art. 
Niederlassung in seinem Wörterbuch des Deutschen Verwaltungsrechts, Bd. II, 
S. 168 f. 
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zugehörige Litteratur und Praxis verwertenden — Exegese 
seiner Bestimmungen (die bisher, so viel ich sehe, noch 
nirgends unternommen ist) in unsere Darstellung einiger- 
maßen rechtfertigen. Die stereotype, in zahlreichen andern 
Staatsverträgen und Vertragsartikeln gleichen oder ähnlichen 
Inhalts wiederkehrende Fassung unseres — eben dadurch 
als Schulbeispiel geeigneten — Vertrages*9* wird aber den 
Anlaß bieten, auch die Bestimmungen manches andern — 
analogen — Vertrages, besonders der Schweiz (das Deutsche 
Reich hat eigentliche Niederlassungs vertrage mit 
weiteren Staaten nicht abgeschlossen 3o), zwanglos heran* 
zuziehen und die innerstaatliche Realisierung, derselben zu 
beachten. Die so etwa gewonnenen völkerrechtlich- staats- 
rechtlichen Einblicke müssen ihrerseits wieder — eben 
infolge jener Uniformität der Vertragstexte — der Aus- 
legung auch des deutsch-schweizerischen Vertrages zustatten 
kommen. Mit Hilfe solcher Wechselwirkungen völkerrecht- 
licher Quelleninterpretation dürfte dem Ziele einer synthe- 
tischen Erfassung der Grundlagen des öffentlichen Fremden- 
rechts überhaupt mit Erfolg zugestrebt werden können, 
trotz — oder gerade mit Hilfe — jener prinzipiellen metho- 
dischen Beschränkung der Darstellung auf einzelne Völker- 
rechtssubjekte und Völkerrechtsquellen als Paradigmata, 



Neben dem Nichtbesitz der politischen Rechte bildet 
— wie hier zunächst nur angedeutet werden soll — der 
Mangel eines Aufenthalts rechtes das wichtigste, die Stellung 
des Ausländers im Staate von derjenigen des Inländers 
unterscheidende Moment 3^ Aber während der Ausschluß 
des Ausländers vom innerpolitischen Leben als etwas 
geradezu Selbstverständliches, aus dem Staatsbegriffe einer- 



29a Manche seiner Sätze erscheinen geradezu als festgeprägte völkerrecht- 
liche Verkehrsformeln. 

30 Siehe jedoch unten § 4. 

31 Der Mangel der politischen Rechte und der Mangel des Aufenthalts- 
rechts als eigentliche Kriterien der Ausländerstellung sehr gut hervorgehoben 
bei V. Martitz, Das Recht der Staatsangehörigkeit im internationalen Verkehr 
in Hirths Annalen 1875. 
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seits, der Ausländerqualität anderseits unmittelbar Fließendes 
im nationalen Leben wie im internationalen Verkehr hin- 
genommen wird und nur selten zu Schwierigkeiten führt, 
heischt das Fehlen eines Aufenthaltsrechtes eine inter- 
nationcdrechtliche Remedur. Ohne ein Minimum inter- 
nationaler Bewegungs- und Aufenthaltsfreiheit können 
fremdenrechtliche Verhältnisse überhaupt nicht gedeihen. 
Unter den Beziehungen des Ausländers zur inländischen 
Staatsgewalt erscheint deshalb die durch das Gebiet ver- 
mittelte als die weitaus wichtigste und aktuellste. Ja, die 
Art, wie diese Beziehung geregelt wird, ist allem Übrigen 
präjudiziell. 

So nehmen wir denn auch in der modernen Kultur- 
entwicklung wahr, wie der einmal zugelassene Fremde 
— abgesehen von vereinzelten, deutlich den Charakter 
der Ausnahme tragenden Bestimmungen — durch die 
Gesetzgebung und durch die Tätigkeit der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden in immer wachsendem Maße 
ganz ebenso beherrscht und beschützt wird, wie der 
Inländer selbst. 

Unsere Aufgabe wird sich dementsprechend darauf 
konzentrieren dürfen, in allererster Reihe die Voraus- 
setzungen der internationalen Niederlassungsfreiheit — und 
ihres Korrelats, des staatlichen Aus Weisungsrechts — , vor- 
wiegend an der Hand der erwähnten Beispiele, zu prüfen 
und systematisch zu ordnen. Auf dieser Grundlage soll dann 
zum Schluß in einem kurzen Ausblick gezeigt werden, wie 
sich die Verhältnisse der Ausländer — deren freie Nieder- 
lassung (und die Nichtausübung des staatlichen Ausweisungs- 
rechts) in concreto vorausgesetzt — in einzelnen besonders 
beachtenswerten Richtungen gestalten. 

Über die, durch die angedeutete Problemstellung 
bedingte, nähere Umgrenzung des Themas sei noch folgendes 
bemerkt. 

Da es sich lediglich um eine die öffentlichrecht- 
liche Stellung des Ausländers berührende Frage handelt, 
so wird die Ausgestaltung des internationalen Privatrechts 
im großen und ganzen außer Betracht bleiben müssen. 
Aus diesem Gebiete werden nur die Präjudizialfragen nach 
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dern Rechtsschutze des Ausländers überhaupt 3« und die 
sonstwie an das Publizistische streifenden Materien in den 
Bereich der Erörterung einzubeziehen sein. 

Auch auf die Auslieferung, bei der es sich ja in 
erster Linie nicht um eine rechtliche Beziehung zwischen 
Aufenthaltsstaat und Ausländer, sondern vielmehr um die 
völkerrechtlich gewährleistete Unterstützung eines fremd- 
staatlichen subjektiven Rechtes (nämlich des Strafrechts des 
Heimatstaates), also um die — zwangsweise — Herstellung 
eines auf fremdem Rechte beruhenden Zustandes zwischen 
einem fremden Staate und seinem Untertan handelt 33, wird 
hier nicht näher einzugehen sein. — 

Der Zustand, welchen der moderne Kulturstaat hin- 
sichtlich seiner in der Fremde, und zwar in dem Gebiete 
eines andern vollberechtigten Mitgliedes der Völkerrechts- 
gemeinschaft weilenden Angehörigen, er\?^''artet, fordert oder 
erstrebt, wird sich in der Regel auf die Formel der rela- 
tiven Gleichbehandlung mit den Einheimischen in den nicht 
politischen Beziehungen zurückführen lassen; für die volle, 
auch nach außen erkennbare Verwirklichung dieses Ziels 
bildet nun, bei jener grundlegenden Bedeutung der Be- 
wegungs- und Aufenthaltsfreiheit, der Niederlassungsvertrag 
den besten formellen Ausdruck; in einem solchen Vertrage 
wird dann unserem Staate von Gegenkontrahenten die 
entsprechende Gleichbehandlung unserer Staatsangehörigen 
mit den Einheimischen in reziproker Weise gesichert. 

Diese formelle Reziprozität34 kann wohl passend 
als der Gegenstand einer völkerrechtlichen Blankettvor- 



32 Vgl. Meili, Internationales Zivil- und Handelsrecht, Zürich 1902, S. 10; 
s. auch V. Bar, Lehrbuch, S. 4 (das Völkerrecht die Grundlage des inter- 
nationalen Privat- und Straf rechtes). 

33 Über die Anschauung Lammasch s, Ausliefenmgspflicht und Asyl- 
recht, Leipzig 1887, bes. S. 42, wonach die Auslieferung auch, ja vorwiegend, 
als ein Akt der Rechtspflege des ausliefernden Staate» anzusehen wäre, vgl. 
Hoseus in Labands Archiv III 1888, S. 454. 

34 Siehe über diesen Begriff v. Bar, Theorie und Praxis, Bd. I S. 286, 
Note 23; Zielke, Die Stellung der Ausländer nach dem bürgerlichen Rechte 
(Diss. Halle), Naumburg a. S. 1 905 ; vgl. auch — in Anwendung auf das 
Reichsstaatsrecht (formelle Gleichbehandlung der Angehörigen verschiedener 
deutscher Staaten) — v. Seydel, Staatsrecht, Bd. I, S. 344. 
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Schrift 35 bezeichnet werden, die ihre Ausfüllung vom Landes- 
rechte der Vertragsstaaten erwartet. Im kontrahierenden 
Bundesstaate kann nun — namentlich bei Ausfüllung 
jenes Blanketts durch analoge Anwendung bestimmter 
Wirkungen des Bundesindigenats (Gleichstellung der glied- 
staatsfremden Bundesangehörigen mit den Angehörigen der 
einzelnen Gliedstaaten) ein zweites Blankett entstehen, das 
seinerseits der Ausfüllung durch das Recht des Glied- 
staates harrt. Von der materiellen Reziprozität kann die 
formelle in ihren Einzel Wirkungen erheblich divergieren 3^, 
wenn auch das sachliche Zusammenfallen beider den Ideal- 
zustand darstellt. Unbeschadet der durch die formelle Rezi- 
prozität gezogenen Schranken bleibt übrigens völkerrecht- 
lich für die Vindizierung der materiellen — etwa durch die 
allgemein als berechtigt anerkannte Maßregel der Retor- 
sion — noch ein gewisser Raum. 

Auf welcher Grundlage und bis zu welcher Grenze 
jene formelle Gleichbehandlung sich, vor allem in bezug 
auf die freie Niederlassung, an den erwähnten Beispielen 
verwirklicht, wird den Hauptgegenstand der folgenden Unter- 
suchungen zu bilden haben. Aus dieser positiven Bestim- 
mung der Hauptaufgabe ergibt sich mit methodischer Not- 
wendigkeit in negativer Richtung eine weitere Abgrenzung 
derselben gegenüber den Einzelheiten der auf Verlust der 
eigenen und Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeit — 
insbesondere durch Naturalisation — bezüglichen Normen- 
fülle und Praxis; denn Vorgänge wie die Naturalisation 
legen der wissenschaftlichen Betrachtung nicht sowohl ein 
Abwägen der Geltung und Geltungsberechtigung fremder 
Rechtspersönlichkeit im Vergleich zur einheimischen, als 
vielmehr die Untersuchung der Voraussetzungen nahe, unter 
welchen der Ausländer zum Inländer wird — ein Um- 
wandlungsprozeß, der begrifflich an den Normen über assi- 
milierende oder differenzierende Behandlung der Aus- 
länder keinen Maßstab findet, und inhaltlich gerade auf die 
Beendigung des fremdenrechtlichen Verhältnisses abzielt. 

35 Vgl. Triepel, bes. S. 158, 230 ff., 294 f. 

36 Vgl. Lehr, Du principe de la r6ciprocit6 ou de Passimilation aux 
nationaux, R. D. I. XU 1880, S. 109, iio. 

V. Overbeck, Niederlassungsfreiheit u. Ausweisungsrecht. 2 
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Für die soeben gezogene Umgrenzung des Themas 
sprechen aber außer den angeführten methodischen 3 7 auch 
litterarische Gründe: während dem internationalen Privat- 
rechte 3^, der Auslieferung 39, der Naturalisation 4^ eine reiche 
I-itteratur gewidmet worden ist, bildet die Frage der öffent- 
lichrechtlichen Stellung des Ausländers als solchen seltener 
den Gegenstand monographischer Bearbeitung.4i 



37 Über die Trennung des internationalen Privat- und Strafrechtes vom 
Völkerrechte siehe die oben Anm. 32 zitierten Stellen von v. Bar und Meili. 
Vgl. ferner bezüglich des internationalen Privatrechtes v. Bar in v. Holtzen- 
dorffs Enzyklopädie S. 717 ff., bezüglich des internationalen Straf rechtes 
v. Roh 1 and, Internationales Straf recht, Bd. I, Leipzig 1877, S. 2, wo 
auch die sonst oft zu wenig beachtete Notwendigkeit, das internationale Straf- 
recht vom internationalen Privatrechte zu trennen, betont wird. 

38 Die Litteratur aller Länder ausführlich bis auf die neueste Zeit zusammen- 
gestellt bei Meili a. a. O., S. XV ff. 

39 Ich nenne hier nur die Werke von Lammasch, v. Martitz, Grosch, 
Delius, Bernard, Beauchet; für die Schweiz neuestens Wettstein, Die 
Staatsangehörigkeit im schweizerischen Auslieferungsrecht (Zürcher Beiträge zur 
Rechtswissenschaft III) Zürich 1905, und für das Verhältnis zwischen Deutsch- 
land und der Schweiz insbesondere Welti, Auslieferungswesen und Ausliefe- 
rungsverkehr zwischen der Schweiz und Deutschland (Diss. Leipzig), Berlin 1904. 

40 Auch Stoerks Abhandlung, Staatsuntertanen und Fremde in 
V. Holtzendorffs Handbuch Bd. II, S. 583 ff., welche von Zorn (Art. 
»Ausländer« in v. Stengels Wörterbuch) mit Reclit als die »umfassendste 
neuere Bearbeitung des Fremdenrechtes« bezeichnet wurde — und seitdem auch 
nicht überboten worden ist — , betrachtet den Ausländer vorwiegend unter 
den Gesichtspunkten der Auswanderung und Ausbürgerung, der Einwanderung 
und Einbürgerung. — Als Quellenwerk für die Fragen des Staatsangehörigkeits- 
erwerbs und -Verlustes (auch in außerdeutschen Ländern) besonders wertvoll : 
Cahn, Das Reichsgesetz über die Erwerbung und den Verlust der Reichs- 
und Staatsangehörigkeit vom i. Juni 1870, 2. Aufl., Berlin 1896. — Vgl. auch 
nächste Anmerkung. 

4^ Vgl. aber Strauch, Das Fremdenrecht in Goldschmidts Zeitschrift 
XIII 1869, ferner die geistvollen Beobachtungen bei v. Martitz, Das Recht 
der Staatsangehörigkeit im internationalen Verkehr in Hirths Annalen 1875, 
S. 793 ff., II 13 ff. — Für Frankreich Garnot, Condition de l'Etranger dans 
le droit public fran9ais, Paris 1885; in der Introduction heißt es S. i; »La 
condition de l'fetranger dans le droit piv6 a 6t6 envisag6e d'une fa^on pres- 
que compl^te; il n'a presque rien hth dit que nous sachions sur sa condition 
dans le droit public: des articles parus dans diverses revues ont trait6 quel- 
ques points particuliers, mais nous n'avons pas trouv6 d*6tude d'ensemble sur 
la mati^re. Un aper9u, mdme succinct, un premier effort de grouper les 
616ments qui constituent les rapports de Tfetranger avec l'Etat, nous a sembl^ 
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§ a. 

Staatsgrundgesetze und Staatsverträge in ihrer allgemeinen 
Bedeutung für das öffentliche Fremdenrecht. 

Bevor die Untersuchung sich den — auf völkerrecht- 
liche Veranlassung, bzw. in völkerrechtlichen Schranken 
staatsrechtlich sanktionierten — einzelnen Beziehungen des 
Ausländers zu der inländischen Staatsgewalt als Territorial- 
hoheit zuwendet, verdient noch die Vorfrage kurze Beach- 
tung, welche allgemeine Bedeutung einerseits den Staats- 
grundgesetzen zukommt, und inwieweit anderseits die 
Staatsverträge ergänzend oder ersetzend in das Anwen- 
dungsgebiet jener überzugreifen pflegen. 

Ob und inwieweit diejenigen Bestimmungen einer Ver- 
fassung, welche dem Individuum fest bezeichnete »Frei- 
heitsrechte« gewähren, bzw. die Enthaltung der Staatsgewalt 
von gewissen Eingriffen in die natürliche Handlungsfreiheit 
zusichern w^oUen, nicht allein auf die Staatsangehörigen, 
sondern auf alle Staatsein wohn er, also auch auf die gebiets- 
unterworfenen Fremden zu beziehen sind, läßt sich zwar 
aus dem Wortlaute der in Betracht fallenden Quellen kaum 
jemals mit voller Sicherheit erschließen; allein gerade die 
Unbestimmtheit und Dehnbarkeit des Ausdrucks, welche 
fast allen Staatsgrundgesetzen anhaftet, wird in der Regel 
zu einer weiten, also den Fremden günstigen Interpretation 
berechtigen 42. 

offrir quelque int6r^t.« — Für Rußland zu beachten die — die öffenüichrecht- 
lichen Beziehungen in weitem Umfange mitbehandelnde — Abhandlung von 
Klibanski, Die rechtliche Stellung der Ausländer in Rußland in Niemeyers 
Zeitschrift XIV 1904, S. i ff. 

4* Vgl. Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, S. 455: » . . . die 
verfassungsmäßigen Vorbehalte des Gesetzes wirken auch zugunsten der 
Fremden.« 
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Betrachten wir zunächst die Verfassungsurkunden der 
wichtigsten deutschen Staaten, so würden sich allerdings 
bei strengerer Berücksichtigung des Wortlauts in der 
preußischen einerseits, in der sächsischen anderseits, 
die Extreme einer mehr nationalen und einer mehr terri- 
torialen Auffassung der Grundrechte gegenüberstehen. Bei 
etwas tieferem Eindringen in den — einer strikten Wort- 
interpretation schon aus historischen Gründen widerstre- 
benden — Sinn wird aber sehr bald der Eindruck wach, 
daß in der sächsischen Verfassung lediglich ein auch den 
andern Verfassungen innerlich keineswegs fremdes Prinzip 
am deutlichsten in die äußere Erscheinung tritt. 

Titel II der preußischen Verfassungsurkunde vom 
31. Januar 185043 ist »Von den Rechten der Preußen« über- 
schrieben — Rechte, welche dann in den einzelnen Artikeln 
teils ohne Beziehung auf ein bestimmtes Subjekt prokla- 
miert 44, teils »jedem Preußen« oder »allen Preußen« zuge- 
schrieben werden 45; auch bei der letzteren Formulierung 
werden aber diese Rechte regelmäßig — soweit sie nicht 
(namentlich als politische Rechte) begrifflich die Staatsan- 
gehörigkeit voraussetzen — dem Ausländer nicht wohl abge- 
sprochen werden können, gehören doch nicht allein Preß- 
freiheit, Vereins- und Versammlungsfreiheit, sondern sogar 
das Petitions »recht« 4^ dem Wortlaute nach zu den »den 
Preußen« zustehenden Rechten 47! 



43 S. Stoerk, Handbuch der deutscheu Verfassungen, Leipzig 1884^ 
S. 44 ff. 

44 Z. B. Art. 5 : »Die persönliche Freiheit ist gewährleistet. Die Bedin- 
gungen und Formen, unter welchen eine Beschränkung derselben, insbesondere 
eine Verhaftung zulässig ist, werden durch das Gesetz bestimmt.« — Art. 6^ 
Satz i: »Die Wohnung ist unverletzlich.« — Art. 12, Satz i: »Die Freiheit 
des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Religionsgesellschaften (Art. 
30 und 31) und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung 
wird gewährleistet.« 

45 Z. B. Art. 27, Abs. i : »Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, 
Schrift, Druck und bildliche Darstellung seine Meinung frei zu äußern.«. 
Analog Art. 29 (Versammlungsfreiheit), 30 (Vereinsfreiheit). 

46 Art. 32. 

47 Vgl. die treffenden Ausführungen von Bornhak, Preußisches Staats- 
recht, Bd. I, Freiburg i. B. 1888, S. 277 : »So blieben denn als Rechte der Preußen 
das Recht der Staatsangehörigkeit selbst und die Wehr»pflicht«. Daß beide 
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Der entsprechende Abschnitt (II) der badischen Ver- 
fassungsurkunde vom 22. August i8i84S ist »Staatsbürger- 
liche und politische Rechte der Badener und besondere 
Zusicherungen« betitelt. Der Wortlaut des Textes beschränkt 
sodann den Schutz der Verfassung bezüglich des Eigentums 
und der persönlichen Freiheit auf die Badener 49, während 
beispielsweise die Gewissensfreiheit jedem Landeseinwohner 
verbürgt wirds^. 

»Von den allgemeinen Rechtsverhältnissen der Staats- 
bürger« handelt ex professo das Dritte Kapitel der württem- 
bergischen Verfassungsurkunde vom 25. September iSigS^, 
spricht aber dann die gewährleisteten Freiheitsrechte bald 
»jedem Bürger«, bald »Jedem« zus*. 



Rechte keine Ausflüsse der Staatsangehörigkeit sind, bedarf keiner weiteren 
Ausführung. Es ergibt sich hieraus, daß die Rechte der Preußen nicht nur 
diesen, sondern allen im Inlande lebenden Personen zustehen. Die Überschrift 
des zweiten Titels der Verfassungsurkunde steht also in vollständigem Wider- 
spruche mit seinem Inhalte. Kein einziges Grundrecht steht den Staatsange- 
hörigen als solchen zu, Inländer wie Fremde sind dieser sogenannten Rechte 
in gleicher Weise teilhaftig.« Anders v. Rönne, Das Staatsrecht der Preußi- 
schen Monarchie, Bd. II, Leipzig 1882, bes. S. 176, Anm. 2, wo aus jener 
Überschrift des Titels II die Beschränkung der Grundrechte auf die Preußen 
gefolgert, und diese Konsequenz sogar hinsichtlich des Beschwerde- und Petitions- 
rechtes durchgeführt wird. 

4* Stoerk, Verfassungen, S. 212 ff. 

49 § 13: »Eigentum und persönliche Freiheit der Badener stehen für alle 
auf gleiche Weise unter dem Schutze der Verfassung.« 

50 § 18: »Jeder Landeseinwohner genießt der ungestörten Gewissens- 
freiheit und in Ansehung der Art seines Gottesdienstes des gleichen Schutzes.« 

5^ Stoerk, Verfassungen, S. 171 ff. 

52 Vgl. einerseits § 24: »Der Staat sichert jedem Bürger Freiheit der 
Presse, Gewissens- und Denkfreiheit, Freiheit des Eigentums und Auswande- 
ruDgsfreiheit« ; anderseits §§ 28 (Preßfreiheit), 29 (Berufs- und Gewerbefreiheit), 
30 (Schutz g^en willkürliche Verhaftung). — Einen für die Gesetzgebungs- 
technik der Verfassungen t3rpischen Pleonasmus weist § 27 (»ungestörte Gewissens- 
freiheit«) in Verbindung mit dem soeben zitierten § 24 auf. — v. Sarwey, 
Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg, Tübingen 1883, Bd. I, S. 149 
hält durchgängig an einem »qualitativen Unterschiede« in der Stellung von 
Einheimischen und Fremden fest (vgl. auch unten Anm. 87); v. Mehl, 
Das Staatsrecht des Königreichs Württembei^, 2. Aufl., Tübingen 1840, Bd. II, 
S. 282 f. beschränkte de lege lata die Wirkungen der Verfassungsurkunde auf 
die Einheimischen, bezeichnete aber eine ausdrückliche Gesetzgebung als 
wünschenswert. 
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Die Einbeziehung der Fremden in die durch die Frei- 
heitsrechte gesicherte Schutzsphäre kommt besser zu formellem 
Ausdrucke in der bayerischen Verfassungsurkunde vom 
26. Mai i8i853, deren Titel IV »Von den allgemeinen 
Rechten und Pflichten« schlechthin handelt. Als Subjekte 
dieser Rechte und Pflichten erscheinen dann in den weit- 
aus meisten Fällen die »Staats ein wohn er 54«, während der 
Ausdruck »Bayer« sich nur da findet, wo — wie etwa bei 
der Wehrpflicht 55 — die Staatsangehörigkeit in der Tat 
mit Notwendigkeit vorauszusetzen ist. 

Am deutlichsten aber offenbart sich die Liberalität des 
neueren Fremdenrechts in der sächsischen Verfassungs- 
urkunde vom 4. September 1 83156. Der einschlägige Ab- 
schnitt (III) handelt »Von den allgemeinen Rechten und 
Pflichten der Untertanen« und stellt die Sätze an die Spitze: 

»Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Staats ver- 
pflichtet zur Beobachtung der Gesetze desselben und 
begründet dagegen den gesetzlichen Schutz.« (§ 24.) Ferner: 

»Die Rechte der Landeseinwohner stehen für alle in 
gleicher Weise unter dem Schutze der Verfassung.« (§ 26.) 

Damit erscheinen ohne weiteres als Subjekte der hier 
statuierten Rechte und Pflichten nicht allein die Untertanen 
im Sinne von Staatsangehörigen, sondern auch alle lediglich 
kraft der Gebietshoheit Unterworfenen 57. 



53 Stoerk, Verfassungen, S. 66 ff. 

54 Z. B. Titel IV, § 8 : »Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit 
seiner Person, seines Eigenturas und seiner Rechte. 

Niemand darf seinem ordentlichen Richter entzogen werden. 

Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden, als in den durch die 
Gesetze bestimmten Fällen und in der gesetzlichen Form. 

Niemand darf gezwungen werden, sein Privateigentum, selbst für öffent- 
liche Zwecke abzutreten, als nach einer förmlichen Entscheidimg des ver- 
sammelten Staatsrats und nach vorgängiger Entschädigung.« 

Titel IV, § 9 : »Jedem Einwohner des Reiches wird vollkommene 
Gewissensfreiheit gesichert . . .« S. auch Titel IV, § 13 (Teilnahme aller 
Einwohner an den Staatslasten). * 

55 Titel IV, § 12: »Alle Bayern haben gleiche Pflichtigkeit zu dem Kriegs- 
dienst und zur Landwehr nach den diesfalls bestehenden Gesetzen.« 

56 Stoerk, Verfassungen, S. 108 ff. 

57 Vgl. hierzu Opitz, Das Staatsrecht des Königreichs Sachsen, Leipzig 
1884, S. 109 f., bes. S. 109, Note 4. 
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Eine negative Formulierung der Freiheitsrechte, 
welche in sämtlichen genannten Verfassungen mehr oder 
weniger häufig auftritt, und daher noch hervorgehoben wer- 
den möge, besagt, daß »Niemand« gewissen Beschränkungen 
ausgesetzt werden darfst — eine Formulierung, die zweifel- 
los bestimmt erscheint, jeden Gebietsunterworfenen, also 
auch den Fremden, als geschützt bezeichnen zu sollen. 

In der Verfassung des Norddeustchen Bundes, bzw. des 
Deutschen Reiches ist bekanntlich — abgesehen von der 
Kreiierung des Bundesindigenats (Art. 3 R. V.) — von der 
Aufstellung besonderer Grundrechte Abstand genommen 
worden, und zwar sowohl mit Rücksicht auf die nach Mög- 
lichkeit zu schonende Unabhängigkeitssphäre der Glied- 
staaten 59, als auch auf die ungeheuren Schwierigkeiten, 
welche sich einer allseitig befriedigenden Umgrenzung 
solcher Grundrechte entgegengestellt haben würden, und auf 
die mit diesen Schwierigkeiten verbundene Gefahr für das 
rechtzeitige und gedeihliche Zustandekommen der Verfas- 
sung überhaupt^^. Vielleicht sprach bei jenem Verzicht auf 
einen Katalog verfassungsmäßiger Rechte auch schon eine 



58 Vgl. z. B. Preußische Verfassung Art. 7 (Recht auf gesetzlichen Richter) ; 
Bayrische Verfassung Titel IV, § 8, Abs. 2, 3, 4 (oben Anm. 54), ferner ebd. 
§ 9 (die einfache Hausandacht darf »Niemandem, zu welcher Religion er sich 
auch bekennen mag, untersagt werden«) ; Sächsische Verfassung, § 3 1 (Schutz gegen 
willkürliche Enteignung) ; Württembergische Verfassung § 30 (desgleichen) ; 
Badische Verfassung § 14, Abs. 4 (desgleichen), § 15, Abs. i und 2 (Recht 
auf ordentlichen Richter in Kriminalsachen). 

59 Vgl. bei Bezold, Materialien der deutschen Reichsverfassung, Berlin 
1873, ^' h S. 427 die Ausführungen des Bundeskommissärs v. Savigny: 
»Wir haben im allgemeinen nur auf den Gebieten die Gesamtkräfte der Nation 
zusammenzufassen gestrebt, wo sie zu ihrer Entfaltung nach innen wie nach 
außen in einer Hand das Tüchtigste zu leisten vermögen. Auf allen anderen 
Gebieten dag^en haben wir die Autonomie der einzelnen Staaten möglichst 
wenig beschränken wollen.« Siehe auch Meyer-Anschütz, Staatsrecht, 
S. 801. 

60 Vgl. aus den Reichstagsverhandlungen 1867 die Ausführungen 
V. Wächters (Bezold, Materialien, S. 428 — 430), sowie v. Savignys (ebd. 
S. 427). Letzterer sagte u. a. : »Ich denke, daß unser Verfassungsentwurf, 
der vielleicht mancherlei Mängel noch enthalten kann, doch vor den verschiedenen 
anderen Verfassungsentwürfen, die in Deutschland bisher vorgelegen haben, den 
einen Vorzug besitzt, daß er nicht mehr bietet, wie er auch 
gewähren kann.« 
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latente Würdigung der gegenwärtig überwiegenden Auf- 
fassung solcher Rechte mit, welche den Schwerpunkt ihres 
Wesens nicht sowohl in die positive individuelle Berech- 
tigung, als vielmehr in die Negation einstiger staatlicher 
Beschränkungen der natürlichen Handlungsfreiheit verlegt^^ 

Das spätere Reichsrecht hat dann — verzichtend auf 
die Form des verfassungsmäßig garantierten Rechtes, 
aber die das betreffende Einzelgebiet berührenden Verfas- 
sungsbestimmungen der Gliedstaaten absorbierend — die 
natürliche Handlungsfreiheit in gewissen Richtungen gewähr- 
leistet^^, und zwar überall da, wo und soweit das Gegenteil 
nicht ausdrücklich hervorgehoben ist, zugunsten aller den 
Schauplatz der Reichsherrschaft Betretenden oder Bewoh- 
nenden, also auch der Reichsausländer^^. 

Haben wir so die Gleichstellung der Fremden mit den 
Einheimischen in bezug auf die Freiheitsrechte immerhin 
als die Regel^4 erkannt, so fordert gleichzeitig eine hoch- 
wichtige Ausnahme um so schärfere Beleuchtung. 



6i S. unten Anm. 64 Ende. 

62 Vgl. Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. II, S. 468. 

63 Vgl. z. B. § I des Preßgesetzes, § i der Gewerbeordnung. 

64 Wo in der Litteratur an den Freiheitsrechten im eigentlichen — posi- 
tiven — Sinne festgehalten wird, wird in der Regel ein Teil derselben nur 
den Inländern, ein anderer auch den Ausländem zugeschrieben. Vgl. z. B. 
Meyer-Anschütz, Staatsrecht, S. 7Q9 ff. — Für P>ankreich läßt Weiß, 
Trait6 th6orique et pratique du droit international priv6, t. 2!^™«, Le droit de 
l'fetranger Paris 1894, S. 84 ff. im wesentlichen die Fremden am Genüsse der 
Individualrechte teilnehmen, soweit nicht das staatliche Interesse Einschrän- 
kungen verlange. Für Belgien vgl. Rolin, Prindpes du droit international 
priv6, Paris 1897. Derselbe bezeichnet Bd. I, S. 144 die droits publics (Indi- 
vidualrechte), wie persönliche Freiheit, Religionsfreiheit, Lehrfreiheit, Preß- 
freiheit, Vereins- und Versammlungsfreiheit für die Belgier als »droits absolus 
auxquels il ne peut etre fait aucune exception l^le, des droits inscnts dans 
notre pacte fondamental et places au-dessus des atteintes de la l^slature, tan- 
dis qu'il n'est pas ainsi pour les 6trangers«. Den Fremden können also die 
Rechte gesetzlich beschränkt werden. — Faßt man mit der jetzt über- 
wiegenden Meinung die Grundrechte in dem — im Text angedeuteten — nega- 
tiven Sinne (vgl. u. a. Laban d, Staatsrecht, Bd. I, S. 138 mit Note 2; 
Jellinek, System, S. 94 ff.; Richard Schmidt, Prozeßrecht und Staats- 
recht, Karlsruhe 1904, S. 23 mit Note i; ähnlich auch Loening, Lehrbuch 
des deutschen Verwaltungsrechts, Leipzig 1884, S. 11, 12; Otto Mayer, 
Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. I, S. 106 mit Note 7; andrer Ansicht 
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Trotz der ausgesprochenen Tendenz nämlich, die Stellung 
des Ausländers derjenigen des Inländers — von der poli- 
tischen Sphäre natürlich abgesehen — nach Möglichkeit zu 
assimilieren, ist der eine wesentliche Rechtsmangel, welcher 
den Fremden anhaftet: der Mangel eines Aufenthaltsrechtes 
in keiner der erwähnten Verfassungen behoben. »Nach 
allgemeiner Rechtsüberzeugung hat die Verfassung, wenn 
sie Eingriffe in die Freiheit dem Gesetze vorbehielt, unter 
dieser bei Fremden nicht die Möglichkeit begriffen, sich 
auf unserem Gebiete aufzuhalten« (Otto Mayer^S); ja, im 
deutschen Reichsrechte hat diese Sachlage eine positiv 
gefaßte gesetzliche Bestätigung gefunden. — Art. 3 der 
Reichsverfassung sowohl, als auch das Freizügigkeits- 
gesetz vom I. November 1867, durch welch letzteres das 
Indigenat seine Entfaltung und gleichzeitig seine notwen- 
digste Einschränkung erfährt, kommen ausdrücklich nur 
den Deutschen zugute^^ 

— Ein Blick auf die Verfassung des zweiten europä- 
ischen Bundesstaates, der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
zeigt uns einen Katalog von Freiheitsrechten, welche zum 
geringeren Teil ausdrücklich nur den Schweizerbürgern 
garantiert, zum größeren Teil aber ohne Beziehung auf ein 
bestimmtes Subjekt — teils mit dem, teils ohne den selbst- 
verständlichen Zusatz, daß das Gebiet der Eidgenossenschaft 
den (normalen) Geltungsbereich bildet — proklamiert werden ^7, 



namentlich Gierke in Schmollers Jahrbuch VII 1883, S. 1132), so gewinnt 
die Frage die befriedigendere Formulierung, von welchen Beschränkungen die 
Verfassung und ergänzende Gesetzgebung nur den Einheimischen, von welchen 
auch den Fremden befreit wissen wollen. — Vgl. i. übrigen Otto Mayer 
an den bisher zitierten Stellen (namentlich Anm. 42). 

65 Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. II, S. 456. 

66 Vgl. Weinberg er. Das ReichsgeseU über die Freizügigkeit vom 
I. November 1867, erläutert und mit einschlägigen Vollzugs- und Gesetzes- 
bestimmungen herausgegeben, Ansbach 1905, Einleitung S. i ff., Note 2 zu 
§ I, Note I zu § 3 des Gesetzes. 

6r Vgl. z. B. Art. 31, Abs. i BV. : »Die Freiheit des Handels und 
Gewerbes ist im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft gewährleistet« ; Art. 
49, Abs. i: »Die Glaubens* und Gewissensfreiheit ist unverletzliche; Art. 55, 
Abs. I ; »Die Preßfreiheit ist gewährleistet.« Eigentümlich ist die, im Texte 
der Verfassung durch nichts ersichtiiche, aber in der Praxis und Theorie durch- 
geführte Beschränkung der Gewerbefreiheit auf — durch Vertrag geschützte 
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und daher in allen Fällen , in denen die ausdrückliche 
Beschränkung auf die Schweizerbürger wegfällt, auch den 
Fremden zuerkannt werden müßten. Indessen herrscht auch 
in der schweizerischen Wissenschaft und Praxis keine volle 
Übereinstimmung über den persönlichen Geltungsbereich 
der Grundrechte. Bald werden die verfassungsmäßig gewähr- 
leisteten Individualrechte prinzipiell auch dem Ausländer 
vindiziert, bald wird die Regel aufgestellt, daß jene Rechte 
an sich nur dem Inländer zukommen, während sie Aus- 
ländern erst durch Staatsvertrag zugänglich werden^^. 
Unter dem Schutze und in den Schranken des Staatsver- 
trages aber genießen die Ausländer auch die Niederlassungs- 
freiheit als ein Recht. 



Daß aus einer besonderen Zusicherung durch Staats- 
vertrag keineswegs etwa e contrario gefolgert werden darf, die 
betreffenden Verhältnisse wären ohne solchen Vertrag als 
der rechtlichen Normierung darbend oder als abweichend 
normiert anzusehen, wurde schon angedeutet ^9. 

Eine sichere Ermittlung, welche Stellung eine Ver- 
fassung den Fremden zuweisen, bzw. von welchen Beschrän- 
kungen sie nicht nur den Ausländer, sondern auch den 
Inländer befreit wissen will, wäre aber bestenfalls erheb- 
lichen Interpretationsschwierigkeiten ausgesetzt. 

Zum Teil aus diesen Schwierigkeiten, noch mehr aber 
aus jener Erscheinung, daß die für alle anderen Lebens- 
betätigungen mit Notwendigkeit vorauszusetzende Aufent- 
halts- und Bewegungsfreiheit den Ausländern in der Tat 



Ausländer und — Inländer. S. Schollenberg er, Kommentar zur Schweize- 
rischen Bundesverfassung, Berlin 1905, S. 276. 

68 Vgl. einerseits Blumer-Morel, Staatsrecht, Bd. III, S. 176—178, 
464; anderseits Schollenberger, Staatsrecht S. 207; Derselbe, Politik in 
systematischer Darstellung, Berlin 1903, S. 204. Nach einer Entscheidung des 
Schweizerischen Bundesgerichts brauchen die in einer Verfassung niedergel^ten 
»Grundsätze und Gewährungen« nicht unbedingt auf Staatsangehörige beschränkt 
zu sein, auch dann nicht, wenn das Gegenteil nicht ausdrücklich hervorgehoben 
ist. (Curti, Entscheidungen Nr. 1505, Obrist und Genossen gegen Zürich, 
Urteil vom 24. September 1881.) 

69 Vgl. oben § i; besonders die dort (Anm. 16) zitierte Stelle von Sa vigny. 
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überall nur precario gewährt zu werden pflegt, erklärt sich 
ohne weiteres für jeden Staat das dringende Interesse völker- 
rechtlicher Garantien hinsichtlich seiner im Auslande wei- 
lenden Angehörigen. Während man sich nun vielfach mit 
der Erfüllung allgemeiner, oft unausgesprochener, völker- 
rechtlicher Pflichten begnügt 7^, bietet der Niederlassungs- 
vertrag7^ die geeignetste Form für die Konkretisierung 
und intensivere Gestaltung solcher Pflichten — und der 
entsprechenden Rechte — im Verhältnisse einzelner Staaten 
zu einander. 

Was nun das Zustandekommen und die Wirksamkeit 
derartiger Verträge betrifft, so mögen hier — zu dem bereits 
angedeuteten — einige allgemeine Bemerkungen über das 
für Deutschland und für die Schweiz geltende Vertragsrecht 
genügen. 



In Staaten Verbindungen, welche, wie der Bundesstaat, 
völkerrechtlich prinzipiell als geschlossene Einheit auftreten, 
wird das Vertragsrecht naturgemäß regelmäßig von der 
Bundesgewalt ausgeübt 7^. 

Am strengsten ist diese Zentralisation im Staatsrechte 
der Vereinigten Staaten von Amerika durchgeführt, wo die 
Gliedstaaten völkerrechtlich gänzlich außer Funktion gesetzt 
sind, derart, daß auch der Abschluß von Staatsverträgen 
ihnen verboten ist 73. In den beiden europäischen Bundes- 
staaten hingegen ist den Gliedstaaten ein beschränktes Ver- 
tragsrecht, und zwar in verschiedener Abstufung, verblieben. 



70 über die völkerrechtliche Pflicht jedes Staates zur Anerkennung der 
Individuen als Rechtssubjekte sehr gut Heilborn, System S. 73, wo treffend 
ausgeführt wird, wie der einzelne »immer nur einen staatsrechtlichen Anspruch 
darch die Rechtsordnung des fremden Staates« erhält, aber »die Gewährung 
dieses Anspruchs völkerrechtliche Pflicht, durch eine objektive Völkerrechts- 
norm vorgeschrieben« ist. 

71 Vgl. z. B. Bonfils, Völkerrecht, S. 469. 

72 S. V. Liszt, Völkerrecht, S. 47 f. 

73 Vgl. V. Holst, Das Staatsrecht der Vereinigten Staaten von Amerika 
(in Marquardsens Handbuch) 1885, S. 89; Pioebst, Der Abschluß völker- 
rechtlicher Verträge durch das Deutsche Reich und dessen Einzelstaaten in 
Hirths Annalen 1882, S. 244. 
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Nach deutschem Reichsstaatsrechte haben die Glied- 
staaten die Möglichkeit, mit auswärtigen Staaten Staats- 
verträge abzuschließen, stillschweigend insoweit behalten, 
als es sich um Gegenstände handelt, welche in den Bereich 
ihrer Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz fallen, und 
als den vom Reiche erlassenen Normen nicht präjudiziert 
wird 74. 

Anderseits ist das Reich beim Abschlüsse solcher Ver- 
träge, durch welche gliedstaatliche Sonderrechte berührt 
werden, an die Zustimmung des betroffenen Gliedstaates 
gebunden 75. Mit Beziehung auf den deutsch-schweizerischen 
Niederlassungsvertrag ließe sich sonach mit einer gewissen 
Berechtigung die Frage aufwerfen, ob nicht der Gültigkeit 
eines Teils desselben in Bayern Art. 4, Ziff. i der Reichs- 
verfassung entgegengesetzt werden könnte, wonach in 
Bayern die Heimats- und Niederlassungsverhältnisse der 
Reichskompetenz entrückt sind; die Frage dürfte sich in- 
dessen schon dadurch erledigen, daß in dem Nichtwider- 
spruche Bayerns, verbunden mit der konstanten prak- 
tischen Anwendung des Vertrages durch die bayrische 
innere und äußere Staatsverwaltung zweifellos die still- 
schweigende Zustimmung zu dem Vertrage wird erblickt 
werden müssen 7^. 

Im Staatsrechte der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
ist dem Bunde ein allgemeines, von seiner Gesetz- 
gebungskompetenz unabhängiges Vertragsrecht ein- 
geräumt77. Das Recht der Kantone, mit auswärtigen Staaten 
Verträge abzuschließen, ist ausdrücklich auf Gegenstände 
»der Staats Wirtschaft, des nachbarlichen Verkehrs und der 



74 Vgl. Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 155—159, besonders S. 156: 
»Demgemäß ist die Kompetenz zum Abschluß von Staatsverträgen zwischen 
Reich und Einzelstaaten in vollkommen gleicher Weise verteilt wie die Kom- 
petenz zur Gesetzgebung und Verwaltung.« Proebst a. a. O., S. 245 ff. 

75 Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 150 in Verbindung mit S. 158; 
v. Seydel, Staatsrecht, Bd. III, S. 735 mit Anm. 3. 

76 Über die vor der Reichsgründung mit der Schweiz abgeschlossenen 
Verträge Badens und Württembergs s. unten Anm. 89. 

77 S. V. Orelli, Das Staatsrecht der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
(in Marquardsens Handbuch) 1885, S. 85 f.; Schollenberger, Staats- 
recht, S. 156; etwas einschränkend Blum er -Morel, Staatsrecht, Bd. I, S. 245. 
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Polizei« beschränkt 7^, und zwar mit der besonderen Bestim- 
mung, daß solche Verträge nichts »dem Bunde oder den 
Rechten anderer Kantone Zuwiderlaufendes« enthalten 
dürfen 79. 

Der Vertragsschluß durch den Bund bildet die Regel, 
der Vertragsschluß durch die Kantone die Ausnahme, und 
es werden »alle irgendwie erheblichen Verträge vom Bund 
abgeschlossen«. (Schollenberger^.) Auch muß der mit 
einem auswärtigen Staate kontrahierende Kanton sich hierzu 
der Vermittlung des Bundes bedienen®^ 

In Deutschland wie in der Schweiz erhält der von der 
Zentralgewalt mit einem auswärtigen Staate abgeschlossene 
Vertrag in der oben angedeuteten Weise ^^ ^{q Autorität 
einer st£iatsrechtlichen Norm, welche allen entgegenstehenden 
— gemeinen oder partikularen — Normen derogiert bzw. 
präjudiziert^3. 

78 Art. 9 BV.; Schollenberger, Kommentar S. 178 ff. 

79 Art. 9 BV.; s. auch Proebst a. a. O., S. 244. 
80^ Staatsrecht, S. 156. 

81 Schollenberger, Staatsrecht, S. 158. 

82 S. oben § i. 

83 Vgl. Laband, StaaUrecht, Bd. 11, S. 157; Triepel, bes. S. 424; 
über Befolgung, Beachtung und Durchführung der vom Reiche abgeschlossenen 
Staatsverträge als gliedstaatliche »Bundespflichten« interessant Fleischer, Die 
Zuständigkeit des deutschen Bundesrates für Erledigung von öffentlichrechtlichen 
Streitigkeiten (Bries Abhandlungen, Heft 9), Breslau 1904; vgl. auch Reger» 
Entscheidungen, Bd. I, 1881, S. 426, femer v. Salis, Bd. II, Nr. 677: »Der 
Staatsvertrag bildet das allgemeine, für alle Kantone gleichmäßig verbindliche 
Gesetz, dem die speziellen Kantonsgesetze weichen müssen«. (Äußerung des 
Schweizerischen Bundesrats; s. auch BBl. 1877 II, S. 523). Ferner v. Salis, 
Bd. II, Nr. 680, S. 447 : »Dagegen findet allerdings die Polizeihoheit der' 
Kantone gegenüber Fremden an den von der Eidgenossenschaft mit auswärtigen- 
Staaten abgeschlossenen Verträgen ihre bundesrechtliche Schranke. In dieser 
Beziehung ist der Bundesrat durch Verfassung und Gesetz berufen, darüber zu 
wachen, daß die Kantone von ihrer Polizeigewalt gegenüber den Angehörigen 
fremder Staaten nicht einen willkürlichen und unzulässigen, d. h. Vertrags-* 
widrigen Gebrauch machen.« (BBl. 1883 III, S. 409). — Hinsichtlich der 
von einzelnen deutschen Gliedstaaten vor ihrem Eintritt iu das Bundesstaats- 
verhältnis abgeschlossenen Staatsverträge ist z. B, Bornhak, Preußisches Staats*' 
recht, Bd. III, S. 5 f. der Ansicht, daß das Reich in seiner Gesetzgebung 
und in seinen Staatsvertrl^en an dieselben gebunden sei. Siehe dagegen 
Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 157 mit Note 2. Siehe auch unten Anm. 89. 
Vgl. auch Triepel, S. 243 ff. 
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Für das tatsächliche Verhältnis des deutsch-schweize- 
rischen Niederlassungsvertrages zu der deutschen Gesetz- 
gebung ergibt sich nun aber die Eigentümlichkeit, daß ein 
Teil der Zusicherungen des Vertrages nicht allein durch 
dessen — in der Verkündigung liegende — Qualifizierung 
zu einer staatsrechtlichen Norm , sondern schon dadurch 
erfüllt erscheint, daß die Gesetzgebung und Praxis die 
Fremden ohnehin im großen und ganzen den im Vertrage 
aufgestellten Forderungen entsprechend behandelt. Deshalb 
wird denn auch in Deutschland, selbst wo es sich um die 
Stellung der Fremden handelt, die interne Gesetzgebung 
als die eigentliche, weil nächstfließende Quelle vorwiegend 
berücksichtigt. 

In der Schweiz dagegen bilden die Niederlassungs- 
verträge die eigentliche und wichtigste Quelle für die Ent- 
scheidung der Frage, welche Stellung jedesmal den An- 
gehörigen eines fremden Staates zuzuweisen sei ^4. Begrifflich 
kann es sich auch hier nur um die Anwendung des Ver- 
trages als einer staatsrechtlichen Norm^s (eines Vertrags- 
gesetzes) — oder um völkerrechtUch motivierte, staats- 
rechtlich freie Verwaltungstätigkeit — handeln; in den 
Äußerungen der Praxis treten jedoch diese Gesichtspunkte 
nirgends stark hervor, und werden vielleicht auch den den 
Vertrag anwendenden in concreto nicht immer vorschweben: 
völkerrechtliche und staatsrechtliche Norm fließen — ebenso 
wie die jenen Normen entsprechenden Pflichten und Rechte 
— scheinbar zu einer Einheit zusammen. 

In Wirklichkeit bedeutet aber solche unmittelbare An- 
wendung des Vertrages als interner Rechtsquelle — auch 
ohne jedesmalige ausdrückliche Betonung des staatsrecht- 
lichen Charakters des Vertragsgesetzes ^^ — nicht sowohl 
eine Verkennung des Wesens des Völkerrechts, als viel- 
mehr eine Betätigungsform der völkerrechtlichen Pflicht, 



84 Daher auch das individuelle Beschwerderecht wegen Verletzung von 
Niederlassungsverträgen, vgl. o. § i. 

*5 Vgl. Jellinek, System, S. 120. 

86 Daß es übrigens an einer solchen Betonung nicht immer fehlt, beweisen 
schon die in der vorigen Anmerkung zitierten Äußerungen des Schweizerischen 
Bundesrats. 
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das, was der Vertrag vorschreibt, mit den denkbar stärksten 
staatsrechtlichen Mitteln durchzuführen, den Vertragsinhalt 
nicht nur im Wege wandelbarer, der Willkür ausgesetzter 
Verwaltungstätigkeit, sondern vielmehr dadurch zur Geltung 
zu bringen, daß man ihn mit der Autorität des Gesetzes 
ausstattet und demgemäß handhabt ^7. 



87 Treffend Heilborn, System S. 70: » . . . Der Vertrag soll nicht 
nur die Gewähr, daß Beschwerden dem Rechte gemäß Erledigung finden, 
sondern er soll ein rechtlich gesichertes Verhältnis schaffen. Der Vertrags- 
pflicht wird deshalb nur dann von dem verpflichteten Staate entsprochen, wenn 
er dafür Sorge trägt, daß die Angehörigen des andern Teiles in seinem Gebiete 
durchweg, von jedermann, vorzüglich von allen Staatsbehörden, dem Vertrage 
entsprechend behandelt werden. Die Stellung der betreffenden Ausländer soll 
nicht von dem Belieben irgend eines Beamten abhängen, sondern sie muß durch 
eine vom Staate selbst ausgehende, dem völkerrechtlichen Vertrage entsprechende 
innerstaatliche Rechtsnorm gesichert werden. Der Staat hat mithin die ver- 
tragsmäßige Behandlung der Fremden durch eine staatsrechtliche Rechtsnorm 
zu gebieten, deren Befolgung nötigenfalls zu erzwingen usw.« Vgl. auch Triepel, 
S. 300, 301. — Wenn die völkerrechtliche Pflicht, die Fremden den Inländern 
gleichzustellen, durch Erlaß einer — eventuell schon in der Publikation des 
Vertragstextes liegenden — innerstaatlichen Rechtsnorm erfüllt wird (was den 
Regelfall bildet), so ist es unrichtig, daß (wie von Sarwey, Das Staatsrecht 
des Königreichs Württemberg, Tübingen 1883, Bd. I, S. 149 ausführt), durch 
Nichtachtung (sc. der öffentlichen Rechte der Fremden) »nur der Heimatstaat, 
nicht der Fremde als einzelner verletzt« wird. — Staatsrechtlich wird nur 
der in die staatliche Schutzsphäre einbezogene Fremde verletzt, völkerrecht- 
lich selbstverständlich nur der Heimatstaat. 
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§3. 

Die allgemeine relative Gleichstellung der wechselseitigen 

Untertanen auf Grund des deutsch - schweizerischen 

Niederlassungsvertrages. 

Für das Verhältnis zwischen dem Deutschen Reiche 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft ergibt sich die 
allgemeine relative Gleichbehandlung ^^ der in der Schweiz 
weilenden Deutschen mit den Schweizern formell zunächst 
aus der Bestimmung des Art. i, Abs. i, Satz i des von 
beiden Mächten unterm 31. Mai 1890 abgeschlossenen 
Niederlassungs Vertrages ^9 : 



88 Daß die Gleichbehandlung keine absolute sein kann, ergibt sich sowohl 
aus dem Begriffe der Ausländerqualität, als. auch aus den Modifikationen des 
Vertrages selbst. Vgl. die Prinzipien des Schweizerischen Bundesrates hierüber 
bei V. Salis, Bd. II, Nr. 670. 

89 S. den Text des Vertrages im RGBl. 1890, S. 131; A. S. N. F. XI 
1890, S. 515; BBl. 1890 III, S. 225; Stoerk-Martens, Nouveau Remeil 
2ieme S6rie XVI 1891, S. 439; Aegidis Staatsarchiv LI 1891, S. 126 ff.; 
Cahn, Das Reichsgetz über die Erwerbung und den Verlust der Reichs- und 
Staatsangehörigkeit vom i. Juni 1870, 2. Aufl., Berlin 1896, Anhang, Anlage 
Nr. 7, S. 213 ff.; Fleischmann, Völkerrechtsquellen, Halle a. S. 1905, 
§. 224 ff. Siehe auch unten im Anhang Nr. V. Vgl. die oben Anm. 29 
Genannten, sowie Affolter, Der deutsch-schweizerische Niederlassungsvertrag 
usw. in Labands Archiv VI 1891, S. 378 — 403. — Vor der Reichsgründung 
hatten von deutschen Staaten nur Baden (1863) und Württemberg (1869) mit 
der Schweiz Niederlassungs vertrage abgeschlossen. Dem Niederlassungsvertrage 
mit Württemberg sollte jeder weitere Staat des Deutschen Zollvereins mit der 
Maßgabe beitreten können, daß er den Schweizern in seinem Gebiete dieselben 
Rechte zusichere, wie Württemberg es getan hatte. Doch machte kein Staat 
hiervon Gebrauch. Am 27. April 1876 kam der erste Niederlassungsvertrag 
der Schweiz mit dem Deutschen Reiche zustande (RGBl. 1877, S. 3 ff.), 
durch den die Verträge mit Baden und Württemberg ausdrücklich außer Kraft 
gesetzt wurden. (Art. 11.) Am. 20. Juli 1889 kündigte Deutschland den 
Vertrag (Näheres unten), der aber am 31. Mai 1890, also noch vor 
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»Die Deutschen sind in jedem Kanton der Eidgenossen- 
schaft in bezug auf Person und Eigentuni^auf dem nämlichen 
Fuße und auf die nämliche Weise aufzunehmen und zu 
behandeln , wie es die Angehörigen der andern Kantone 
sind oder noch werden solllten.« Art. 3 sichert den Schweizern 
in Deutschland die entsprechende Stellung 90. 

Während das Deutsche Reich mit anderen Staaten 
eigentliche Niederlassungs vertrage nicht abgeschlossen, 
so weitgehende Zusicherungen bezüglich der persön- 
lichen Gleichbehandlung der gegenseitigen Untertanen 
nicht stipuliert hat9i, ist in den zahlreichen weiteren 
Niederlassungsverträgen der Schweiz 92 die Gleichbehand- 

Ablauf der einjährigen Kündigungsfrist , durch einen neuen ersetzt wurde 
mit der Bestimmung , daß der neue Niederlassungsvertrag zunächst bis zum 
31. Dezember 1900 gelten, und von da an für den Fall in Wirksamkeit 
bleiben sollte, daß keiner der vertragschließenden Teile von der einjährigen 
Kündigungsfrist Gebrauch machen würde. (Art. 12.) Vgl. v. Salis, Bd. II, 
Nr. 717, Seite 479; BBl. 1876 II, S. 877 ff., 1889 III, S. 651—655, 956, 
1890 III, S. 220, 225; Eichmann, Sammlung, S. 64; Blumer-Morel, 
Staatsrecht, Bd. III. S. 457. 

Der Text unseres Vertrages erscheint auch bei v. Rohland, Völker- 
rechtsquellen, zum akademischen Gebrauch herausgegeben, Freiburg i. Br. 1906. 

90 Diese — selbstverständlidi nach genauer Analogie des Art. i aufzu- 
fassende — Gleichstellung der in einem deutschen Bundesstaate weilenden Schweizer 
mit den Angehörigen der andern Bundesstaaten kommt zum klaren Ausdrucke 
in der Formulierung Rehms in der »Woche« vom 3. Februar 1906, S. 182. 

9» Für das Verhältnis Deutschlands zu Frankreich kommt aber die Meist- 
begünstigungsklausel des Frankfurter Friedens in Betracht. Art. 11, Abs. 2 
desselben bezeichnet nämlich die Zulassung und Behandlung der An- 
gehörigen beider Nationen als einen Teil der nach dem Prinzip der 
Meistbegünstigung (Art. 11, Abs. i) zu regelnden Handelsbeziehungen; Art. ii» 
Abs. 3 nennt England, Belgien, die Niederlande, die Schweiz, Österreich 
und Rußland als die (einzigen) Nationen, auf deren Begünstigung die Regel 
Anwendung zu finden habe. RGBl. 1871, S. 230 f.; s. auch Oncken, Art. 
»Handelsverträge« in Conrads Handwörterbuch, Bd. IV, S. 107 1, Sp. i und 
1074, Sp. I ; v. Liszt, Völkerredit, S. 178. 

92 Mit den Vereinigten Staaten von Amerika, vom 25. November 1850 ; 
mit Großbritannien und Irland, vom 6. September 1855; mit Italien, vom 22. 
Juli 1868; mit Rußland, vom 26/14. Dezember 1872; mit Persien, vom 6. 
Jidi 1874; mit Liechtenstein, vom 6. Juli 1874; mit Dänemark, vom 10. Februar 
1875 ; mit Österreich-Ungarn, vom 7. Dezember 1875 ; mit den Niederlanden, 
vom 19. August 1875; ™^^ Spanien, vom 14. November 1879; ^^ Frank- 
reich, vom 23. Februar 1882; mit Salvador, vom 30. Oktober 1883; (mit 
der Südafrikanischen Republik, vom 6. November 1885;) mit Belgien, vom 
V. Overbeck, Niederlassungsfreiheit u. Ausweisungsrecht. ^ 
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lung93 in derselben Weise, ja meist in wörtlich entsprechender 
Fassung, wie in dem zitierten Art. i unseres Vertrages 94 
gesichert. . 

Der Parallelismus in der Stellung des Deutschen in 
der Schweiz einerseits, des Schweizers in Deutschland ander- 
seits ist indessen infolge des bundesstaatlichen Charakters 
der kontrahierenden Staaten ein vollkommenerer als der 
zwischen den Angehörigen sonstiger Vertragsstaaten und 
den Schweizern bestehende 95. 



4. Juni 1887; mit Serbien, vom i6. Februar 1888; mit Ecuador, vom 22. Juni 
1888; mit dem Kongostaate, vom 16. November 1889; mit Schweden und 
Norwegen, vom 22. März 1894; mit Japan, vom 22. März 1894. Vgl. v. Sali s, 
Bd. II, Seite 454 — 504; die Texte in der A. S., sowie im BBl. ; z. T. bei 
Eich mann, Sammlung. 

93 Die Gleichbehandlung bezieht sich — an sich — nur auf physische 
Personen. Vgl. v. Salis, Bd. II, Seite 352: »Ein Hauptgrundsatz, der allen 
diesen (Niederlassungs)-Verträgen gemeinsam ist, geht nun dahin, daß, wo nicht 
ausdrücklich etwas anderes festgesetzt worden, die vertragsmäßigen Rechte und 
Vorteile nur auf physische Einzelpersonen, und nicht auf juristische, durch den 
Staat und dessen Gesetzgebung künstlich geschaffene Persönlichkeiten, seien 
dieselben Personenverbände (Gesellschaften, Genossenschaften, Gemeinschaften) 
oder Stiftungen u. s. f. sich beziehen . . .« BBl. 1886 I, S. 929 f. 

94 Dessen französische Fassung — mut. mut. stereotyp auch für die 
übrigen Niederlassungsverträge — lautet: »Les Allemands seront re^us et trait6s 
dans chaque canton de la ConfM^raüon relativement ä leurs personnes et ä leurs 
propri6tes, sur le m€me pied et de la mdme mani^re que le sont ou pourront 
l'6tre ä Pavenir les ressortissants des autres cantons.« F. F. 1890, III, S. 283. 

95 Bei dem Vertrage der Schweiz mit dem nordamerikanischen Bundes- 
staate ist zu bedenken, daß dort, umgekehrt wie in den beiden ewopäischen, 
die Bunde Sangehörigkeit das Prhnäre, die Gliedstaatsangehörigkeit das 
Sekundäre ist. (Vgl. Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbindungen, 
Wien 1882, S. 279.) Art. i, Abs. i jenes Vertrages (Eichmann, Sammlung 

5. 325) spricht denn auch nicht ausdrücklich von einer Gleichstellung der Ameri- 
kaner mit den Angehörigen der verschiedenen Kantone, sondern allgemeiner 
von der Behandlung »auf dem Fuße gegenseitiger Gleichheit«. — Zugunsten 
der partikularen Staatsgewalten wird übrigens ein weitgehender Vorbehalt 
gemacht. Vgl. BBl. 1855 ^I» S. 39 ff. — In Frankreich wird den Schweizern 
nach dem Wortlaute des Niederlassungsvertra^es genau dieselbe Stellung gewährt 
wie den Franzosen in den verschiedenen Kantonen der Schweiz; einem Ein- 
heitsstaat gegenüber ist diese Bestimmung, wie Blum er- Morel (Staatsrecht, 
Bd. III, S. 463) sagt, »nicht erklärlich und gibt nur Anlaß zu nichtssagenden 
Anständen. Alle schweizerischen Niederlassungsverträge, mit den übiigen 
Staaten machen daher, diese Unterscheidung nicht, sondern sprechen ausnahms- 
los von einer Gleichstellung der Sdxweizer mit den Landesangehörigen«. 
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Soweit nämlich im Bundesstaate eine Abstufung 
zwischen den Angehörigen eines Gliedstaates und den 
diesem Gliedstaate fremden Bundesangehörigen Platz greift, 
soll dem Ausländer höchstens die Gleichstellung mit letz- 
teren eingeräumt werden, da sonst die unter Staaten 
gleicher Kulturstufe zu vermeidende und dem Bundesstaats- 
begriffe zuwiderlaufende Anomalie eintreten könnte, daß 
Ausländer besser gestellt wären als die Inländer eines 
anderen Gliedstaates 9^. 

Nicht die Wirkungen der Staatsangehörigkeit in einem 
Einzelstaate, sondern bestimmte Wirkungen der Bundes- 
angehörigkeit, des Bundesindigenats^^ sind es daher, welchen 



96 Die Gefahr einer ähnlichen Anomalie kam bei den Reichstagsberatungen 
über Art. 3 der deutschen Reichsverfassung zur Sprache; damals wies der 
Abgeordnete Jäger darauf hin, die Folge des Art. 3 werde die sein, » . . . 
daß die Angehörigen imseres Staates, welche nicht dem christlichen Glaubens- 
bekenntnisse angehören, eine schlechtere Lage haben und behalten, als die 
Angehörigen von Frankreich und Italien, welche infolge der Handelsverträge, 
die in den letzten Jahren mit jenen Nationen geschlossen worden sind, voll- 
ständig freie Niederlassung und das Recht haben, in den einzelnen Staaten 
Deutschlands, also auch bei uns in den kleineren Staaten, jedes Gewerbe zu 
betreiben und alles das zu tun, was unsern Staatsangehörigen andern Glaubens 
nicht gestattet ist«. Bezold, Materialien, S. 419; s. auch ebd. S. 434 (Abg. 
Braun). — Ein charakteristicher Fall der Vermeidung jener Anomalie ergab 
sich auch bei den Verhandlungen über den schweizerisch-russischen Nieder- 
lassungsvertrag. Rußland verlangte zunächst die Behandlung seiner Angehörigen 
auf dem nämlichen Fuße wie Schweizer bürger (schlechthin). »Dies hätte zur 
Folge gehabt, daß die Russen in allen Kantonen die Rechte der Kantons- 
bürger erhalten hätten, ihnen also eine bessere Stellung eingeräumt worden 
wäre, als den Bürgern eines andern Kantons. Die russische Regierung ver- 
zichtete daher auf ihr Begehren.« v. Salis, Bd. II, Nr. 672 II. Nach Art. i 
des russisch-schweizerischen Niederlassungsvertrages werden auch die Russen 
in der Schweiz wie die Angehörigen der andern Kantone behandelt. Eich- 
mann, Sammlung, S. 293. — Im Vertrage der Schweiz mit Österreich-Ungarn 
{Eichmann, Sammlung, S. 269) ist einfach von der Gleichhaltung »mit den 
Inländern« die Rede — formell allerdings nur in bezug auf »sämtliche den 
Aufenthalt und die Niederlassung betreffenden Bedingungen«, während die — 
z. B. in den Verträgen mit Deutschland und Frankreich ausdrücklich zu- 
gesicherte — Gleichstellung in bezug auf die Person schlechthin hier nicht 
ausgesprochen ist. 

97 Vgl. für Deutschland Art. 3 RV.; für die Schweiz Art. 43, 60 BV. 
S. Btumer-Morel, Staatsrecht, Bd. I, S. 292, SchoUenberger, Bundes- 
verfassung, S. 435 ff. — Über das Indigenat u. a. Brie, Theorie der 

3* 
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die Stellung der gegenseitigen — deutschen, bzw. schwei- 
zerischen — Untertanen vermöge der formellen Reziprozität 
angeglichen wird^?». Umgekehrt hat in Einheitsstaaten, 
wie beispielsweise Italien oder Spanien der Gleichstellung des 
Italieners oder Spaniers mit dem kantonsfremden Schweizer 
die Gleichstellung des Schweizers mit jenem schlechthin 
zu entsprechen. 

Art. I unseres Vertrages involviert auch das Ver- 
sprechen, daß jede in der Zukunft etwa eintretende Ver- 
stärkung des den gliedstaatsfremden Bundesangehörigen 
gewährten Indigenats auch den Staatsangehörigen des 
Gegenkontrahenten zugute kommen soll^^ — ein interes- 
santes, nur zwischen Bundesstaaten denkbares Gegenstück 
zur Meistbegünstigungsklausel 99. 



Staatenverbindungen> Stuttgart 1886, S. 116; ferner Meyer- Anschütz, 
Staatsrecht, S. 793, Laband, Staatsrecht, Bd. I, S. 169 ff. — Vgl. auch 
Curti, Entscheidungen, Nr. 706 (mit Beziehung auf das Verhältnis der Schweiz 
zu ItaUen und Österreich). — Das Postulat der analogen Anwendung des 
Bundesindigenats infolge des Vertrages richtig betont von Affolter in 
Labands Archiv, Bd. VI 1892, S. 379 u. 386 f. 
97a Vgl. Burckhardt, Kommentar, S. 627. 

98 Vgl. den Text des Art. i, Abs. i ( » . . . oder noch werden 
sollten«). 

99 Durch dieselbe (Art. 7) wird den beiderseitigen Untertanen die Gleich- 
stellung auch mit den Angehörigen eines jeden dritten — begünstigten — 
Vertragsstaates gesichert. 
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Besonderer Teil. 

Die Aufenthalts- und Bewegungsfreiheit der 
wechselseitigen Untertanen und das Abweisungs- 
und Ausweisungsrecht der Vertragsstaaten. 

§4. 

Allgemeines. 

Nur soweit in concreto den Fremden das Betreten des 
inländischen Staatsgebiets und das Verweilen in demselben 
gestattet, auf die Ausübung des Abweisungs- und Aus- 
weisungsrechtes aber verzichtet wird'°°, können die einzelnen 
staatlicherseits geforderten , geschützten , oder geduldeten 
Betätigungen der ausländischen Rechtspersönlichkeit eine 
höhere praktische Bedeutung gewinnen '°\ 

Die Freiheit, den fremden Boden zu betreten, bzw. zu 
bewohnen, erscheint als die wichtigste und grundlegende 
unter den dem einzelnen Fremden vom Staate gewährten 
oder zu gewährenden Befugnissen ^^^ 

Diese fundamentale Bedeutung der individuellen Frei- 
zügigkeit kommt in der Benennung, dem ausgesprochenen 
Programm '°3r und der sonstigen Fassung der Nieder- 



i«> über die durch Niederlassungsverträge geschaffenen Rechtsverhältnisse, 
insbesondere gerade mit Beziehung auf die Einschränkung des Abweisungs- 
und Ausweisungsrechts, s. Heilborn, System, S. 76 f. 

lo' In gewissen Fällen werden freilich selbst die Gebietsgrenzen durch 
ein Herrschaftsverhältnis zwischen Staatsgewalt und Ausländer gesprengt, vgl. 
Meyer-Anschütz, Staatsrecht, S. 214. 

102 Vgl. Ullmann, Völkerrecht, S. 248; s. auch oben, z. B. S. 24 f. 

103 Vgl. schon den typischen Eingang des Vertrages: »Seine Majestät 
der Deutsche Kaiser und die Schweizerische Eidgenossenschaft , . . . von der 
Absicht geleitet, die Bedingungen für die Niederlassung der Angehörigen etc. 
. . . neu zu regeln, sind übereingekommen etc«. 
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lassungs vertrage klar zum Ausdrucke. So hebt Art. i 
(in Verbindung mit Art. 3) unseres Vertrages nach jener 
allgemeinen Zusicherung prinzipiell gleicher Aufnahme und 
Behandlung der wechselseitigen Untertanen mit den Ange- 
hörigen der verschiedenen Gliedstaaten ^°4 in erster Reihe 
das »Recht« des Deutschen (Schweizers), in der Schweiz 
(in Deutschland) »ab- und zuzugehen und sich daselbst 
dauernd oder zeitweilig aufzuhalten«, besonders hervor ^°5. 
Der Genuß dieser, ein Wohnrecht einschließenden Vor- 
teile'^, welche nicht ganz zutreffend, wenn auch allerdings 
unter Hervorhebung eines hochwichtigen Moments, unter 
den Begriff der »Niederlassungsfreiheit« (bezw. der »freien 



104 S. o. S. 32 f. 

105 Art. I, Abs. I, Satz 2 des deutsch-schweizerischen Niederlassungs- 
vertrages. 

106 Vgl. Laband, Staatsrecht, Bd. I, S. 141, Note i. Gegen Labands 
Annahme eines durch den deutsch-schweizerischen Niederlassungsvertrag gegen- 
seitig vereinbarten Wohn rechtes der Staatsangehörigen wendet sich Jellinek, 
System, S. 12p, Anm. 2. Das — staatsrechtlich geartete — Wohnredit der 
einzelnen entsteht allerdings nicht durch den völkerrechtlichen Vertrag als 
solchen, sondern erst durch das entsprechende — mit der Publikation gegebene 
— Staatsgesetz. In dem Erlaß eines solchen Gesetzes aber besteht eben die 
völkerrechtliche Pflicht, vgl. o. Anm. 87. — Vgl. auch die äußerlich 
zum Teil analogen Freundschafts-, Handels- und Schiffahrts vertrage des Deutschen 
Reiches mit Salvador vom 13. Juni 1870, Art. 3 (RGBl. 1872, S. 377), 
mit Columbien vom 23. Juli 1892, Art. 3 (RGBl. 1894, S. 471), die 
Freimdschaf tsver träge mit Tonga vom i. November 1876, Art. 6 (RGBl. 1877, 
S. 517), mit Hawaii vom 25. März (19. September) 1879, Art. 2 (RGBl. 
1880, S. 121) und mit Samoa vom 24. Januar 1879, Art. 6 (RGBl. 1881, 
S. 29); die letzteren drei bei Laband, Staatsrecht, Bd. I, *S. 141, Note i 
erwähnt. Der "Wert der »Verträge« mit Tonga und Samoa ist übrigens infolge 
der völkerrechtlichen Inferiorität dieser Staaten einerseits, anderseits des 
deutschen Gesetzes vom 15. Februar 1900 (RGBl. 1900, S. 37) — nach 
welchem diese Verträge durch eine mit Zustimmung des Bundesrats zu erlas- 
sende kaiserliche Verordnung ganz oder teilweise außer Kraft gesetzt werden 
können — vom Standpunkte völkerrechtlicher Betrachtung aus ein ziemlich 
illusorischer. Über solche »Freundschafts vertrage« mit außerhalb des euro- 
päischen Kultur kreises stehenden Staaten vgl. z. B. Lexis, Art. »Handels- 
verträge« in V. Stengels Wörterbuch, Bd. I, S. 634 Sp. 2. Mehr histo- 
risches Interesse haben jetzt die Freundschafts- und Handelsverträge mit der Süd- 
afrikanischen Republik vom 22. Januar 1885, Art. 2 (RGBl. 1886, S. 209), und 
mit dem Oranje-Freistaat vom 28. April 1897, Art. 3 (RGBl. 1898, S. 93). 
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Niederlassung«) zusammengefaßt zu werden pflegen ^°7, 
braucht nun aber den gegenseitigen Untertanen nicht 
bedingungslos zugestanden zu werden, sondern läßt 
sich vielmehr an einzelne formelle und materielle Voraus- 
setzungen knüpfen. Die Bestimmung dieser Voraussetzungen, 



107 Der Ausdruck sagt, streng genommen, zu viel und zu wenig; denn 
der Tatbestand einer eigentlichen Niederlassung ist einerseits nicht notwendig, 
anderseits nicht immer erschöpfend. — Überschätzt, bzw. verschoben wird die 
Bedeutung der (dauernden) Niederlassung in einer, wohl ungenau gefaßten 
Äußerung des Schweizerischen Bundesrates (I. S. Beyer und Leibfried, 
V. Salis, Bd. II, Nr. 527, BBI. 1901 III, S. 331). Nach Aufzählung der 
durch Art. i, Abs. i des Vertrages den Deutschen gesicherten Vorteile wird 
hier als die notwendige Voraussetzung »dieser« Gleichbehandlung die Nieder- 
lassung bzw. Niederlassungsbewilligung in der Schweiz bezeichnet. Die Nieder- 
lassung bildet aber nicht die Voraussetzung etwa des Rechtes in der Schweiz 
(in Deutschland) »ab- und zuzugehen«; sie ist vielmehr nur einer, wenn auch 
der wichtigste und umfassendste, unter den zu gewährenden Vorteilen. 
S. aber unten Anm. 115. Daß die förmliche Niederlassung auf schweize- 
rischem Territorium keine Voraussetzung der Gleichstellung ist, wird sehr gut 
hervorgehoben von Affolter in Labands Archiv, Bd. VI 1891, S. 380. 
Anderseits greift aber, wie hier noch bemerkt sei, der Begriff der — vertrag- 
lich geschützten — Niederlassung über den des zivilrechtlichen Wohnsitzes 
weit hinaus. Vgl. für die Schweiz v. Salis, Bd. II, Nr. 552: »Der Unter- 
schied zwischen Niederlassung und Aufenthalt beruht auf politischen und poli- 
zeilichen Gesichtspunkten, er gehört dem Verwaltungsrecht an und hat mit 
dem zivilrechtlichen Begriff des Wohnsitzes (Domizil) nichts zu tun. Der zivil- 
rechtliche Wohnsitz ist nicht notwendige Voraussetzung des Niederlassungs- 
und Aufenthaltsrechtes. Die Ausübung dieser Rechte läßt sich allerdings nicht 
anders denken, als durch persönliches Verweilen des Niedergelassenen oder 
Aufenthalters am Niederlassungs- oder Aufenthaltsorte, oder durch die Anlage 
und Benutzung von Geschäftseinrichtungen an diesem Orte unter seiner per- 
sönlichen Verantwortlichkeit. Hierzu ist aber ein Wohnen an diesem Orte 
nicht erforderlich. Es genügt, wenn der Niedergelassene oder Aufenthalter 
daselbst entweder in eigener Person oder in der Person seines geschäftlichen 
Vertreters rechtlich belangt werden kann etc.« Vgl. BBI. 1892 III, S. 677, II, 
S. 64. — Bez. der Begriffe Niederlassung und Aufenthalt interessant v. Salis, 
Bd. II, Nr. 678. Ein Italiener, der in St. Bernhardin sein eigenes Haus 
besitzt, welches er jeden Sommer während zwei bis drei Monaten bewohnt, 
ist nicht als Niedergelassener, wohl aber als Aufenthalter zu betrachten ; er 
bedarf, ebenso wie seine Dienstboten, einer Aufenthaltsbewilligung; dagegen 
sind seine bei ihm zu Besuch weilenden Verwandten hiervon »durch Gesetz 
und Staatsvertrag befreit, mag man sie nun als Reisende oder als Kuranten, 
die keine eigene Haushaltung führen, betrachten.« BBI. 1883 II, S. 856. 
Vgl. auch unten Anm. 115. 
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welche mit der konventionellen völkerrechtlichen Bestätigung 
des Abweisungs- und Ausweisungsrechts, aber unter Be- 
schränkung desselben auf die Fälle, in denen jene Voraus- 
setzungen nicht erfüllt sind, sachlich zusammenfällt, bildet 
denn auch die Hauptaufgabe unseres, wie jedes andern, 
Niederlassungsvertrages. 

Diese Voraussetzungen können vom Standpunkte der 
gegenseitigen Untertanen aus einen positiven oder negativen 
Inhalt haben, und stehen — vom Standpunkte der Vertrags- 
staaten aus - im ersteren Falle mit negativ, im letzteren 
Falle mit positiv gearteten Ausweisungsgründen in unmittel- 
barer Wechselwirkung. 

Die — vom individuellen Standpunkte — positiven Vor- 
aussetzungen für die Pflicht der Vertragsstaaten, in ihrem 
Gebiete den wechselseitigen Untertanen Freiheit der Bewe- 
gung und des Aufenthalts zuzugestehen, liegen in der Er- 
füllung bestimmter Formvorschriften und einer allgemeinen 
Gehorsamspflicht den inländischen Gesetzen und Verord- 
nungen gegenüber. 

Außerdem ist aber für einzelne Eventualitäten, wie bei 
Ausweisung kraft richterlichen Urteils, wegen Gefährdung 
der Staatssicherheit, aus armen- und sittenpolizeilicheri 
Gründen ^°7*, den Vertragsstaaten das Ausweisungsrecht 
positiv vorbehalten. Die Vermeidung dieser Ausweisungs- 
gründe kann vom Standpunkte des Einzelnen aus als der 
Inbegriff der negativen Voraussetzungen der zwischenstaat- 
lichen Freizügigkeit bezeichnet werden. 

Schon aus dem Gesagten läßt sich mit einiger Sicher- 
heit erkennen, daß die, wenn auch ganz besonders wich- 
tigen, positiven Ausweisungsgründe das Anwendungsgebiet 
der (Abweisung und) Ausweisung nicht erschöpfen können, 
weil eben die Aufstellung der erwähnten positiven indivi- 
duellen Voraussetzungen der Bewegungs- und Aufenthalts- 
freiheit nichts anderes bedeuten kann, als die gleich- 
zeitige Schaffung negativer Voraussetzungen für das 



107a Art. 4 des Vertrages. Streng genommen, gehört auch Art. 9 des 
Vertrages (Ausweisung von früheren Einheimischen, welche vor Erfüllung ihrer 
Militärpflicht die Staatsangehörigkeit gewechselt haben) hierher. Als eine Art lex 
;specialis soll aber dieser Artikel vorläufig beiseite bleiben. Näheres unten S. 84 ff. 
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Inkrafttreten des staatlichen Abweisung-s- und Ausweisungs- 
rechtes — derart, daß beim Versagen jener ersteren die 
Abweisung oder Ausweisung auch dann in Aktion treten 
kann, wenn ein positiver Ausweisungsgrund nicht 
vorliegt. 

Im Verlaufe der Darstellung wird sich Gelegenheit 
bieten, die Übereinstimmung dieser Auffassung mit dem 
wahren Verhältnisse der Vertragsvorschriften zu einander 
und zu den einschlägigen landesrechtlichen Normen ein- 
gehender zu belegen ^°^. 

Daß im übrigen das hier gewonnene System von Vor- 
aussetzungen der Niederlassungsfreiheit und des Aus Weisungs- 
rechts dem reellen oder ideellen Konkurrieren mehrerer 
Ausweisungsgründe in keiner Weise entgegensteht, ist selbst- 
verständlich. 

Die beim Versagen einer der positiven oder negativen 
Voraussetzungen der Niederlassungsfreiheit statthafte Ver- 
weigerung des Eintritts in das Staatsgebiet oder Entziehung 
des Auf enthalts in demselben (Abweisung bzw. Ausweisung '°9) 
kann nun in den kontrahierenden Bundesstaaten entweder 
mit Wirkung für das Gesamtstaatsgebiet, oder für das Gebiet 
eines Gliedstaates, oder endlich eines Kommunalverbandes 



108 Siehe unten unter II. 

109 Ausweisung ist das Gebot, ein bestimmtes Gebiet zu verlassen, ver- 
bunden mit dem Verbote, es zu betreten (G. Meyer, Lehrbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, Bd. I, S. 158; Binding, Lehrbuch, Bd. II 2, S. 743). 
Für den Begriff der Abweisung ist nur das Betretungs verbot wesentlich. Der 
Ausweisimg kann zwangsweise Entfernung, der Abweisung kann zwangsweise 
Femhaltung zur Seite treten. Über die die Maßregeln schützenden Straf- 
bestimmungen s. unten § 8. Ein Unterschied zwischen »Entzug der Nieder- 
lassung« und »Ausweisung«, der sich — zum mindesten in gradueller Beziehung 
— sehr wohl denken läßt, ist nirgends konsequent durchgeführt. Vielmehr 
werden die Begriffe, wie im Vertrage, so auch z. B. in der Schweizerischen 
Bundesverfassung, stets promiscue gebraucht. Vgl. Langhard, Fremdenauswei- 
sung, S. 46, Anm. I. Siehe anderseits Stooß, Grundzüge, Bd. I, S. 63. — 
Der Hauptakzent ist auf die hochwichtige Unterscheidung zwischen gericht- 
licher und rein administrativer Ausweisung zu legen, deren ersterer auch in der 
Schweiz die Bundesangehörigen, von einem ganz singulären Falle 'abgesehen 
(vgl. oben § 4 und unten § 6), nicht ausgesetzt sind, Langhard, Fremden- 
ausweisung, S. 49; Burckhardt, Kommentar, S. 628 f. 



— 42 — 

allein"^, verhängt werden — staatsrechtliche Abstufungs- 
möglichkeiten, in welche die völkerrechtliche Normierung 
nicht weiter eingreift. 

In Deutschland ruht das Aus Weisungsrecht der Aus- 
übung nach stets bei den Gliedstaaten; nur die rechtliche 
Grundlage der Ausw^eisungsbefugnis entstammt in gewissen 
Fällen (denen des Reichstrafgesetzbuchs) dem Reichsrechte; 
in den gleichen Fällen erstreckt sich auch die Wirkung 
der Maßregel mit Notwendigkeit auf das ganze Reichs- 
gebietes während sie sonst rechtlich nicht über das Gebiet 
eines Gliedstaates hinausgehen kann. — In der Schweiz wird in 
den vom Bundesstrafrecht getroffenen Fällen (meist politischen 
Verbrechen) und beim Eingreifen der dem Bundesrate über- 
tragenen »politischen Fremdenpolizei« die Landesverweisung 
von Bundes wegen und mit Wirkung für das ganze Bundes- 
gebiet verfügt; in allen andern Fällen geht sie von der 
Kantonalgewalt (bezw. ev. der Gemeinde) aus und wirkt — 
abgesehen von der theoretisch zum Teil für möglich gehal- 
tenen, aber praktisch wertlosen Ausweisung aus dem Bundes- 
gebiete auf Grund kantonalen Straf rechts — auch hier 
nicht über das Gliedstaatsgebiet hinaus. Eine gewisse 
faktische Bedeutung besitzt allerdings die von einer Kan- 
tonalbehörde verfügte Verweigerung oder Entziehung der 
Niederlassung insofern, als nun auch alle andern Kantone, 
vorausgesetzt, daß sie den von jener Behörde zugrunde 
gelegten Tatbestand auch ihrerseits als vorliegend erachten, 
die Niederlassung aus den gleichen Gründen verweigern 
können und wohl auch häufig verweigern werden "2. 

Die einzelnen, die staatlichen Ausweisungsbefugnisse 
näher regelnden Bestimmungen des deutschen und schweize- 
rischen Rechts werden im Interesse der Darstellung erst 
bei Besprechung der positiven Ausweisungsgründe, wie 
sie Art. 4 des Niederlassungsvertrages aufstellt, näher zu 



HO Vgl. V. Salis, Bd. II, Nr. 671, 728. 

I" Vgl. Laband, Staatsrecht, Bd. I, S. 189. 

112 Vgl. hierzu die Verhandlungen der Expertenkommission des Eid- 
genössischen Justiz- und Polizeidepartements über den Vorentwurf zu einem 
schweizerischen Strafgesetzbuche 1896, Bd. I, S. 214 (Äußerungen von Weber 
und Stooß). 
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erörtern sein, finden doch in der Tat in diesem Artikel 
die weitaus wichtigsten Ausweisungsfälle, nämlich die Aus- 
weisung infolge gerichtlichen Urteils und die Haupt fälle 
der rein administrativen Ausweisung, ihre Regelung. Hier 
sei nur noch bemerkt, daß es für die Ausweisung von 
Ausländern nach allgemein anerkannten Grundsätzen einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Vorschrift nicht bedarf"3. 



"3 Vgl. z. B. Laband, Staatsrecht, Bd. I, S. 140 f., 190, Note i; 
Meyer-Anschütz, Staatsrecht, S. 785; Otto Mayer, Deutsches Verwaltungs- 
recht, Bd. II, S. 456. 
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§5- 

Die positiven Voraussetzungen der zwischenstaatlichen 

Freizügigkeit 

I. 
Formelle Voraussetzung. 
Die erste, formelle Voraussetzung, an welche die Frei- 
heit, den fremden Boden zu betreten, zu bewohnen und sich 
daselbst niederzulassen, geknüpft werden kann, besteht für 
den nach der Schweiz kommenden Deutschen in der Bei- 
bringung eines von der deutschen, bezw. bayrischen Gesandt- 
schaft in Bern "4 ausgestellten Zeugnisses, durch welches 
bescheinigt wird, daß der Inhaber die deutsche Reichs- 
angehörigkeit besitzt und einen unbescholtenen Leumund 
genießt "5. 

Die analoge Verpflichtung ergibt sich aus Art. 3 des 
Vertrages für die nach Deutschland kommenden Schweizer. 
Doch sollen für diese, solange die Schweiz nicht die alleinige 
Kompetenz ihrer Gesandtschaft und ihrer Konsulate in Deutsch- 
land zur Ausstellung des in Art. 2 vorgesehenen Zeugnisses 
gesetzlich festgelegt hat, ein Heimatschein und ein Leumunds- 
zeugnis der betreffenden schweizerischen Gemeindebehörde 



"4 Vgl. Ziff. I des Schlußprotokolls, RGBl. 1890, S. 134, BBl. 1890 III, 
S. 230. 

"5 Art. 2 des Niederlassungsvertrages. — Wie in einer Erklärung des 
Schweizerischen Bundesrates vom Jahre 1881 (BBl. 1881 I, S. 361) entschieden 
ist, bedürfen Deutsche, sowie die Angehörigen anderer Nationen, welche sich 
in der Schweiz nur vorübergehend, z. B. als Reisende, Kurgäste usw. auf- 
halten, keines Ausweises. Derselbe kann aber gefordert werden, sobald es sich 
um einen dauernden Aufenthalt zum Zwecke der Ausübung eines Berufes 
oder der Begründung eines Haushaltes handelt, und wenn eine Aufenthalts- oder 
Niederlassungsbewilligung verlangt wird. Vgl. oben Anm. 107. 
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(mit Beglaubigung der Kantonsbehörde) dieselbe Bedeutung 
besitzen wie das vertragsmäßige gesandtschaftliche Zeugnis''^ 
(Immatrikulationsschein). 

Der Immatrikulationsschein "7 dient in erster Reihe 
dazu, dem Aufenthaltsstaate gegenüber die Zugehörigkeit 
des Fremden zu dem andern Vertragsstaate in verbindlicher 
Weise zu belegen, und ist insofern für die ganze Frage der 
Zulassung, Duldung und Gleichbehandlung maßgebend. 
So besitzt er denn auch für den in der Schweiz weilenden 
Deutschen etwa die analoge Bedeutung wie die in der 
schweizerischen Bundesverfassung für den Einheimischen 
vorgesehene, bei der Niederlassung in einem fremden Kan- 
tone beizubringende .>Ausweisschrift«"^. 

In ähnlicher Weise läßt sich der von einem nach 
Deutschland kommenden Schweizer vorzulegende Immatri- 
kulationsschein (Heimatschein) mit dem in § 2 des deutschen 
Freizügigkeitsgesetzes vorgesehenen Nachweise der Reichs- 



>»6 Ziff. 2 des SchluÄprotokolls. Nach der übereinstimmendeil Auffassung 
der deutschen und der schweizerischen Regierung sollen die erwähnten Papiere 
r^elmaßig von der Heimatgemeinde, bzw. von der letzten Wohngemeinde aus- 
gestellt werden. Vgl. v. Sali s, Bd. II, Nr. 717 IV; BBl. 1890 III, S. 230, 
636, 983; s. auch BBl. 1879 I^» S. 589. 

**7 Vor 1890 war das »System der Immatrikulationsscheine« bereits im 
Verkehr der Sdiweiz mit Frankreich und Spanien eingeführt. Vgl. v. Salis, 
Bd. II, S. 485; BBl. 1890 III, S. 221. 

"8 Art. 45, Abs. I BV. (Blumer-Morel, Staatsrecht, S. 305): »Jeder 
Schweizer hat das Recht, sich innerhalb des schweizerischen Crebietes an jedem 
Orte niederzulassen, wenn er eiAen Heimatsdiein oder eine andere gleichbedeu- 
tende Ausweisschrift besitzt.« — Im schweizerisch-österreichischen Niederlassungs- 
vertrage (Eichmann, Sammlung, S. 269 ff.) sind besondere Papiere nicht 
voi^eschrieben, daher wird von den Österreiche*!! in analoger Anwendung des 
Art. 45 BV. ein Heimatschein veriangt. Ein Ansuchen der österreichischen 
"Cresandtschaft, die schweizerisdien Behörden möditen noch weitere Ausweise 
verlaoigen, wurde deshalb vom Bundesrate ablehtieftd beantwortet. V^l. v. Salis 
Bd. II, Nr. 700 ; s. auch ebd. Nr. 6^76, 700 »• — Für Italiener sind von den 
italienischen Kon^laten ausgestellte entsprediende UrkuOiden den Heimat- 
scheiöen von den Schweizerisdien Behörden gleidigestellt worden, vgl. v. Salis 
Bd. II, Nr. 690. Im Verkehr der Schweiz mit LieditenStein Wird, tler 
LieditensteiniSciien Gesetzgebung wegön, außer dem Heimatsdiein der Nachweis 
des ^ten LenmuKds, Sowie der erförderlidieu Subsistenzmittel verlangt; 
Vgl. V. Salis, Bd. 11, Nr. 6^5. — S. i. ti. iüch Affolter in Labands 
Archiv, Bd. VI, 1^91, S. 383. 
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angehörigkeit in eine gewisse Analogie bringen; nur ist 
im deutschen Gesetze, anders als im Vertrage und im 
Schweizerischen Rechte, die Art des Nachweises an keine 
Form Vorschriften gebunden, sondern es kann der Nachweis 
an sich durch jedes beliebige Beweismittel erbracht werden "9, 
wenn auch der Deutsche Bundesrat für die Verwendung 
besonderer Formulare Sorge getragen hat'^". 

In seiner älteren Fassung (1876) beschränkte der Nieder- 
lassungsvertrag ausdilicklich die Notwendigkeit des Legi- 
timationspapiers auf den Fall, daß ein Angehöriger eines 
Vertragsstaates im Gebiete des andern Wohnsitz nehmen 
oder sich niederlassen wollte; anderseits war die Legi- 
timation selbst strenger umschrieben als jetzt: der Deutsche 
(Schweizer) mußte mit einem Heimatschein und mit 
einem von der zuständigen Heimatbehörde ausgestellten 
Zeugnisse versehen sein, durch welches bescheinigt wurde, 
daß der Inhaber sich im VoUgenusse der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinde und einen unbescholtenen Leumund 
genieße^*'. In der jetzigen Fassung hingegen wird neben 
dem Nachweise der Staatsangehörigkeit zwar nicht mehr 



"9 »Zur Erbringung des Nachweises ist an sich jedes Beweismittel, durch 
das der Besitz der Reichsangehörigkeit glaubhaft dai^etan wird, geeignet.« 
<Weinberger, Das Reichsgesetz über die Freizügigkeit vom i. November 1867, 
erläutert und mit einschlägigen Vollzugs- und Gesetzesbestimmungen heraus- 
gegeben, Ansbach 1905, Note 3^ zu § 2.) 

120 Beschluß des deutschen Bundesrates vom 3. März 1883, welcher für 
den Staatsangehörigkeitsausweis zur Benutzung innerhalb des Reichsgebiets ein 
Formular vorzieht. (Zentralblatt 1883, S. 66.) 

121 Vgl. Art. 2 des älteren deutsch - schweizerischen Niederlassungs- 
vertrages vom 27. April 1876 (RGBl. 1877, S. 3, BBl. 1876 HI, S. 883). 
Über die vom Deutschen Bundesrate zum Zwecke des Aufenthaltes im Aus- 
lande vorgesehenen Heimatscheinformulare siehe Zentralblatt 1881, S. 22. 
— Für Frankreich vgl. Art. 2 des schweizerisch-französischen Niederlassimgs- 
vertrages vom 23. Februar 1882: »Um in der Schweiz Wohnsitz zu nehmen 
■oder sich dort niederzulassen, müssen die Franzosen mit einem ihre Staats- 
angehörigkeit bezeugenden Immatrikulationsscheine versehen sein, der ihnen 
von der Gesandtschaft der französischen Republik oder durch die von Frank- 
reich in der Schweiz errichteten Konsulate und Vizekonsulate ausgestellt wird.« 
Eichmann, Sammlung, S. 159, F. F. 1882 I, S. 655. Fräher (im Vertrage 
vom 30. Juni 1864, F. F. 1864 II, S. 432) war noch ausdrücklich vorgesehen, 
daß die französische Gesandtschaft vor Erteilung des Immatrikulationsscheins 
■die Beibringung von Leumundszeugnissen fordern sollte, vgl. unten Anm. 123. 



— 47 — 

der Nachweis des Besitzes der bürgerlichen Ehrenrechte, 
wohl aber noch derjenige des guten Leumunds als not- 
wendiger Inhalt des Immatrikulationsscheines gefordert; 
auch jetzt erschöpft also das Legitimationspapier in der 
erwähnten Eigenschaft als verbindlicher Beleg für die 
Nationalität seine Bedeutung nicht "2. 

Immerhin hat der Immatrikulationsschein der Behörde 
des Aufenthaltsstaates gegenüber lediglich den Charakter 
einer formellen Voraussetzung für die freie Niederlassung, 
während der materielle Nachweis der Nationalität sowohl 
als des guten Leumunds, als eine res interna des Heimat- 
staates, der heimischen Behörde (Gesandtschaft) zu erbringen 
ist "3. 

Nicht unbedenklich wäre daher eine Auffassung, welche 
in diese Form Vorschrift ein materielles Moment hinein- 
trüge, etwa die materielle Wahrheit des guten Leumunds 
zu einer besonderen Voraussetzung der Niederlassung 
gestaltend. Die positiven und negativen Voraussetzungen 
der Niederlassung gewähren noch immer dem Abweisungs- 
und Ausweisungsrechte so weiten Spielraum, daß eine be- 
sondere Ausdehnung desselben auf die Fälle, in denen, 
entgegen den Feststellungen des gesandtschaftlichen Zeug- 
nisses, der gute Leumund tatsächlich in Abrede gestellt 
wird, einerseits über die praktischen Bedürfnisse hinaus- 
gehen, anderseits den Intentionen des Vertrages kaum 
entsprechen dürfte. In der schweizerischen Praxis ist denn 
auch, soweit ich sehe, diese Konstruktion allein nur ganz 



122 Anders jetzt im Verhältnisse zu Frankreich. S. vorige Anmerkung. 

1*3 Diese Rolle der Gesandtschaft kam in dem früheren schweizerisch- 
französischen Niederlassungsvertrage vom 30. Juni 1864 (F. F. 1864 II, S. 432) 
zu interessantem Ausdrucke. Art. 2 lautete: »Pour prendre domicile ou former 
un Etablissement en Suisse, les Fran^ais devront etre munis d*un acte d*imma- 
triculation constatant leur nationalite, qui leur sera dfeiivrfe par l'Ambassade de 
France apr^s qu'ils auront produit des certificats de bonne conduite et de 
bonnes moeurs, ainsi que les autres attestations requises.« Mit Bezug auf 
diesen Vertrag weist denn auch der Bundesrat darauf hin, daß der Nachweis 
über sittliche Aufführung nicht den Kantonen, sondern der Gesandtschaft vor 
Ausstellung der Immatrikulationsscheine zu leisten ist. Art. 2 des jetzigen 
Vertrages mit. Frankftich läßt das Erfordernis des Leumundszeugnisses fallen, 
vgl. oben Anm. 121. 
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vereinzelt für die Rechtfertigxing einer Ausweisung zu Hilfe 
genommen worden "4. 

Wenn übrigens ein Zeugnis in tatsächlichem Irrtum 
über den Leumund des Rubrikaten ausgestellt worden ist, 
so bleibt natürlich stets der Ausweg, daß dasselbe, auf 
Antrag des Aufenthaltsstaates, durch die ausstellende Behörde 
(Gesandtschaft) annulliert wird, wodurch der Inhaber der 
Vorteile des Vertrages ipso jure beraubt wird'^s. 

Der gute Leumund in dem hier maßgebenden Sinne 
setzt nicht unbedingt voraus, daß der Rubrikat noch nie 
eine Strafe erlitten hat. Bei weit zurückliegenden Vor- 
strafen, oder wenn es sich um ganz geringfügige Delikte 
gehandelt hat, steht der Ausstellung des Zeugnisses unter 
Umstanden nichts entgegen; diese Erwägung, sowie eine 
möglichst individuelle Behandlung jedes einzelnen Falles, 
wurden denn auch von der Deutschen und der Bayrischen 
Gesandtschaft in Bern als die Grundsätze bezeichnet, von 
denen sie sich bei Erteilung oder Verweigerung der Zeug- 
nisse leiten lassen ^2^. — Anderseits läßt sich ein Verlust 
des guten Leumunds auch sehr wohl ohne unmittelbaren 
Konflikt mit den Strafgesetzen denken; die bloß negative 
Bescheinigung, es habe jemand keine Vorstrafen erlitten, 
wird daher wohl kaum unbedingt als ein Zeugnis über 
unbescholtenen Leumund anerkannt werden müssen "7. 



Als Ergebnisse, welche die ziemlich reichhaltige frem- 
denrechtliche Judikatur des Schweizerischen Bundesrates 



124 V. Salis, Bd. II, Nr. 726. — An anderer Stelle wird gerade vom 
Schweizerischen Bundesrate der formale Charakter des Zeugnisses dadurch 
richtig betont, daß er sich mit einer Erklärung der Gesandtschaft, eine Aus- 
weisschrift sei aus Versehen ausgestellt worden, nicht zufrieden gibt; 
V. Salis, Bd. II, Nr. 720. 

125 V. Salis, Bd. II, Nr. 727. 

126 V. Salis, Bd. II, Nr. 727; BBl. 1899 I, S. 405. 

'27 Ebenso darf umgekehrt der »casier judiciaire« von den Angehörigen 
der mit der Schweiz durch Niederlassungsvertrag verbundenen Staaten nicht 
verlangt werden. (Letzteres vom Schweizerischen Bundesrate im Jahre 1876 
mit Bezug auf die Genfer Verhältnisse betont; s. v. Salis, Bd. 11, Nr. 677; 
vgl. auch — mit Beziehung auf Dänemark — v. Salis, Bd. II, Nr. 697 II.) 
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hinsichtlich des Systems der Immatrikulationsscheine gezeitigt 
hat, seien noch einige Grundsätze hervorgehoben, welche 
sowohl durch ihre im ganzen richtige und unwidersprochene 
Erfassung der Natur der Sache, als auch durch ihre ständige 
Berücksichtigung des völkerrechtlichen Moments über ihr 
unmittelbares räumliches Geltungsgebiet hinaus Interesse 
beanspruchen dürfen**®. 

— In der Schweiz liegt die »gewöhnliche« — sc. nicht- 
politische — Fremdenpolizei in den Händen der Kantone "9. 
Ihre Sache ist es daher zunächst, die Niederlassungsver- 
hältnisse der Ausländer innerhalb der Schranken der Staats- 
verträge — als Bundesgesetze — , insbesondere mit Beziehung 
auf die Ausweisschriften, zu regeln. 

Der Kanton ist nun einerseits nicht berechtigt, die 
Niederlassungsbewilligung außer von dem genannten ge- 
sandtschaftlichen Zeugnisse noch von andern Ausweisen 
abhängig zu machen *3o. 

Anderseits ist er zwar berechtigt, kann aber — selbst 
von der Bundesgewalt — nicht genötigt werden, auch 
solchen Fremden (Deutschen), welche jenes Zeugnis nicht 
beibringen, die Niederlassung zu gewähren ^3i. Und eine 
trotz mangelnder Legitimation erteilte Niederlassungsbewil- 
ligung besitzt nicht etwa (wie ein Rekurrent geltend machen 
wollte) die Bedeutung einer »juristischen Tatsache«; es steht 
der Kantonsbehörde vielmehr jederzeit, auch nach erfolgter 
Niederlassung, frei, »auf die Ausweisschriften zurückzu- 
kommen«, i. e. die Fortdauer der Niederlassung an die 
Beibringung des Immatrikulationsscheins zu knüpfen '32. 

Der Bundesrat erteilt übrigens den Kantonen den ein- 
dringlichen Rat, von ihrem Rechte, die vorgesehenen Aus- 
weisschriften zu verlangen, auch wirklich Gebrauch zu 

"» Vgl. oben § i. 

129 V. Salis Bd. IV, Nr. 1946, S. 603. Näheres unten. 

130 V. Salis Bd. II, Nr. 723, BBl. 1894 H, S. 66, 1891 IV, S. 371; 
siehe auch BBl. 1876 II, S. 883. — Der Kanton ist berechtigt, für jedes voll- 
jährige Mitglied derselben Familie die Vorlegung eines besonderen Zeugnisses 
vorzuschreiben, v. Salis Bd. II, Nr. 673, BBl. 1898 I, S. 482. 

13" V. Salis Bd. II, Nr. 672. 

132 V. Salis Bd. II, Nr. 728; BBl. 1885 I, S. 67, 1886 I, S. 951. 

133 V. Salis Bd. II, Nr. 674. 

V. Overbeck, Niederlassungsfreiheit u. Ausweisungsrecht. a 
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machen, sowie auf die rechtzeitige Erneuerung derselben 
zu sehen ^33. 

Die Erfüllung der Voraussetzungen für die Nieder- 
lassung kann nämlich von den wechselseitigen Staatsange- 
hörigen während der ganzen Dauer ihrer Niederlassung 
gefordert werden. Geht also ein Deutscher des Legi- 
timationspapiers, auf Grund dessen er die Niederlassung 
erlangt hat, verlustig, ohne dasselbe von der Behörde seines 
Heimatlandes (und zwar seit 1890 von seiner Gesandtschaft) 
ersetzt zu erhalten, so braucht die Kantonsbehörde ihm die 
Fortsetzung seines Aufenthalts so wenig zu gestatten, 
wie sie früher zur ersten Aufnahme verpflichtet gewesen 
wäre, wenn er die Legitimation nicht vorgelegt hätte ^34. 

. Dem entsprechend kann denn auch der einzelne die 
Gewährung der Niederlassung während der gesamten Gül- 
tigkeitsdauer des Zeugnisses beanspruchen ^35. 

Bei mehrfachem Wohnsitz in der Schweiz soll die 
Legitimation nicht für jedes Spezialdomizil im Original ver- 
langt werden; es genügt vielmehr, wenn eine Kantons- 
behörde die Gewißheit hat, daß die Ausweisschriften (bezw., 
seit 1890, der Immatrikulationsschein) »wirklich vorhanden 
sind und bei einer Behörde in der Schweiz liegen« ^36. 

Deutsche, welche bei ihrer Gesandtschaft um ein 
Zeugnis eingekommen sind, sollen — abgesehen natürlich 
von auf anderm Gebiete liegenden Ausweisungsgründen — 
auf jeden Fall solange geduldet werden, bis ihr Gesuch 
nach der einen oder andern Richtung hin entschieden ist ^37. 

— Diejenigen Angehörigen des einen Vertragsstaates, 
welche schon vor dem Inkrafttreten des gegenwärtig 
geltenden Niederlassungsvertrages, also schon vor 1890, 
die Niederlassungsbewilligung im Gebiete des andern er- 



134 V. Salis Bd. II, Nr. 674, 725. 

135 V. Salis Bd. II, Nr. 675. 

136 V. Salis Bd. II, Nr. 724. — Anderseits braucht aber der Kanton einen 
in einem andern Kantone Niedergelassenen, an dem sich inzwischen ein Grund 
zur Entziehung der Niederlassung verwirklicht hat, nicht etwa deshalb aufzu- 
nehmen, weil jener andere Kanton von seinem Ausweisungsrechte keinen 
Gebrauch macht. Vgl. BBl. 1888 II, S. 794. 

137 BBl. 1891 IV, S. 373. 
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halten hatten, sollten derselben nach Ziff. 3 des Schluß- 
protokolls ohne weitere Förmlichkeit nach den Bestim- 
mungen des neuen Vertrages teilhaftig bleiben. Diese 
Übergangsvorschrift ist nach der richtigen Ansicht des 
Schweizerischen Bundesrates nicht etwa so aufzufassen, 
als ob nun auch bei der Verlängerung einer unter der 
Herrschaft des alten Vertrages — auf bestimmte Zeit — 
gewährten Niederlassungsbewilligung der in Art. 2 des 
gegenwärtigen Vertrages neu eingeführte Immatrikulations- 
schein verlangt werden dürfte. Vielmehr sollen die gemäß 
dem Vertrage von 1876 niedergelassenen Deutschen lediglich 
zur rechtzeitigen Erneuerung ihrer abgelaufenen Heimat- 
scheine angehalten werden, von der Beibringung des ge- 
sandtschaftlichen Zeugnisses hingegen befreit seines«. 



Durch den Niederlassungs vertrag übernehmen, wie 
jetzt unbestritten ist, die Vertragsstaaten nicht die Ver- 
pflichtung, nur solche Angehörigen des Gegen- 
kontrahenten, welche den geschilderten Formvorschriften 
Genüge leisten, bei sich aufzunehmen. 

Der entgegengesetzte, im Jahre 1889 anläßlich des 
Falles Wohlgemuth von der deutschen Regierung einge- 
nommene Standpunkt: Art. 2 des damals geltenden Ver- 
trages verpflichte die Vertragsstaaten, die vorgesehenen 
Ausweise (damals Heimatschein und Leumundszeugnis, siehe 
oben) zu verlangen, führte zu dem bekannten diplomatischen 
Konflikt, welcher in der Kündigung des Vertrages seitens 
des Reiches gipfelte '39. 



138 Vgl. V. Salis Bd. II, Nr. 717 V; BBl. 1897 I, S. 555, 1898 I, 
S. 480. 

139 Im April 1889 wurde der deutsche Polizeiinspektor August Wohl- 
gemuth von Mülhausen auf Schweizer Gebiet verhaftet und gemäß Art. 70 BV. 
wegen Gefährdung der inneren und äußeren Sicherheit der Schweiz aus der 
Eidgenossenschaft ausgewiesen, weil er sich des Schneiders Lutz in Basel zur 
provokatorischen Agitation in den Baseler, den elsaß-lothringischen imd den 
badischen Arbeiterkreisen bedient und ihm u. a. geschrieben hatte : »Wühlen 
Sie nur lustig drauf los!« Die deutsche Regierung beschwerte sich über diese 
Ausweisung, und über mangelnde Kontrolle der revolutionären Elemente in der 

4* 
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Durch Art. 2 des gegenwärtigen Vertrages ist nunmehr 
klar — und unter vollem Einverständnisse beider Regie- 
rungen — zum Ausdruck gebracht, daß darin nur das 
Maximum von — formellen — Voraussetzungen festge- 
setzt werden soll, an welche die Gewährung der in Art. i 
zugesicherten Rechte staatlicherseits geknüpft werden darf 
— ohne daß es deshalb einem der beiden Vertragsstaaten 
irgendwie verwehrt wäre, auch solche Angehörigen des 
andern, bei denen dieses Maximum nicht erreicht ist, bei 
sich aufzunehmen und zu dulden ^40. Der Mangel jener 



Schweiz. Im Verlaufe des nun folgenden Schriftenwechsels zwischen Berlin 
und Bern kamen prinzipielle Meinungsverschiedenheiten zum Ausdruck über 
die richtige Auslegung von Art. 2 des damaligen Niederlassungsvertrages (vom 
27. April 1876). Deutschland (Note vom 26. Juni 1889, Aegidis Staats- 
archiv LI 1891, S. 132 ff., V. Salis Bd. II, Nr. 717, S. 480) nahm den 
Standpunkt ein, die beiden Vertragsstaaten dürften nur solchen Angehörigen 
des andern Staates die Niederlassung gewähren, welche die Ausweise gemäß 
Art. 2 beibrächten. Der Schweizerische Bundesrat vertrat die entgegengesetzte 
Ansicht, deren Richtigkeit schon aus der Vorgeschichte des Vertrages hervor- 
gehe; es handle sich, ebenso wie Frankreich und den übrigen Vertragsstaaten 
gegenüber, nicht um eine Verpflichtung der Schweiz, nur solche Fremden 
aufzunehmen, welche die im Vertrage aufgezählten Bedingungen erfüllen, sondern 
vielmehr um ein Recht der Schweiz, diese Bedingungen zu stellen; der Ver- 
trag habe die Erleichterung, nicht die Erschwerung der Niederlassung zum 
Zweck; endlich könne die Schweiz auf die Ausübung ihres Asylrechts nicht 
verzichten, v. Salis Bd. II, Nr. 717, Bd. I, Nr. 119, Bd. IV, Nr. 2068. 
Vgl. auch Aegidis Staatsarchiv LI, S. 130 — 140; Schultheiß, Europäischer 
Geschichtskalender, herausgegeben von Delbrück, 1890, S. 96, 102, 104, 
107» 259; Hilty, Politisches Jahrbuch der Schweiz, 1889, S. 477 ff., 1890, 
S. 626 ff.; Langhard, Fremdenausweisung, S. 8 — 12; Affolter in Labands 
Archiv, Bd. VI 1891, S. 381 f., besonders auch S. 382, Note 4. — Siehe 
oben Anm. 89. 

140 Vgl. Note des Freiherm von Marschall an den deutschen Gesandten 
in Bern zur Kenntnisnahme an den Bundesrat (v. Salis Bd. II, Nr. 717 III): 
»Auf die Streitpunkte, welche im vergangenen Jahre bez. des Art. 2 des 
bestehenden Vertrages entstanden sind, beabsichtige ich nicht weiter einzugehen. 
Die nunmehr vorgeschlagene Fassung des Artikels bringt klar zum Ausdruck, 
daß die Schweiz damit keine andere Verpflichtung übernimmt, als diejenige, 
den Deutschen, welche das gesandtschaftliche Zeugnis über ihre Reichsangehö- 
rigkeit und über ihren unbescholtenen Leumund beibringen, die iq Art. i 
bezeichneten Rechte zu gewähren.« — Vgl. auch Roguin, Conflit des Lois 
Suisses, Lausanne, Paris und Leipzig 1891, S. 45; Langhard, Fremden- 
ausweisung, S. 5 ff. 
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Voraussetzungen erzeugt für den Aufenthaltsstaat ein Aus- 
weisungsrecht, keine Ausweisungspflicht. 



II. 
Materielle Voraussetzung. 

Die allgemeine materielle Voraussetzung für den Genuß 
der zwischenstaatlichen Freizügigkeit findet sich in Art. i 
Abs. I unseres Vertrages: die Angehörigen des einen Ver- 
tragsstaates müssen im Gebiete des andern »den Gesetzen 
und Polizeiverordnungen nachleben« '4i. 

In welchen Fällen diese Pflicht des »Nachlebens« als 
erfüllt, in welchen als verletzt anzusehen sei, ist eine Tat- 
frage, für die ein sicherer Maßstab sich in abstracto kaum 
gewinnen läßt. Jedenfalls wird nicht sowohl an jede noch 
so geringfügige Verletzung einer Polizeivorschrift, als viel- 
mehr an häufige, mehr oder weniger zur Gewohnheit wer- 
dende Rechts- und Verordnungsbrüche, in denen sich eine 
konstant böswillige Tendenz zum Ungehorsam kundgibt, 
zu denken sein^«. 



'4^ Vgl. auch Kunz, Die Strafe der Landesverweisung nach schweize- 
rischem Recht, Zürich 1895, S. 112 oben; Langhard, Fremdenausweisung, 
S. 5. 

142 Die Umgrenzung findet auch in der Praxis des Schweizerischen Bundes- 
rates ihre Bestätigung; vgl. v. Salis Bd. II, Nr. 731 (Fall Sigwart, 1899): 
»Ohne eine Bewilligung einzuholen, hatte nun die Beschwerdeführerin [entgegen 
den Zürcher Gesetzen und Verordnungen über das Lotteriewesen] vor Jahren 
ein Lotteriegeschäft eröffnet und trotz mehrfacher Bestrafung immer weiter- 
betrieben. Wenn auch öffentliche Einladungen nicht erlassen worden sind, so 
stand doch der Zutritt zu dieser Lotterie jedermann frei, und es wurde von 
dieser Möglichkeit der ausgiebigste Gebrauch gemacht, namentlich seitens un- 
bemittelter Leute. Die Strafbarkeit ihrer Handlung hat die Sigwart jeweilen 
durch Bezahlung der hohen Bußen, ohne Weiterzug der Erkenntnisse an die 
ordentlichen Gerichte, anerkannt und damit selbst eingestanden, den Gesetzen 
und Polizeiverordnungen des Niederlassungskantons nicht nachgelebt zu haben. 
Damit ist die Ausweisung in vollstem Maße begründet.« Vgl. BBl. 1899 IV, 
S. 157; s. auch BBl. 1900 I, S. 825. S. ferner v. Salis Bd. II, Nr. 729 
(Fall Hanf, 1884) : »Polizeirapporte aus der Zeit von April bis November 1884 
ergaben, daß Hanf die Prostitution und das Verbrechen überhaupt begünstigt, 
daß er sich einer Grabschändung schuldig gemacht hat und durch sein Beneh- 
men fortwährend zu polizeilichen Klagen Anlaß gab Der Bundesrat 



— 54 — 

Nicht ganz zweifelsfrei ist nun aber das Verhältnis dieser 
positiven Voraussetzung der Freizügigkeit (sc. der Erfüllung 
der allgemeinen Gehorsamspflicht) zu den einzelnen — unten 
näher zu besprechenden — positiven Voraussetzungen der 
Ausweisung. 

Es fragt sich nämlich, ob die Verletzung der allge- 
meinen Gehorsamspflicht an sich schon einen Ausweisung- 
grund abgeben kann, oder ob bei jeder Ausweisung auf 
einen der speziellen (in Art. 4 niedergelegten) Ausweisungs- 
gründe abgestellt werden muß. 

Art. 7 des älteren Niederlassungsvertrages (von 1876) 
legte jedem der vertragschließenden Teile die Pflicht auf, 
die Angehörigen des andern Teils, welche sich auf seinem 
Gebiete befinden, »und in die Lage kommen sollten, aus- 
gewiesen zu werden, entweder durch gerichtliches Urteil, 
oder weil sie die innere oder äußere Sicherheit des Staates 
gefährden, oder infolge der Gesetze und Verordnungen über 
die Armen- und Sittenpolizei«, samt Familie auf Verlangen 
des ausweisenden Teils jederzeit wieder zu übernehmen hs. 

Durch Art. 4 des neuen Vertrages aber ist das Recht 
jedes Vertragsstaates, die Angehörigen des andern aus den 
genannten Gründen auszuweisen, welches aus dem Relativ- 
satz des früheren Art. 7 mehr implicite hervorging, aus der 
Repatriierungsklausel (jetzt Art. 8) herausgelöst und auch 
der Form nach zu einem selbständigen ausdrücklichen Vor- 
behalt erhoben worden '44. 

Dieser Vorbehalt bestätigt, wie eine Botschaft des 
Schweizerischen Bundesrates vom 5. Juni 1890 sich aus- 
drückt, »einfach einen völkerrechtlichen Grundsatz«, bedurfte 
aber doch des besonderen Ausdrucks, weil dadurch Rechte 
aufgehoben werden, die im Vertrage garantiert sind '45. 



zog in Erwägung, daß H. nach allseitiger Feststellung durch seine sitten- und 
rechtswidrige Aufführung die Gesetze und Polizeiverordnungen des Kantons 
Genf fortwährend verletzt, daß demnach der Genfer Ausweisungsbeschluß in 
Einklang steht mit den Bestimmungen des schweizerisch-deutschen Nieder- 
lassungsvertrages vom 27. April 1876.« 

H3 Vgl. den Text unten im Anhang Nr. III. 

*44 Vgl. den Text unten im Anhang Nr. V. 

145 BBl. 1890 III, S. 222. 



— 55 -- 

Als selbständige, wenn auch negative, materielle Vor- 
aussetzung für den Genuß der in Art. i (mit Art. 3) des 
Vertrages gesicherten individuellen Vorteile muß sonach das 
Erfordernis erscheinen, daß die wechselseitigen Untertanen 
sich den — im nächsten Paragraphen näher zu erörtern- 
den — positiven Ausweisungsgründen des Art. 4 nicht aus« 
setzen. Selbständig bleibt aber daneben auch die in Art. i 
normierte allgemeine Gehorsamspflicht bestehen '4^, 

Denn es läßt sich leicht denken, daß ein Fremder 
eventuell zwar sowohl die formellen Legitimationsvor- 
schriften erfüllt, als auch allen Gesetzen und Verordnungen 
^nachlebt«, dennoch aber — vielleicht in einer juristisch über- 
haupt nicht näher zu qualifizierenden Weise — die Saatts- 
sicherheit gefährdet, und damit der Ausweisung anheimfällt H7. 
Und wenn auch, wie oben erwähnt, durch einmalige gering- 
fügige Polizeiübertretung das »Nachleben« im Sinne des 
Vertrages nicht unterbrochen zu werden braucht, so können 
trotzdem Gesetze und Verordnungen über Armen- und 
Sittenpolizei eingreifen, ja kann es zu einer Ausweisung 
infolge richterlichen Urteils kommen ^^s. 

Bezüglich des Verhältnisses des jetzigen Art. 4 (früheren 
Art. 7, soweit er sich auf das Ausweisungsrecht bezog) zu 
Art. I und 3 des Vertrages ist indessen eine der hier ver- 
tretenen entgegengesetzte Anschauung denkbar und ver- 
breitet; beide Ansichten sind in der schweizerischen Praxis 
zu interessantem Ausdrucke gelangt. 

146 Mit Beziehung auf den — dem unsrigen ganz ähnlichen — schweize- 
risch-französischen Niederlassungsvertrag kommt der Dualismus des »Nachlebens« 
einerseits, der Vermeidung der positiven Ausweisungsgründe anderseits zu 
deutlichem Ausdrucke in folgender Äußenmg des Schweizerischen Bundesrates 
(v. Salis Bd. II, Nr. 708, Fall Fauvel) : Der schweizerisch-französische Nieder- 
lassungsvertrag macht »für die beiderseitigen Staatsangehörigen das Recht des 
Wohnens in dem andern Vertragsstaate ausdrücklich und mehrfach davon 
abhängig, daß sie den Gesetzen und Polizeiverordnungen nachleben und nicht 
in die Lage kommen (folgen im wesentlichen die gleichen Ausweisungsgründe 
wie in Art. 4 unseres Vertn^es) ausgewiesen zu werden.« 

147 v. Salis Bd. IV, S. 659 (Nr. 2037): Man darf nicht verwechseln 
»das Delikt als solches, das vor den Straf rieh ter gehört, und die Gefährdung 
der inneren und äußeren Sicherheit, welche nicht notwendig mit einem Delikt 
verbunden sein muß.« 

148 Vgl. z. B. §§ 362 Abs. 3, 361 Ziff. 3—8 RStGB. 
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Die eine, im Jahre 1885 von der Mehrheit einer mit der 
Beschwerde über eine Ausweisung befaßten ständerätlichen 
Kommission vertreten, ging dahin, daß im damaligen Art. 7 
(jetzt Art. 4) die möglichen Ausweisungsgründe ausdrück- 
lich und erschöpfend, nicht beispielsweise aufgeführt 
seien, wonach eine Ausweisung mit der bloßen Motivierung, 
daß der Auszuweisende den Gesetzen und Polizei Verordnungen 
nicht nachlebe, unzulässig, weil vertragswidrig wäre ^49. 



149 V. Saiis Bd. II, Nr. 730 (Fall Morat) : »M. war den 18. August 1883 
wegen betrüglichen Bankerotts zu einem Jahre, seine Frau wegen Beihilfe zu 
vierzehn Tagen Gefängnis verurteilt worden. Mit Rücksicht auf diese Verur- 
teilung wurde Morat aus AUschwyl ausgewiesen. Der Bundesrat zog in Erwä- 
gung, daß in Gemäßheit der Art. i und 7 des schweizerisch-deutschen Nieder- 
lassungsvertrages vom 27. April 1876 die gegen den Rekurrenten ei^gangene 
kriminalgerichtliche Verurteilung wegen betrüglichen Bankerotts als hinreichender 
Grund zum Entzug der Niederlassung zu betrachten ist.« — Dem gegen die 
Entscheidung des Bundesrates polemisierenden Kommissionsberichte ist darin 
beizupflichten, daß Art. 7 (des älteren Vertrages) allerdings im vorliegenden 
Falle nicht zutrifft. Auch weist die Kommissionsmehrheit richtig darauf hin, 
daß nicht jeder Verstoß gegen irgend eine Polizeiverordnung ausreichen würde, 
um die Ausweisung zu rechtfertigen (zieht aber hieraus die m. E. unrichtige 
Konsequenz, als ob überhaupt nicht auf Grund von Art. i allein aus- 
gewiesen werden dürfte), und bekämpft femer mit Recht die Ansicht, als ob 
der tatsächliche Verlust des für die Erwerbung des Wohnsitzes erforderlichen 
guten Leumundes folgerichtig umgekehrt das Recht der Ausweisung gewährte 
(siehe oben § 5 I). Für ihre Auffassung des früheren Art. 7 beruft sich die 
Kommission auch auf eine Botschaft des Bundesrates vom 3. Juni 1876. Vgl. 
daselbst (BBl. 1876 II, S. 885): »Bei dem starken Personenverkehr, der 
zwischen der Schweiz und Deutschland besteht, und mit Rücksicht auf den 
beiderseitig anerkannten Grundsatz der Freiheit der persönlichen Zirkulation ist 
es sehr wichtig, daß feste Grundsätze bestehen, welche das übrigens jedem 
Staate zustehende Recht der Wegweisung von Personen, welche sich mit den 
Gesetzen des Landes in Widerspruch gesetzt haben, in bestimmter Weise 
ordnen, damit die Angehörigen eines jeden der kontrahierenden Länder wissen, 
bis zu welcher Grenze sie Anspruch haben auf den Schutz, der für sie in der 
Regel aus dem Vertrage erwächst.« — Hieraus kann wohl die Wichtigkeit, 
nicht aber die Ausschließlichkeit der positiven Ausweisungsgründe abgeleitet 
werden. Auf ähnlichem Standpunkte wie der Kommissionsbericht scheint auch 
der Bericht der i. J. 1890 mit dem neuen Vertrage betrauten Kommission zu 
stehen: » ... ist ja beiden Staaten das Recht gewährt, den Angehörigen des 
Mitkontrahenten den Aufenthalt zu verweigern oder zu entziehen, wenn hin- 
längHche Gründe hierfür vorliegen. Dieses Recht der Ausweisung, bisher in 
Art. 7 des alten Vertrages geregelt, findet sich nun in Artikel 4 und 8 des 
Vertrages etwas präziser definiert. . . .« (BBl. 1890 III, S. 635.) 



J 
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Anderseits haben sich Bundesrat und Bundesversamm- 
lung, sowohl unter dem alten, als auch unter dem neuen 
Vertrage, zu der Überzeugung bekannt, daß eine Aus- 
weisung auch auf Grund des Art. i Abs. i allein zulässig 
sei 'SO. 

Wohl mit Recht. Daß die in Art. 4 aufgeführten Aus- 
weisungsgründe den Kreis völkerrechtlich legitimer Fälle 
von Ausweisung nicht erschöpfen, geht nämlich schon aus 
unsern bisherigen Darlegungen hervor; haben wir doch ge- 
sehen, daß die Nichterfüllung der Legitimationsvorschrif- 
ten (ein in keinem der speziellen Ausweisungsgründe restlos 
enthaltener Tatbestand) den Aufenthaltsstaat ohne weiteres 
zur Ausweisung berechtigt, und zwar auch dann, wenn 
es dem betreffenden Fremden — was sehr wohl denkbar 
ist — etwa gelänge, auf eine andere, als auf die im Ver- 
trage vorgesehene Weise seine Zugehörigkeit zu dem an- 
dern Vertragsstaate materiell nachzuweisen. Damit ist 
die Möglichkeit noch anderer, in Art 4 nicht aufgeführter 
rechtmäßiger Ausweisungsgründe dargetan. — Aber auch 
positiv muß die Selbständigkeit der Gehorsamspflicht als 
Voraussetzung der im Vertrage gesicherten Vorteile be- 
hauptet werden. 

Denn einmal wären die Schlußworte des Art. i Abs. i 
überflüssig und irreführend, wenn der Fremde, der den 
inländischen Gesetzen und Verordnungen konstant zuwider- 
handelt — ohne doch einen der speziellen Ausweisungsgründe 
heraufzubeschwören — , nicht entfernt werden dürfte; da 
ferner umgekehrt ein spezieller Ausweisungsgrund, wie 
oben gezeigt, sehr wohl eintreten kann, ohne daß deshalb 
von einem »Nicht-n achleben« die Rede wäre, so stellt der 
in Art. 4 zugunsten des Ausweisungsrechtes enthaltene Vor- 
behalt nicht sowohl eine Einschränkung, als vielmehr 



»so Vgl. V. Salis Bd. II, Nr. 731: »Bezüglich des gegenseitigen Verhält- 
nisses von Art. 4 und i sind Bundesrat und Bundesversammlung der Ansicht 
beigetreten, daß Art. 4 die Ausweisungsgründe nicht erschöpfend normiere, 
sondern daß auch bei Nichtvorhandensein der dort aufgeführten besonderen 
Bedingungen ein Entzug der Niederlassung allgemein damit gerechtfertigt werden 
kann, daß der deutsche Reichsangehörige den Gesetzen und Polizei Verordnungen 
des in Betracht fallenden Kantons nicht nachlebe.« Vgl. auch oben Anm. 146. 
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eine Erweiterung der bereits in Art. i implicite be- 
stätigten staatlichen Ausweisungsbefugnis dar — wie sich 
übrigens aus dem Wortlaute des neuen Art. 4 noch klarer 
als aus demjenigen des früheren Art. 7 ergibt. 

Endlich wird die hier vertretene Ansicht sich auch 
bestätigt finden bei Berücksichtigung des entsprechenden 
intern-bundesstaatlichen Rechts, dessen vergleichende Be- 
trachtung (bei strenger Wahrung der Grenzen berechtigter 
Analogie) bisweilen auch für die Dogmatik des Völkerrechts 
höchst verwertbare Resultate liefern kann^s». 

Im vorliegenden Falle ist nämlich zu beachten, daß 
unter gewissen Umständen die deutsche wie die schweize- 
rische Gesetzgebung sogar die Ausweisung von Bundes- 
angehörigen aus dem Gebiete eines Gliedstaates zuläßt. 
So gestattet das deutsche Freizügigkeitsgesetz die Aus- 
weisung von Deutschen aus dem Gebiete ihnen fremder 
deutscher Gliedstaaten u. a. dann, w^enn sie als bestrafte 
Personen landesgesetzlichen Aufenthaltsbeschränkungen un- 
terliegen ^52 ; so sieht die schweizerische Bundesverfassung 
die Ausweisung von Schweizern aus einem fremden Kanton 
u. a. unter der Voraussetzung vor, daß dieselben wiederholt 
wegen schwerer Verbrechen bestraft sind '53. 

Mag man nun in den Schlußworten des Art. i Abs. i 
eine diese staatsrechtlichen Bestimmungen in gewisser Weise 
ergänzende Bedingung für den Aufenthalt ( — die Aus- 
weisung — ) des Fremden erblicken, oder schon der 
formellen Gleichbehandlung als solcher die Wirkung zu- 
schreiben, daß der Fremde aus den gleichen Gründen wie 
der Einheimische aus einem Gliedstaate ausgewiesen werden 
darf — unter beiden Gesichtspunkten dehnt sich das Aus- 



ist Vorzügliche völkerrechtlich-bundesstaatsrechtliche Parallelen beiTriepel; 
s. z. B. S. 133 f. 

15» Art. 3 des Reichsgesetzes über die Freizügigkeit vom i. November 
1867 (RGBl. 1867, S. 55). Vgl. Laband, Staatsrecht Bd. I, S. 145 f., 
und besonders S. 145, Note 2, wo die — infolge des Gesetzeswortlauts früher 
leider für zulässig erachtete — Ausweisung von Reichsangehörigen aus dem 
heimatlichen Gliedstaate als unstatthaft nachgewiesen wird. Siehe femer Wein- 
berger a. a. O., Note 10 zu § 3 des Freizügigkeitsgesetzes (S. 15 f.). 

153 Art. 45 BV. ; SchoUenberger, Bundesverfassung, S. 347 ff. 
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Weisungsrecht über die in Art. 4 des Vertrages umschrie- 
bene Sphäre hinaus aus. Wollte man aber durch eine die 
Materie der Ausweisung erschöpfende Wirkung des Art. 4 
jene analoge Heranziehung staatsrechtlicher Ausweisungs- 
gründe für ausgeschlossen, die in Art. i normierte Gehor- 
samspflicht als Voraussetzung der Aufenthaltsfreiheit für 
eingeschränkt, bezw. absorbiert halten — so wäre damit, 
zweifellos entgegen den Absichten des Vertrages, die un- 
haltbare Möglichkeit geschaffen , daß Ausweisungsgründe, 
denen der Einheimische ausgesetzt ist, für den Ausländer 
ersatzlos wegfielen. 

Daß die Frage, ob ein Fremder den Gesetzen und 
Verordnungen in der vom Vertrage gemeinten Weise 
nachlebe oder nicht, eine heikle Tatfrage ist, die nur durch 
eine höchst gewissenhafte, ja womöglich restriktive Aus- 
legung und Anwendung des Vertrages gelöst werden kann, 
sei indessen nochmals betont ^54. 



»54 Eine analoge Berücksichtigung des Art. 45 BV. (Ausweisung von 
Schweizern aus einem Kanton infolge wiederholter Bestrafung wegen schwerer 
Verbrechen) dürfte einen nicht ungeeigneten Maßstab für die richtige Auffassung 
des Wortes »Nachleben« bieten, zumal da der Ausdruck »schwere Verbrechen« 
hier nicht auf einen technisch-kriminalistischen Begriff eingeschränkt bleibt. 
Vgl. hierüber folgende Äußerungen des Schweizerischen Bundesrates (BBl. 1885 
II, S. 849, Fall Pfau -Werner): »Die Bundespraxis hat seit 1874 in konstanter 
Rechtsentwicklung die Frage, ob ein Vergehen als ein schweres i. S. des Art. 
45 Abs. 3 der Bundesverfassung zu betrachten sei, dahin beantwortet, daß die 
allegierte Verfassungsstelle nicht auf die in den Strafgesetzbüchern vorkommenden 
Unterscheidungen, z. B. zwischen schweren und einfachen Diebstählen oder 
Körperverletzungen, abstelle, sondern schwere Vergehen im Gegensatz zu leichten 
Vergehungtn und bloßen Polizeiübertretungen ins Auge fasse, wobei der urtei- 
lenden Behörde die selbständige Würdigung des einzelnen Falles unter jeweiliger 
besonderer Berücksichtigung der für die öffentliche Sicherheit und Sittlichkeit 
zutage tretenden Gefahr vorbehalten bleiben müßte. . . . 

Es steht femer nach mehreren, von den vorgesetzten Räten der Eid- 
genossenschaft gutgeheißenen Entscheidungen des Bundesrats der bundesrätliche 
Satz fest, daß zum Entzug der Niederlassung die Begehung eines schweren 
Vergehens am Niederlassungsorte, bezw. seit der Niederlassung genüge, sofern 
der Niedergelassene infolge früherer Bestrafung als rückfällig im weitesten Sinne 
des Wortes erscheint; ja es sind die Gemeindebehörden, bzw. die Kantone, 
sogar als berechtigt erklärt worden, Strafurteile, die der Niederlassung voraus- 
gegangen, für sich allein oder in Verbindung mit sittenwidriger Aufführung 
eines Niedergelassenen am Niederlassungsorte zur Grundlage eines Ausweisungs- 
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Überhaupt kann und soll nicht bestritten werden, daß 
in Art. 4 jedenfalls die wichtigsten Voraussetzungen der 
Ausweisung enthalten sind, auf deren Zugrundelegung sich 
die Praxis — von den Ausweisungsgründen formaler Natur 
(wegen mangelnder Legitimation) selbstverständlich abge- 
sehen '55 — regelmäßig und nach Möglichkeit beschränken 
soll und wird. 

So läßt sich die in Art. 4 gegebene Aufstellung 
positiver Ausweisungsgründe vielleicht am passendsten als 
eine Instruktion eile Norm '56 bezeichnen — auch das 
Völkerrecht kennt bloße »Soll«-Vorschriften, mag auch die 
Aufdeckung des spezifisch instruktionellen Charakters in 
dieser an sich schon flüssigen Materie größeren Schwierig- 
keiten begegnen, als etwa im scharf umrissenen Privatrechte. 

— In der Praxis sind es denn auch verhältnismäßig 
nur sehr wenige Fälle, in denen die Ausweisung lediglich 
darauf gegründet worden ist, daß ein Fremder »den Ge- 
setzen und Polizei Verordnungen nicht nachlebe«. Vielmehr 
stützen sich die verfügten Ausweisungen fast immer in 
erster Reihe auf Art. 4, häufig allerdings unter gleich- 
zeitiger Heranziehung noch anderer Gründe, z. B. einer 
mangelnden Legitimation — oder eben einer Verletzung 
der allgemeinen Gehorsamspflicht '57. 



beschlusses zu machen.« S. ferner Bertheau, Die bundesrechtliche Praxis, 
betr. die Niederlassungsfreiheit, Gewerbefreiheit und politische Stimmberechti- 
gung, Zürich 1895, S. 63. 

155 Über die Ausweisung aus »formellen Motiven« siehe v. Marti tz Inter- 
nationale Rechtshülfe in Strafsachen, Leipzig 1888, Bd. I, S. 24. 

156 Damit stimmt annähernd überein, wenn v. Martitz a. a. O. von einer 
»summarischen Aufzählung« der Ausweisungsgründe in den schweizerischen 
Niederlassungsverträgen spricht. 

157 Vgl. z. B. v. Salis Bd. II, Nr. 728 (Fall Best 1883, 1884): B. war — 
allerdings nur aus einer Gemeinde — ausgewiesen worden, » . . . weil er 
infolge Geldstages der bürgerlichen Rechte und Ehren beraubt sei, weil er 
schlecht beleumdet sei, weil er die Zahlung der Gemeindesteuer wegen Hab- 
losigkeit verweigere und somit den Gesetzen und Verordnungen nicht nachlebe» 
überdies gegen die Armenpolizei sich verfehlt habe. Außerdem hatte B. nie 
das in Art. 2 des Niederlassungsvertrages [sc. vom 27. April 1876] vor- 
geschriebene Zeugnis über den Vollbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte bei- 
gebracht. « 
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§6. 

Die positiven Voraussetzungen des staatlichen 

Ausweisungsrechts. 

I. 

Die strafrechtlichen Ausweisungsgrün de. 

Von den in der Ausweisungsklausel — wie m^n 
den Art. 4 unseres Vertrages kurz bezeichnen kann — auf- 
geführten Fällen positiv begründeter Ausweisung, ja gegen- 
über allen andern, auch den negativ gearteten Ausweisungs- 
fällen, nimmt die Ausweisung infolge gerichtlichen Urteils eine 
gewisse juristische Sonderstellung ein. Denn während sonst 
das Ausweisungsrecht seine innerstaatliche Realisierung 
immer nur vom Staats- und Verwaltungsrechte zu erwarten 
hat, wird hier eine straf gesetzliche Bestimmung voraus- 
gesetzt, welche die Ausweisung, sei es als richterlich 
erkannte Haupt- oder Neben strafe, sei es als obligatorische 
oder fakultative Folge einer solchen Strafe vorsieht. 

Daß der hier gemeinte Ausweisungstypus im Verhältnis 
zur Strafe akzessorischen, und an und für sich betrachtet 
administrativen Charakter tragen kann, kommt allerdings 
in Art. 4 unseres gegenwärtigen Vertrages — klarer sogar 
als in der früheren Fassung der entsprechenden Bestimmung — 
zum Ausdrucke ^58; allein trotz der jetzigen Fassung, und 
trotz der schärfsten Betonung der Möglichkeit des admini- 
strativen Charakters, muß das Mißverständnis vermieden 
werden, als ob etwa jede beliebige strafgerichtliche Ver- 
urteilung an sich schon geeignet wäre, einen Ausweisungs- 



158 Jetzt: infolge gerichtlichen Urteils; früher (Art. 7 des Niederlassungs- 
vertrages vom 2 7 . April 1876): »durch gerichtlich es Urteil « . 
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grund im Sinne der Ausweisungsklausel abzugeben ^59. Viel- 
mehr muß die Ausweisung sich aus dem Inhalte des 
Urteils rechtfertigen lassen, muß ein intensiver gesetz- 
licher Konnex obwalten zwischen dem Urteile und dem 
— an sich eventuell polizeilichen — Aus Weisungsakte, der 
allerdings fakultativ und dem freien polizeilichen Ermessen 
überlassen sein kann — wie dies beispielsweise in den 
Fällen der kraft deutschen Reichsrechts verhängten Reichs- 
verweisung in der Tat der Fall ist^^. 



Nach dem gegenwärtigen Stande der deutschen Ge- 
setzgebung besitzt die auf Grund eines Strafurteils ein- 
tretende Ausweisung die besondere Bedeutung, daß nur in 
diesem einen Falle die räumliche Wirkung der Maßregel 
sich auf das ganze Reichsgebiet (und zwar mit Notwendig- 
keit) erstreckt^^^ wenn auch die Kompetenz zu ihrer Ver- 
hängung der einzelstaatlichen Behörde delegiert ist^^^^ 

— Die — stets fakultative — Ausweisung im Sinne 
des deutschen Reichstrafgesetzbuches besitzt zwar jenen 
akzessorischen und an sich administrativen Charakter, ist 
aber durch ihren strafrechtlichen Dciseinsgrund eng genug 
mit dem richterlichen Urteile als solchem verbunden, um 
als wesentlich verschieden zu erscheinen von der rein 
administrativen Landesverweisung ^^3, deren Verhängung 
übrigens jetzt lediglich auf partikularer, Staats- bezw. ver- 



159 Eine Verwechslung, die vielleicht sogar bei der früheren Fassung 
(s. vorige Anm.) zu der falschen Anwendung der Ausweisungsklausel in dem 
oben (Anm. 149) besprochenen Falle geführt haben mag. 

160 In der preußischen Praxis wurde sogar den Polizeibehörden empfohlen, 
die Verhängimg der durch gerichtliches Urteil ermöglichten Ausweisung von 
einer materiellen Nachprüfung des dem Urteile zugrunde gelegten Tatbestandes 
abhängig zu machen. Reger, Entscheidungen Bd. II 1882, S. 184. 

161 Binding, Grundriß, S. 2i8 (I I b) ; Laband, Staatsrecht, Bd. I, 
S. 189 f.; Motive zu dem Entwürfe eines Strafgesetzbuches für den Nord- 
deutschen Bund in den Stenographischen Berichten des Reichstages des Nord- 
deutschen Bundes, Bd. IV., S. 58 f. 

162 Laband, Staatsrecht, Bd. I, S. 189; Bornhak, Ausweisung, S. 117. 

163 Über das Eigentümliche der »Nebenstrafen polizeilichen Charakters« 
besonders treffend Merkel, Straf recht, S. 208 f. 
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waltungsrechtlicher Basis beruht und rechtlich nur für 
das Gebiet des ausweisenden Gliedstaates wirkt '^4. 

Der eigentliche qualitative Unterschied der Ausweisung, 
im Sinne des Reichsstrafgesetzbuches von der rein admini- 
strativen ist jedoch nicht in der Verschiedenheit der die 
beiden Maßregeln sanktionierenden Rechtsquellen (Reichs- 
bezw. Landesrecht), noch auch in der verschiedenen räum- 
lichen Wirksamkeit (Reichs- bezw. Landesgebiet) zu suchen. 
Auch von einer reichsgesetzlich normierten, rein administra- 
tiven Reichsverweisung bliebe die Ausweisung im Sinne 
des Reichsstrafrechtes wesentlich verschieden *^5. Noch bis 
vor kurzem fanden sich in der Reichsgesetzgebung Fälle 
einer rein administrativen Ausweisung aus dem Reichs- 
gebiete, so zuletzt in dem durch Gesetz vom 8. März 1904 
aufgehobenen § 2 des Jesuitengesetzes ^^^; in diesen Fällen 
erzeugten bestimmte, von der Verwaltungsbehörde un- 
mittelbar frei zu bewertende Tatbestände ^^7 den rechtlichen 
Ermächtigungsgrund, kraft dessen die Behörde zu der Ver- 
weisung aus dem Reichsgebiete schreiten durfte. In den 
reichsstrafrechtlichen Fällen hingegen bildet das Straf- 
urteil als solches den alleinigen Ermächtigungsgrund für 
die Ausweisung '^^; erst auf der Grundlage des Urteils 
erhebt sich die Freiheit der Behörde, nach ihrem Ermessen 
von der Maßregel der Reichsverweisung Gebrauch zu 
machen oder darauf zu verzichten. Diese Freiheit ist nun 



164 Vgl. z. B. V. Liszt, Strafrecht, S. 267, Note 7; Laband, Staate- 
recht, Bd. I, S. 190, Note i; siehe auch E. Pr. O.V.G. Bd. XVI 1888, 
S. 382. 

165 Dieser qualitative Unterschied angedeutet bei Fuhr, Polizeiaufsicht, 
obwohl dieser im übrigen den Strafcharakter der Polizeiaufsicht bestreitet. 

106 Vgl. RGBl. 1872, S. 252; 1904, S. 139. 

^67 Z. B. Zugehörigkeit zum Jesuitenorden (siehe v. Anm.), unbefugte 
Ausübung von Kirchenämtem im Sinne des Gesetzes vom 4. Mai 1874, betr. 
die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtem, RGBl. 1874, 
S. 43, aufgehoben durch Gesetz vom 6. Mai 1890, RGBl. 1890, S. 65. 

168 Die Ausweisung im Sinne des § 22 des Gesetzes gegen die gemein- 
gefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878, RGBL 
1878, S. 356 (aufgehoben) trug genau denselben Charakter wie die im Rcichs- 
strafgesetzbuche (und zwar in § 284 desselben) normierte. S. Merkel, Straf- 
recht, S. 223; Fuhr, a. a. O. 
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allerdings eine unbeschränkte, die sogar so weit ausgreifen 
kann, daß die Polizeibehörde die Richtigkeit und Billigkeit 
des Urteils nachprüft, und von dieser Prüfung ihre Ent- 
schließung: ob sie wirklich zur Ausweisung schreiten will 
oder nicht, abhängig macht *^. Trotz solcher Konsequenzen 
der Freiheit des polizeilichen Ermessens, die sich faktisch 
geradezu zu einer materiellen V^leugnung des Urteils- 
inhalts steigern kann, bleibt aber der formale juristische 
Zusammenhang der Ausweisungsbefugnis mit dem Urteile 
vollständig unberührt. Nicht dem Tatbestande, sondern 
einzig und allein dem richterlichen Urteile verdankt die 
strafrechtlich basierte Ausweisung — im Gegensatze zu der 
rein administrativen — ihre Berechtigung. 

Diese Sonderstellung der Ausweisung im Sinne des 
Reichsstrafrechtes ist nun aber für unsere völkerrechtliche 
Betrachtung von noch höherer systematischer Wichtigkeit 
als für die staatsrechtliche, bezw. strafrechtliche. Denn 
falls eine Ausweisung als »Ausweisung infolge gerichtlichen 
Urteils« im Sinne der Ausweisungsklausel völkerrechtlich 
gerechtfertigt werden wollte, so müßte eben jene strafge- 
richtliche Sanktion dargetan werden; mißlänge dieser Nach- 
weis, so würde die Ausweisung, wenn sie nicht gleichzeitig 
auf Ausweisungsgründe anderer Art gestützt werden könnte, 
als völkerrechtswidrig angesehen werden müssen. So be- 
deutet denn die Hervorhebung der Ausweisung infolge 
gerichtlichen Urteils in der Ausweisungsklausel, wenigstens 
theoretisch, eine gewisse völkerrechtliche Garantie gegen 
Willkürlichkeiten der Verwaltung; darin liegt ihr spezifischer 
Wert, wenn auch ohne weiteres zuzugeben ist, daß es im 
praktischen Einzelfalle in der Regel keine großen Schwie- 
rigkeiten bieten dürfte, einen der andern — recht dehn- 
baren — Ausweisungsgründe, z. B. »Gefährdung der Staats- 
sicherheit« (s. unten) zur Rechtfertigung heranzuziehen. — 
Äußerlich zeigt sich der einheitliche Charakter der reichs- 
strafrechtlichen Ausweisungsfälle auch darin, daß sämtliche 
auf Grund des Reichsstrafgesetzbuches verhängten Aus- 
Weisungen — aber auch nur diese — dem Reichskanzler- 



169 Vgl. oben Anm. 160. 
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amte angezeigt und im Zentralblatte für das Deutsche Reich 
bekannt gemacht werden müssen* 70. 

Innerhalb des Kreises dieser Ausweisungsfälle nun 
finden sich gleichsam verschiedene Verwandtschaftsgrade 
zwischen dem Strafurteile und dem Ausweisungsakte, bezw. 
der Ausweisungsbefugnis *7i. 

In einem vereinzelten Verbrechensfalle, beim gewerbs- 
mäßigen Glücksspiel, folgt die Ausweisungsbefugnis der 
Polizeibehörde mit einer dem richterlichen Ermessen ent- 
rückten rechtlichen Notwendigkeit unmittelbar aus jeder 
Verurteilung. Jeder wegen jenes Verbrechens verurteilte 
Ausländer kann von der Landespolizeibehörde des Reiches 
verwiesen werden ^7«. 

In allen übrigen Fällen stellt sich die Ausweisungs- 
befugnis als die Wirkung einer fakultativen Straffolge dar, 
mag man nun zur Bezeichnung solcher Straffolgen an dem 
Ausdrucke »Nebenstrafen an der Freiheit« ^73 festhalten. 



170 Vgl. Laban d, Staatsrecht, Bd. I, S. 190; v. Conta, Die Ausweisung 
aus dem Deutschen Reich und aus dem Staat und der Gemeinde in Preußen, 
Berlin 1904, S. 175; Pr.V.Min.Bl. 1873, S. 221, 335; 1874, S. 71. 

"7* Die Abstufung kommt besonders klar zum Ausdrucke in Merkels 
Gruppierung der »Nebenstrafen an der Freiheit«, indem die Stellung unter 
Polizeiaufsicht (fakultative Wirkung beim Ausländer: Ausweisung), die Über- 
weisung an die Landespolizeibehörde (fakultative Wirkung beim Ausländer : 
Ausweisung) und die Ausweisung gemäß § 284 R.StG.B. (und § 22 des nun- 
mehr aufgehobenen Sozialistengesetzes, s. o. Anm. 168) koordiniert erscheinen. 
(Merkel, Strafrecht, S. 221 ff.) Richtig scheidet auch Finger, Lehrbuch des 
deutschen Straf rechts, Bd. I, Berlin 1904, S. 495 die Ausweisungsfälle des 
Reichsstrafgesetzbuchs (§ 284 einerseits, §§ 39, 362 anderseits). 

172 § 284 R.St.G.B. ; Binding, Grundriß, S. 218; Binding, Lehrbuch, 
Bd. II, I. Abt., S. 408; V. Liszt, Strafrecht, S. 268, 486; v. Conta a. a. O., 
S. 48. Vgl. i. ü. vorige Anmerkung. 

173 So z. B. : Hugo Meyer, Lehrbuch des Deutschen Strafrechts, 5. Auf- 
lage, Leipzig 1895, S. 380 ff.; Ders. Die Gerechtigkeit im Strafrecht im G.S. 
XXXm 1881, S. 134; Berner, Strafrecht, S. 185, 222 ff.; Birkmeyer in 
seiner Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 2. Aufl., Berlin 1904, S. 11 36, 1 141 f. 
Wachenfeld in Kohlers Enzyklopädie, Bd. II, S. 282; Finger a. a. O., 
S. 451, 489; V. Liszt, Strafrecht, S. 252, 265 f f . ; Merkel, Straf recht, S. 207 ff., 
221 ff.; Drs. in v. Holtzendorffs Enzyklopädie, S. 947, auch S. 944; 
Olshausen, Kommentar zum Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, 7. Aufl., 
Berlin 1905, Note i zu § 38 (Bd. I, S. 122). — Auch Lab and (Staatsrecht 
Bd. I, S. 141) spricht von einer »Strafe der Landesverweisung«. 

V. Overbeck, Niederlassungsfreiheit u. Ausweisungsrecht. 5 
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oder dieselben etwa mit Bin ding als »unechte Strafen« ^74 
charakterisieren '75. 

Diese, das für die Ausweisungsbefugnis unentbehrliche 
Medium bildenden, Straf folgen sind aber: die Überweisung 
an die Landespolizeibehörde und die Zulässigkeit von Polizei- 
aufsicht '76. 

Erstere Maßregel hat die Wirkung, daß der verurteilte 
Ausländer nach verbüßter Strafe durch die Landespolizei- 
behörde aus dem Reichsgebiete verwiesen werden darf '77; 
statt dieser Verweisung kann jedoch die Überweisung des 
Ausländers an die Landespolizeibehörde auf die auch den 
Inländer treffenden Wirkungen (korrektioneile Nachhaft) 
beschränkt werden '78. 

Ist auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt, so 
kann die höhere Landespolizeibehörde, falls sie von ihrem 
Rechte, den verurteilten Ausländer unter Polizeiaufsicht zu 
stellen, wirklich Gebrauch macht, diesen aus dem Reichs- 
gebiete verweisen '79, iSo. Auch die Polizeiaufsicht kann aber 



174 Bin ding, Grundriß, S. 2 16, 217 f.; Lehrbuch, Bd. II, 2. Abt., S. 743 
unten: »Jetzt gibt es keine Strafe der Landesverweisung mehr.« Gegen den Straf- 
charakter auch Frank, Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, Leipzig 
1897, Note I zu § 38; Fuhr a. a. O., bes. S. 94 — 99. Am schärfsten lehnt 
den Straf Charakter ab Beling, Grundzüge des Straf rechts, 3. Aufl., Tübingen 
1905, S. 8 f., 126. 

175 Über die Frage, ob Polizeiaufsicht, Überweisung an die LandespoHzei- 
behörde und Reichsverweisung Strafmittel oder bloß polizeiliche Präventivmaß- 
regeln seien, sehr gut Finger a. a. O., S. 45 (Note 590). 

176 Über letztere siehe besonders die vorstehend zitierte Schrift v. Fuhr, 
bes. S. 76 ff. (Ausweisung von Ausländem aus dem Reichsgebiet). 

^n § 362 R.St.G.B.; Binding, Grundriß, S. 218 f.; v. Liszt, Straf- 
recht, S. 267 f.; V. Hippel, Die strafrechtliche Bekämpfung von Bettel, 
Landstreicherei und Arbeitsscheu, Berlin 1895, S. 172 ff.; v. Conta a. a. O., 
S. 48 ff. 

178 Binding, Grundriß, S. 218 f. S. auch Reger, Entscheidungen, 
Bd. I, 1881, S. 340 ff. 

179 Umgekehrt bildete nach § 29 des preußischen Strafgesetzbuchs (und 
nach § 35 des ersten Entwurfs eines Reichsstrafgesetzbuchs) die Ausweisung 
Ausländem gegenüber das notwendige Surrogat der Polizeiaufsicht. Vgl. 
hierüber Fuhr a. a. O., S. 5. 

180 § 39 R.StG.B.; Binding, Grundriß, S. 218; v. Liszt, Strafrecht, 
S. 266, 268 ; der Gesetzgeber hat, um die wünschenswerte »Abschätzung der 
Individualität der Fälle zu ermöglichen, . . . einen doppelten Spielraimi für 
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außerdem auf den Ausländer die gleichen Wirkungen üben 
wie auf den Inländer! über dem unter Polizeiaufsicht ge- 
stellten Ausländer schwebt natürlich ebenfalls, solange er im 
Reichsgebiete weilt, die Möglichkeit der an keine Tageszeit 
gebundenen Haussuchung und der Internierung ^^*. 

Was nun die einzelnen fakultativ mit den gedachten 
Straffolgen, also bezüglich der Ausländer auch mit der 
Ausweisung, bedrohten Handlungen betrifft, so weist die 
Grruppe derjenigen Straftaten (Übertretungen), welche di6 
Überweisung an die Landespolizeibehörde nach sich 
ziehen können'^*, allerdings eine gewisse innere Einheitlich- 
keit auf: Landstreicherei und Bettel, Vernachlässigung der An- 
gehörigen infolge moralischen Verfalls, gewerbsmäßige Un- 
zucht, Arbeitsscheu und verschuldete Obdachlosigkeit: alle 
diese Tatbestände sind schon ihrer Natur nach nicht unge- 
eignet, den Inländer wie den Ausländer für die korrektioneile 
Nachhaft reif erscheinen zu lassen, den Ausländer insbe- 
sondere aber für die Ausweisung zu qualifizieren. 

Hingegen läßt sich hinsichtlich derjenigen Verbrechens- 
fälle, für welche die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht vor- 
gesehen ist '^3, ein einheitliches Prinzip, nach welchem gerade 
diese Delikte, und nicht auch alle möglichen andern dieser 
Maßregel würdig erscheinen sollen, schlechterdings kaum 
auffinden. — Zwar ist allen hierher gehörigen Verbrechen 
eine gewisse »Gemeingefährlichkeit in einem allgemeinen 
Sinne« '®4, und (neben ihrer eigentlich kriminalistischen Be- 
deutung) eine gegen spezifisch polizeilichem Schutze an- 
vertraute Interessen gerichtete, spezifisch polizeiliche Maß- 
regeln herausfordernde Tendenz immanent; allein bei zahl- 
losen andern Straftaten, denen diese Tendenz in ganz dem- 
selben, wenn nicht gar in noch höherem Grade innewohnt, 
fehlt es an der gewiß nicht minder wünschenswerten 



das Arbitrium gegeben, zuerst einen Spielraum für den Richter, sodann noch 
einen Spiekaum für die Polizei«. (Bern er, Polizeiaufsicht im G. S. XXXIII 
i88i, S. 329; Ders., Strafrecht, S. 223); v. Conta a. a. O., S. 45 ff. 
»8j § 38 R.St.G.B.; Binding, Grundriß, S. 218. 

182 § 361 Ziff. 3—8 R.St.G.B.; v. Liszt, Strafrecht, S. 628 ff. 

183 Sie sind aufgeführt bei v. Liszt, Strafrecht, S. 266. 

184 Berner, Polizeiaufsicht im G.S. XXXIII 1881, S. 334 ff. 

5* 
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Möglichkeit der Polizeiaufsicht, und damit, was den Aus- 
länder betrifft, einer strafrechtlich sanktionierten Reichsver- 
weisung. Es genüge hier der Hinweis darauf, daß z. B. 
neben der wegen schweren Diebstahls ^®5, wegen Raub und 
Erpressung ^^^ verhängten Zuchthausstrafe, und neben jeder 
wegen Hehlerei '^7 erkannten Strafe auf Zulässigkeit von 
Polizeiaufsicht erkannt werden kann, daß aber dagegen 
z. B. bei dem sogenannten Versicherungsbetruge, bei den 
schwersten Fällen des Betruges, und bei der Urkunden- 
fälschung die gedachte Straffolge versagt ^®^. 



Während bei der deutschen Reichsverweisung, unbe- 
schadet ihres strafrechtlichen Daseinsgrundes, in allen Fällen 
der administrative Charakter stark ausgeprägt erscheint, 
finden wir im schweizerischen Bundesstrafrechte und in den 
kantonalen Strafgesetzgebungen die Landesverweisung noch 
als Strcifmittel im eigentlichen Sinne des Wortes beibehalten, 
und zwar in der mannigfaltigsten Ausbildung. Hier wird 
nur auf die Haupttypen derselben, so wie sie uns in der 
Schweiz de lege lata und de lege ferenda entgegentritt, 
hinzuweisen sein. 

Bald erscheint die Ausweisung lediglich als Neben- 
strafe, bald kann sie selbständig oder akzessorisch verhängt, 
oder es kann endlich eine Freiheitsstrafe ganz oder teilweise 
in Verweisung umgewandelt werden '^9. 

185 § 248 R.St.G.B. 

186 § 256 R.St.G.B. 

187 § 262 R.St.G.B. 

188 In diesem Zusammenhange sei auch auf den Formalismus hingewiesen, 
daß, wie Berner GS. XXXIII S. 329 hervorhebt, selbst bei häufigster 
Begehung einfacher Diebstähle die Polizeiaufsicht ausgeschlossen bleibt (solange 
eben kein Rückfall im technischen Sinne vorliegt). 

189 Im jetzigen Bundesstrafrechte der Schweiz, welches im wesentlichen 
die strafbaren Handlungen gegen die Sicherheit und Organisation der Eid- 
genossenschaft und gegen fremde Staaten umfaßt, ist die Strafe der Landes- 
verweisung in Verbindung mit einer Freiheitsstrafe oder mit Amtsentsetzung 
vorgesehen. (Art. i des Bundesgesetzes über das Bundesstrafrecht der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft vom 4. Februar 1853; s. Kronauer, Das Bimdes- 
strafrecht . der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Zürich 1903.) 

Die kantonalen Bestimmungen zusammengestellt bei Stooß, Strafgesetz- 
bücher, S. 155—159; Stooß, Grundzüge Bd. I, S. 358 ff.; Kunz, Die Strafe 
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Auch die Maximal- und Minimaid au er der Maßregel 
ist sehr verschieden abgestuft. 

Die räumliche Wirkung der Landesverweisung endlich 
erstreckt sich bald auf das Gesamtgebiet der Eidgenossen- 
schaft, bald auf das Gebiet eines Kantons, bald alternativ auf 
das Bundes- oder Kantonsgebiet. Die Berechtigung einer Aus- 
weisung aus dem Gesamtgebiete der Schweiz durch ein 
kantonales Gericht — in Anwendung kantonalen Rechts — 
ist nicht mit Unrecht bestritten *9o. Jedenfalls wäre eine 
solche Ausweisung, abgesehen von den ihrer Berechtigung 

der Landesverweisung nach Schweizerischem Recht, Zürich 1895, S. 100 ff. — 
Die Verweisung verwenden Basel, Tessin und Neuenburg (Gesetzbuch von 1891) 
nicht als Strafmittel, Stooß, Grundzüge, Bd. I, S. 360. — Stooß billigt 
(eod. 1.) die Ansicht, wonach die Frage der Wegweisung von Nichtschweizem 
so gut wie jetzt schon die von Schweizern, eine administrative sein sollte. — 
Soweit übrigens die Kantonalgesetze noch die Wegweisung von Schweizer- 
bürgern vorsehen, sind sie durch Art. 44 BV. außer Knift getreten. Über 
die, dem Sinne der Bundesverfassung zweifellos widerstreitende, theoretische 
Möglichkeit der Ausweisung von Schweizerbürgem aus der Eidgenossenschaft 
nach dem Bundesstrafrechte siehe Rigert a. a. O., S. 21, Ziff. 3, Stooß, 
Gnindzüge, Bd. I, S. 64. 

190 Vgl. hierzu v. Salis, Bd. II, Nr. 533: »Ein Österreicher wurde von 
einem kantonalen Geridit im Jahre 1894 wegen Entwendung von Abf allholz 
mit 6 Wochen Gefängnis und nachheriger fünfjähriger Landesverweisung 
bestraft. Die Anfrage der österreichischen Gesandtschaft in Bern, ob ein kanto- 
nales Gericht befugt sei, einen Ausländer aus dem Gebiete der Eidgenossenschaft, 
nicht nur aus dem des ELantons auszuweisen, wurde vom Eidgenössischen 
Justizdepartement bejaht mit folgender Begründung: Nach dem gegenwärtigen 
Stande der Strafgesetzgebung in der Schweiz sind die Kantone befugt, in ihr 
Strafensystem die Landesverweisung aufzunehmen, und es steht ihnen dabei 
frei, die Verweisung auf das Kantonsgebiet zu beschränken oder auf das Gebiet 
der Eidgenossenschaft auszudehnen. Tatsächlich besteht diesfalls eine sehr große 
Verschiedenheit der kantonalen Strafgesetze.« (BBl. 1895 II, S. 150.) Die 
Geschäftsprüfungskommission des Ständerats bemerkt in ihrem Bericht vom 
3. Mai 1895 hierzu: »Die Kommission fragt sich, ob das Ausweisungsrecht 
«iner kantonalen Behörde sich nicht auf das Kantonsgebiet beschränke, da ja die 
kantonalen Hoheitsrechte außerhalb desselben keine Gültigkeit haben, mag es sich 
nun um Ausländer oder um Schweizer anderer Kantone handeln. Das Recht der 
Ausweisung aus dem ganzen Schweizergebiet scheint uns naturgemäß dem Bunde 
allein vorbehalten zu sein, und wir sehen nicht ein, aus welchem Grundsatz ein 
Kanton das Recht herleiten könnte, irgend einer Person den Aufenthalt in einem 
Kanton, sei es nun durch gerichtliches Urteil oder durch Ausweisung auf dem 
Verwaltungswege, zu verbieten. Vom praktischen Gesichtspunkte aus allerdings 
betrachtet, bietet dieses System Vorteile.« (BBl. 1895 HI, S. 67.) 
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entgegenstehenden juristisch-logischen Bedenken ^91, insofern 
auch praktisch wertlos, als ihre strafrechtlich (durch Pönali- 
sierung des in einem fremden Kantone begangenen Bann- 
bruches) gesicherte Durchführung die Machtmittel der 
kantonalen Staatsgewalt übersteigen würde ^9» 

— In dem ersten Vorentwurf e zu einem Schweize- 
rischen Strafgesetzbuche (1896) wurde die Ausweisung als 
Strafmittel fallen gelassen, nachdem sie in den Verhand- 
lungen, namentlich als accessorium zu der über den Aus- 
lander verhängten Zuchthausstrafe ernstlich erwogen, und 
u. a. auch als geeigneter Ersatz für die dem Ausländer 
gegenüber relativ bedeutungslose Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte empfohlen worden war ^93, 

Im neuesten Vorentwurf (1903) hingegen ist die Lan- 
desverweisung des Ausländers als fakultative Nebenstrafe 
neben jeder Zuchthausstrafe '94 und neben der »Verwahrung 
vielfach Rückfälliger« ^95 aufgenommen worden '96. 

191 Auch für die Schweiz trifft folgende Ausführung Labands, Staate- 
recht, Bd. I, S. 189, voll und ganz zu: »In der Staatsgewalt des einzelnen 
Bundesstaates kann unmöglich die Befugnis enthalten sein, jemanden aus dem 
Gebiete der übrigen Bundesstaaten auszuweisen.« 

192 Vgl. Stooß, Grundzüge, Bd. I, S. 360: »Die Kantone, welche auf 
Verweisung aus der Eidgenossenschaft erkennen und den Verweisungsbruch mit 
Strafe bedrohen, sind machtlos in bezug auf einen außerhalb des ICantons 
begangenen Verweisungsbruch, sobald der Täter das Gebiet des Kantons nicht 
betritt. Denn dem Kanton, in welchem die Übertretung begangen wurde, 
mangelt die Strafgewalt, und Auslieferung findet wegen Verweisungsbruch nicht 
statt.« — Eine gewisse gegenseitige Unterstützung der Kantone in Ausweisungs- 
sachen ist jedoch durch das — nur für Schwyz, Glarus, Waadt und Neuen- 
burg nicht maßgebende — Konkordat, betr. die Polizeiverordnungen gegen 
Gauner, Landstreicher und gefährliches Gesindel vom 17. Juni 18 12, bzw. 9. 
Juli 18 18 gewährleistet, vgl. v. Salis Bd. IV, Nr. 1951 ; Kunz a. a. O., S. 113. 

^93 Vgl. die Verhandlungen der Expertenkommission des Eidgenössischen 
Justiz- und Polizeidepartements über den Vorentwurf zu einem Schweizerischen 
Strafgesetzbuche, 1896, Bd. I, S. 207 ff, insbes. S. 214, Bd. II, S. 425, 426. 

194 Vorentwurf zu einem Schweizerischen Strafgesetzbuche und zu einem 
Bundesgesetz, betr. Einführung des Schweizerischen Strafgesetzbuches. Nach 
den Beschlüssen der von. dem Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement 
mit der Durchsicht des Vorentwurfs von 1896 beauftragten Expertenkommission. 
Juni 1903. Bern 1903. Art. 26 mit Art. 41 (s. u. Anm. 196). 

Z95 Ebd. Art. 29 mit Art. 41 (nächste Anm.) 

196 Art. 41 des Entwurfs lautet: »Der Ausländer, der zu Zuchthaus oder 
zu Verwahrung verurteilt wird, kann für drei bis fünfzehn Jahre des Landes 
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II. 

Die rein administrativen Ausweisungsgründe. 
a. Die Ausweisung aus Gründen der politischen Polizei. 

Den gleichen rein administrativen Charakter, welcher 
den früher besprochenen Ausweisungsgründen negativer 
Art (vergl. oben § 5) innewohnt, tragen, im Gegensatz 
zu der strafrechtlichen Landesverweisung, die jetzt noch 
zu erörternden ferneren Fälle positiv begründeter Aus- 
weisung, deren weitaus wichtigsten — schon im elemen- 
tarsten Interesse der staatlichen Selbsterhaltung — die durch 
die Ausweisungsklausel gesicherte Ausweisung wegen Gefähr- 
dung der äußeren oder inneren Staatssicherheit bildet '97. 

Der hier maßgebende rechtliche Tatbestand ist indessen 
ein so weit gefaßter, die individuelle Ausdeutung der Be- 
griffe :»Staatssicherheit« und »Gefährdung« dem Einflüsse 
subjektiver Anschauungen so sehr ausgesetzt, daß eine 
äußerst vorsichtige Anwendung der Bestimmung geradezu 
geboten erscheint, soll sie nicht zu einer für alle erdenk- 
lichen Fälle bequem bereitstehenden clausula generalis 
herabsinkendes. 



verwiesen werden. Die Verweisung wird wirksam, sobald der Verurteilte aus 
der Anstalt entlassen wird.« Ähnlich de lege ferenda für Deutschland Hugo 
Meyer, Lehrbuch des Deutschen Strafrechts, 5. Aufl. Leipzig 1895, S. 386 mit 
Note 27. 

197 Art. 4 des Vertrages. — Über die politische Fremdenausweisung 
überhaupt orientiert jetzt noch am besten Langhard, Das Recht der politischen 
Fremdenausweisung mit besonderer Berücksichtigung der Schweiz, Leipzig 1891. 
Vgl. i. übr. die oben Anm. 10 Angeführten. 

198 Auf deutscher Seite wurde im Jahre 1898 »der demoralisierende Ein- 
fluß, welchen im militärpflichtigen Alter stehende, keinen Dienst leistende und 
keine Ersatzsteuer bezahlende Ausländer auf die zum Militärdienst in der 
Armee herangezogenen Reichsangehörigen ausübten« , als eine »Gefährdung der 
imieren Sicherheit« im Sinne des Art. 4 bezeichnet, zweifellos eine über die 
Absichten des Vertrages weit hinausfliegende Interpretation. Die preußische 
Regierung hatte in Preußen niedergelassene, im militärpflichtigen Alter stehende 
Schweizer aufgefordert, binnen einer bestimmten Frist sich über die Ableistung 
ihrer Militärpflicht auszuweisen, oder zur Aufnahme in den preußischen Staats- 
verband anzumelden, widrigenfalls sie eine Ausweisung gewärtigen müßten. 
Der darauffolgende Meinungsausuusch zwischen den Regierungen der beiden 
Vertragsstaatea führte zu einer Einigung. {Ein Ausweis über Ersatzleistung 
in der Schweiz soll genügen; Fristanietzung — bei jener Aufforderung — und 
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Es ist nun stets möglich (und sehr häufig der Fall), 
daß die gefährdeten politischen Interessen, welche eine 
polizeiliche Ausweisung nahelegen, außerdem im 
gleichen Sinne des strafrechtlichen Schutzes teilhaftig 
sind, derart, daß das Strafurteil entweder — wie in Deutsch- 
land durch das Medium der Polizeiaufsicht — zu der Aus- 
weisung ermächtigt'99, oder — wie etwa bei den soge- 
nannten »Verbrechen gegen das Völkerrecht« ^«^ deTschweize- 
rischen Bundesstrafrechts — die Landesverweisung unmittel- 
bar verfügt^oi. Solche Fälle scheiden hier aus, da sie dem 
Bereiche der strafrechtlich fundierten Ausweisung (oben 
sub I) anheimfallen. Gerade in den Fällen aber, in welchen 
der strafrechtliche Schutz für die Zwecke der Ausweisung 
fehlt oder versagt, sei es, daß ein strafrechtlich faßbarer 
Tatbestand überhaupt nicht in Frage kommt, sei es, daß 
das Gesetz. die Ausweisung weder mittelbar noch unmittelbar 
vorsieht *°2^ sei es, daß in concreto ein etwa eingeleitetes 
Strafverfahren aus irgend welchen Gründen mit Einstellung 
oder Freisprechung enden müßte oder tatsächlich so endigt 
— oder endlich, daß das verurteilende Gericht von seiner 
gesetzlichen Befugnis, die Ausweisung zu verfügen oder zu 
ermöglichen, keinen Gebrauch macht: in allen solchen 
Fällen bewährt die politische Fremdenausweisung ihren 
spezifischen Nutzen ^^a. 



Ausweisung sollen »ohne unnötige Härte gehandhabt werden«.) Vgl. v. Salis 
Bd. II, Nr. 515. — Vgl. auch die — überaus gesunden — Grundsätze des 
Schweizerischen Bundesrates unten Anm. 228 gegen Ende. 

199 Man denke z. B. an das deutsche Ausspähungsgesetz , oder Spreng- 
stoffgesetz. 

200 Daß dieser Terminus im Hinblick auf das Wesen des Völkerrechts 
als irrig und irreführend erscheint, braucht hier nicht näher ausgeführt zu werden. 

201 So wurde im Jahre 1899 der Herausgeber der Zeitung »L* Avant- 
Garde, Organe coUectiviste et anarchiste«, in welchem die Kaiserattentate eines 
Hödel und Nobiling gutgeheißen worden waren, imd nach dem Attentate des 
Juan Oliva auf den König von Spanien die Propaganda der Tat empfohlen 
worden war, zu zwei Monaten Gefängnis und zu zehn Jahren Verbannung aus 
dem Gebiete der Eidgenossenschaft verurteilt, v. Salis Bd. IV, Nr. 2047. 

202 Wie z. B. — völlig unbegreiflicherweise — in den Fällen des § 92 
des deutschen R.St.G.B. (Verrat von Staatsgeheimnissen etc.). 

203 Vgl. z. B. v. Salis Bd. IV, Nr. 2056, 2058 (bes. Seite 696 o.) : 
Einstellung des Verfahrens gegen 21 Individuen, und gleichzeitige Ausweisung 
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Sehr verschieden gestaltet sich in den beiden uns zu- 
nächst beschäftigenden Staaten die innerstaatliche Realisie- 
rung des Rechts zur politischen Ausweisung in dem soeben 
umschriebenen technischen Sinne. In Deutschland nämlich 
ist die dieser Kategorie angehörende Ausweisungsbefugnis — 
nicht nur der Ausübung, sondern auch dem Rechte nach 
— bei den Gliedstaaten verblieben *<>4, die räumliche Wirkung 
der Maßregel auf das Gebiet des ausweisenden Gliedstaates 
beschränkt 2°5. In der Schweiz hingegen ist die gleiche Be- 
fug^iis prinzipiell bei der Bundesgewalt zentralisiert. Jede 
in Ausübung derselben ergangene Ausweisung wirkt für 
das Gesamtgebiet der Eidgenossenschaft *°^. 

Für die Zwecke der vergleichenden staatsrechtlichen 
Betrachtung werden denn auch, soweit das deutsche Recht 
in Betracht kommt, in teil weisem Gegensatze zu den 
vorausgegangenen und zu den noch folgenden Untersuch- 
ungen, an Stelle des Reichs als solchen die wichtigsten 
deutschen Gliedstaaten in den Vordergrund gerückt werden 
müssen, obwohl selbstverständlich hierbei immer zu beachten 
ist, daß der Vertrag als Reichsrecht auf die partikulare 
Staatsgewalt, wie sie eben in der Ausweisungsbefugnis zu- 
tage tritt, einschränkende Wirkungen übt. 



derselben (1885). Hauptgründe: Mangel eines strafrechtlichen Tatbestandes 
einerseits, Teilnahme an anarchistischen Umtrieben, Verherrlichung anarchi- 
stischer Verbrechen etc. anderseits. 

204 Vgl. Laband, Staatsrecht, Bd. I, S. 141, 190, Note i; Meyer- 
Anschütz, Staatsrecht, S. 795 nebst Note 6 und die dort angeführten, 
sowie, am Schlüsse der Note, den Hinweis auf den deutsch -schweizerischen 
Niederlassungsvertrag; Graf Hue de Grais, Handbuch der Verfassung und 
Verwaltung in Preußen, 15. Aufl., BerUn 1902, Bd. I S. 334. In den 
Motiven zu einem Strafgesetzbuche für den Norddeutschen Bund wird hervor- 
gehoben, daß »die Verwaltungsbehörden (sc. der Einzelstaaten) nach unbestrit- 
tenen staatsrechtlichen Grundsätzen die Befugnis haben, jeden Ausländer im 
Interesse der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung aus dem Lande zu 
verweisen.« (Stenographische Berichte über die Verhandlimgen des Reichstages 
des Norddeutschen Bundes, I. Legislatur-Periode, Session 1870, Bd. IV, Akten- 
stück Nr. 5, S. 58 f. S. femer Reger, Entscheidungen, Bd. IX 1889, S. 338; 
E.Pr.O.V.G. Bd. XVI 1888, S. 381 ff. 

»5 Vgl. Pr.V.Min.Bl. 1873, S. 335; 1874, S. 69. 

*o6 Näheres unten. 
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In den deutschen Gliedstaaten bildet die Art der 
positivrechtlichen Ausgestaltung der Materie, eben infolge 
jener Dezentralisation der Ausweisungsbefugnis, ein recht 
mannigfaltiges Bild. Dank der schon hervorgehobenen Un- 
mittelbarkeit und Frische aber, mit welcher das schweize- 
rische Staatsleben durch den völkerrechtlichen Rechtsstoff 
mitbeherrscht wird, wird die Gewinnung von leitenden 
Grundsätzen im Wege kasuistischer Einzelbetrachtung auch 
auf diesem Gebiete in erster Linie von der schweizerischen 
Judikatur erwartet werden können. 

Für eine richtige Bewertung der einschlägigen landes- 
rechtlichen Normen ist von vornherein zweierlei besonders 
zu beachten: einerseits, daß nach allgemein anerkannten 
Staats- und völkerrechtlichen Grundsätzen, ja in notwen» 
diger Konsequenz des — staatsrechtlich oder völker- 
rechtlich erfaßten — Staatsbegriffes selbst die Fremden- 
ausweisung im Interesse der Ruhe, Ordnung und Sicherheit^ 
also insbesondere gerade wegen Gefährdung der Staats- 
sicherheit auch ohne gesetzliche Vorschrift zulässig ist*^7. 
Hierzu kommt, daß außerdem im Verhältnisse zwischen 
Deutschland und der Schweiz der Niederlctösungsvertrag, 
als völkerrechtliches Rechtsgeschäft sowohl, wie als interne 
Rechtsquelle, die Ausweisung der wechselseitigen Unter- 
tanen aus politischen Gründen ausdrücklich gestattet. Wo 
also noch landesrechtliche Normen hinzutreten, haben wir 
es mit einer mehr oder weniger pleonastischen Sanktionie- 
rung der politischen Fremdenausweisung zu tun; gerettet 
wird indessen die Bedeutung solcher Normen durch die in 
ihnen regelmäßig enthaltene, für den Schutz gegen sub- 
alterne Willkür überaus wichtige, Zuteilung der Ausweisungs- 
kompetenz an bestimmte Behörden ^^^ 



Im öffentlichen Rechte des größten deutschen Glied- 
staates finden wir nur eine knappe, und bloß negativ ge- 

207 S. z. B. Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. II, S. 456: 
»Das Ausweisungsrecht bedarf keiner gesetzlichen Grundlage«. 

208 So in Bayern und Baden das Ministerium des Innern, in der Schweiz 
der Bundesrat. 
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faßte gesetzliche Vorschrift, auf welche die rein polizeiliche, 
und speziell die politische, Fremdenausweisung für ihre Recht- 
fertigung angewiesen wäre, wenn anders es einer solchen 
positivrechtHchen Sanktion überhaupt bedürfte. Ein Passus 
des preußischen Landesverwaltungsgesetzes spricht näm- 
lich dem Ausländer die verwaltungsrechtliche Klage wegen 
Ausweisung ab, woraus sich allerdings, was die Fremden 
schlechthin betrifft, die Berechtigung ihrer Ausweisung 
implicite ableiten läßt^®^. Angesichts der internen Funktion 
der als Reichsgesetze publizierten Staatsverträge wird es 
sich aber fragen, ob die Eigenschaft jener Bestimmung als 
einer materiellrechtlichen Deckung von Ausweisungen für 
die — durch den Niederlassungsvertrag ja geschützten — 
Schweizerbürger überhaupt in Betracht kommen darf. Bei 
der Ausweisung von Schweizern wird vielmehr stets aus- 
drücklich auf einen der im Vertrage bestimmten Aus- 
weisungsgründe abgestellt werden müssen 2^°. 

Nach sächsischem und württembergischem Staats- 
rechte wird ebenfalls, mangels eingehender gesetzlicher Re- 
gelung, die Ausweisungsbefugnis als ein selbstverständlicher 
Ausfluß der Staatsgewalt anzusehen sein^^^; wo Schweizer- 
burger in Betracht kämen, würde man aber auch hier auf 
die V^wertung der im Niederlassungsvertrage enthaltenen 
Ausweisungsgründe, unter denen wieder die politische Ge- 
fährlichkeit im Vordergrunde steht, angewiesen bleiben. 

Eingehender ist die Materie der politischen Ausweisung in 
der bayrischen und in der badischen Gesetzgebung geregelt. 



209 Brauchitsch, Die neuen preußischen Verwaltungsgesetze, Bd. I, 6. Be- 
arbeitung, Berlin, 1903, S. 179. 

210 Der Niederlassungsvertrag als maßgebend erwähnt bei Hue de Grais 
a. a. O., S. 334, Note 46. 

2X1 Vg], für Sachsen v. d. Mosel, Art. Ausweisung in seinem Hand* 
.w<»terbuch des Kgl. Sächsischen Yerwaltungsrechts, 9. Aufl., Leipzig 1901, 
S. .71; Opitz, Das Staatsrecht des Königreichs Sachsen, I. Bd., Leipzig 1884, 
S. 110, Note IG. — Eine negative gesetzliche Andeutung enthält § 8 des 
sächsischen Gesetzes , die Befugnis der Polizeibehörden zum Erlasse von 
Aufenthaltsverboten gegenüber von bestraften Personen betr., vom 15. April 
1886 (G«setz^ und Verordnungsblatt für das Kgr. Sachsen 1886, S. 87). Wegen 
Württemberg vgl. z. B. Gaupp, Das Stastsrecht des Königreichs Württemberg 
(in Marquardsens Handbuch), Freiburg i. B. und Tübingen 1884, S. so. 
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Nach der ursprünglichen Fassung des bayrischen 
Heimatgesetzes war das Staatsministerium des Innern 
berechtigt, aus Gründen der innern oder äußern Staats- 
sicherheit einen Ausländer aus dem Königreiche wegzu- 
weisen 2". In der jetzigen Fassung bildet an Stelle der 
innern oder äußern Sicherheit des Staates die »Rücksicht 
auf die öffentliche Wohlfahrt« überhaupt den gesetzlichen 
Grund der ministeriellen Ausweisungsbefugnis; auch hat 
die Abweisungsbefugnis des Ministeriums eine ausdrückliche 
Sanktionierung erfahren ^ ^3. Selbstverständlich wird indessen 
die Gefährdung der Staatssicherheit, als der Hauptfall einer 
Schädigung oder Bedrohung der "öffentlichen Wohlfahrt, 
nach wie vor den Hauptausweisungsgrund bilden, der ja 
gleichzeitig, soweit die nur nach dem Niederlassungsvertrage 
auszuweisenden ^^^4 Schweizer in Frage kommen, durch die 
Ausweisungsklausel sanktioniert ist 

Einen bei aller Prägnanz des Ausdrucks ganz be- 
sonders feinen und reichen legislativen Ausbau hat die 
Materie des individuellen Aufenthaltsrechtes einerseits, des 
staatlichen Ausweisungsrechtes anderseits in dem badischen 
Aufenthaltsgesetze gefunden. Für die politische Fremden- 
ausweisung ist § 4 dieses Gesetzes maßgebend, welcher das 
Ministerium des Innern ermächtigt, Fremde, welche die innere 
oder äußere Sicherheit des Staates gefährden, auszuweisendes. 



212 Ursprüngliche Fassung des Gesetzes über Heimat, Verehelichung und 
Aufenthalt, vom i6. April 1868 (Gesetzblatt für das Kgr. Bayern 1866 — 1869, 
S. 375 ff.), Art. 50, Abs. 4: »Außerdem ist das Staatsministerium des Innern 
berechtigt, aus Gründen der innern oder äußern Sicherheit des Staats einen 
Ausländer aus dem Königreiche wegzuweisen.« 

213 Jetzige Fassung des gleichen Gesetzes (s. Bekanntmachung K. Staats- 
ministeriums des Innern vom 30. Juli 1899, Gresetz- und Verordnungsblatt füi 
das Königreich Bayern 1899, S. 469 ff.), Art. 44, Abs. 2: »Außerdem ist 
das Staatsministerium des Innern berechtigt, Ausländern aus Rücksicht auf die 
öffentliche Wohlfahrt den Eintritt in das Königreich zu versagen oder dieselben 
aus dem Staatsgebiete zu verweisen.« Vgl. v. Seydel, Staatsrecht, Bd. I, 

S. 343- 

214 Die rechtliche Unzulässigkeit einer staatsvertragswidrigen Ausweisung 
gut erkannt von Kutzer, Das bayrische Heimatrecht mit dem einschlägigen 
Rechte der Verehelichung und des Aufenthalts, München 1904, S. 471. 

2x5 Gesetz, das Aufenthaltsrecht betreffend, vom 5. Mai 1870 (Gesetzes- 
und Verordnungsblatt für das Großherzogtum Baden 1870, S. 396 — 398), § 4: 
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In wörtlich entsprechender Weise wie in dieser badischen 
Vorschrift, ist durch Art. 70 der Schweizerischen Bundes- 
verfassung die politische Fremdenausweisung geregelt. 
Das vollziehende Organ ist hier der Bundesrat, welcher be- 
rechtigt ist, »Fremde, welche die innere oder äußere Sicher- 
heit der Schweiz gefährden, aus dem Gebiete der Eidge- 
nossenschaft wegzuweisen^r. Es bietet sich also im deutsch- 
schweizerischen Niederlassungsvertrage einerseits, im badi- 
schen und schweizerischen Staatsrechte anderseits der 
völkerrechtlichen wie der vergleichenden staatsrechtlichen 
Betrachtung das durch seltene technische Harmonie wohl- 
tuende Bild, daß die völkerrechtliche Regelung einer Materie 
in exakt reproduzierenden staatsrechtlichen Normen ihre 
willkommene Ergänzung findet. 



Durch den genannten Art. 70 BV. wird dem Schweize- 
rischen Bundesrate die »politische Fremdenpolizei« ^^^ über- 
tragen, deren Notwendigkeit und Berechtigung — überhaupt 



»Das Ministerium des Innern kann jederzeit die Ausweisung solcher Ausländer 
verfugen, welche die innere oder äußere Sicherheit des Staates gefährden, c Vgl. 
Wielandt, Das Staatsrecht des Großherzogtums Baden (in Marquardsens 
Handbuch), Freibuig i. B. und Leipzig 1895, S* 2^> ^^4^ Affolter, System 
des Badischen Verwaltungsrechts, Karlsruhe 1904, S. 40. — Im übrigen besitzt 
auch Baden (wie Preußen, s. o. Anm. 209) eine Vorschrift, wonach der Aus- 
länder von der verwaltungsrechtlichen Klage g^;en Ausweisung ausgeschlossen 
bleibt in dem § 4, Abs. 5, Ziff. i seines Gresetzes vom 14. Juni 1884, <^® 
Verwaltungsrechtspflege betr. (Wielandt, Neues Badisches Bürgerbuch, 6. Aufl., 
Heidelberg 1897, S. 298 ff.) 

216 Vgl. zum folgenden Schollenberger, Bundesverfassung, S. 468 ff., 
Burckhardt, Kommentar, S. 695 ff., und die beiden hochbedeutenden Mono- 
graphien Langhards: Das Recht der politischen Fremdenausweisung, s. o. Anm. 197, 
und : Die anarchistische Bewegung in der Schweiz von ihren Anfängen bis zur Gregen- 
wart und die internationalen Führer, Berlin 1 903. In letzterem Werke (als Beilage V 
im Anhang S. 472) eine Zusammenstellung vom Bundesrate verfügter Fremden- 
ausweisungen. — S. insbes. Langhard, Fremdenausweisung, S. 26 ff.; v. Salis 
Bd. IV, Nr. 2036: »Nach Art. 70 BV. (Art. 57 der BV. von 1848) steht 
dem Bunde das Recht zu. Fremde, welche die innere oder äußere Sicherheit 
der Schweiz gefährden, aus dem schweizerischen Gebiete wegzuweisen. Der 
Bund ist demnach berechtigt, die Polizei über Fremde auszuüben, die die innere 
oder äußere Sicherheit der Eidgenossenschaft gefährden.« — Pflicht und Recht 
des Bundesrats, für die öffentliche Sicherheit zu sorgen, können aber auch 
über die Sphäre des rein politischen hinausgehen, obwohl die Ausübung der 



- 78 - 

oder in ihrer jetzigen rein administrativen Gestalt — vielfach 
umstritten worden ist* ^7. 

Es darf, nebenbei gesagt, nicht tibersehen werden, daß 
die Verweigerung oder Entziehung der Niederlassung von 
Seiten einer Kantonsbehörde, und natürlich nur' mit 
Wirkung für das Kantonsgebiet, auch aus Gründen der 
Staatssicherheit erfolgen kann, ja eventuell erfolgen soU^^®; 



gewöhnlichen Polizei prinzipiell und regelmäßig Kantonssache ist. Vgl. Lang- 
hard, Fremdenausweisung, S. 30; v. Salis Bd. IV, Nr. 1943; ebd. Nr. 1944: 
» ... es erscheint sogar die Anwendung der Polizeigewalt gegenüber Fremden 
durch die Kantone als die Regel, die Ausübung derselben durch den Bund 
als Ausnahme.« S. auch ebd. S. 676 (Nr. 2051), sowie oben § 5 I. 

Der Ausweisung steht als mildere Maßregel die Internierung (Ent- 
fernung von der Grenze und Versetzung in das Innere der Schweiz) zur Seite, 
die namentlich politischen Flüchtlingen gegenüber aktuell wird. Blum er- 
Morel, Staatsrecht, Bd. II, S. 242; v. Salis Bd. IV, Nr. 2045. 

217 Vgl. V. Salis Bd. IV, Nr. 2035 • Ablehnung des Antrags, den Bundes- 
rat einzuladen, einen Gesetzentwurf über Fremdenpolizei einzubringen, weil 
(wie Bundesrat Brunner bemerkte) in einem solchen Gesetze »die Freiheit des 
Ermessens, die auf diesem Gebiete walten muß, ihren Ausdruck nicht finden 
könnte, und weil sich der Bundesrat nicht durch ein Gesetz Vorschriften kann 
machen lassen, wenn es sich unter Umständen darum handelt, die Sicherheit 
des Staates zu wahren.« (1899.) Ebd. Nr. 2037: Im Jahre 1888 wurde die 
verlangte gänzliche oder teilweise gesetzliche Übertragung der politischen Aus- 
weisung an die Gerichte abgelehnt. »Bei so hochwichtigen mit der Selbst- 
erhaltung des Landes zusammenhängenden Fragen muß der Bundesrat, den die 
volle und ausschließliche Verantwortlichkeit trifft, es ablehnen, sich in seinem 
gewissenhaften und patriotischen Ermessen durch starre Regeln einschränken 
zu lassen oder aber seine Kompetenz mit unverantwortlichen Räten zu teilen.« 
Ebd. Nr. 2038 : Verlangen (aus Arbeiterkreisen imd in Volksversanmilungen) 
nach Aufhebung, bezw. »Wiederaufhebung« der politischen Polizei des Bundes. 
In seinem Bericht (1894) weist der Bundesrat daraaf hin, daß die politische 
Fremdenpolizei notwendig und überdies keineswegs eine neue Einrichtung in 
der Schweiz sei. — Ihre Berechtigung erhellt, auch abgesehen von Art. 70 
BV., aus der verfassungsmäßigen Stellung des Bundesrates, welcher die äußeren 
Interessen der Schweiz zu wahren und über die Ordnung und Ruhe im Innern 
zu wachen hat. 

218 Vgl. Langhard, der so formuliert (Fremdenausweisung, S. 16): »Das 
Recht der Kantone, politische Flüchtlinge in ihrem Gebiet aufzunehmen, ist 
nicht unumschränkt. Von demselben können die Kantone nnr insoweit Gebrauch 
machen, als die Aufgenommenen keine Handlungen begehen, diu*ch welche die 
innere oder äußere Sicherheit der Schweiz gefährdet oder die guten Beziehungen 
zu den Nachbarstaaten gestört werden, oder dem Lande große Lasten erwachsen 
könnten.« Vgl. auch Schollenberger, Bundesverfassung, S. 471. 
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praktisch wird aber gerade in den hierher gehörenden 
Fällen die Ausweisung aus einem Kanton allein ohne 
großen Nutzen sein; regelmäßig wird denn auch der Bun- 
desrat von sich aus tätig, die Ausweisung aus dem Gebiete 
der Eidgenossenschaft in erster — und, der herrschenden 
Ansicht nach, letzter — Instanz ^^9 verfügend und die in 
Betracht kommenden Kantonsregierungen mit der Aus- 
führung seines Beschlusses betrauend^ 



1220 



Bei der Handhabung der politischen Ausweisung spielt 
nun, gerade auch in der Schweiz, die Frage der Asyl- 
gewährung oder -Verweigerung eine wichtige praktische 
Rolle, ohne daß jedoch das Asylrecht als eine recht- 
liche Schranke der Ausweisungsbefugnis in Betracht käme. 
Denn wenn auch die Schweiz in dem Asylrechte ^^i 
»eines der wichtigsten Souveränitätsrechte« ^^^ erblickt, so ist 
doch andrerseits nicht mehr zweifelhaft, daß es sich hier 
um keinen irgendwie gearteten Anspruch des Individuums 
an den asylgewährenden Staat, sondern einzig und 
allein um ein Recht des Staates selbst handelt, daß es 
m. a. W. kein Recht auf Asyl, sondern höchstens ein Recht 
Asyl zu gewähren geben kann^^a^ Dieses Asylrecht bildet 



2*9 V. Salis Bd. IV, Nr. 2036: »Die in Anwendung der Vorschrift des 
Art. 70 der Bundesverfassung ergangenen Ausweisungsverfügungen des Bundes- 
rats können nicht auf dem Wege der Beschwerde an die Bundesversammlung 
weitergezogen werden; die Verfügung des Bundesrats ist entgültig.« Vgl. 
filier ebd. S. 675 (Nr. 2049). 

a*o Über die zur Verbesserung der politischen Fremdenpolizei eingeführte 
Bundesanwaltschaft vgl. Langhard, Fremdenausweisung, S. 41; Art. 3, 
Abs. 2 des Bunde^esetzes über die Bundesanwaltschaft vom 28. Juni i88g, 
A.S.N.F. XI, S. 243; v. Salis Bd. IV, S. 701. 

"I Vgl. hierzu Blumer-Morel, Staatsrecht Bd. 11, S. 240 ff. 

«2 Vgl. BBl. 1889 III, S. 653; V. Salis Bd. II, S. 483. 

223 Blumer-Morel, Staatsrecht Bd. II, S. 243 : »Als im März 1851 
französische Flüchtlinge,* welche der Bundesrat interniert hatte, in öffentlichen 
Blättern gegen diese Verfügung protestierten und dieselbe als eine Verletzung 
des ihnen zustehenden Asylrechts bezeichneten, so erblickte der Bundesrat mit 
Recht hierin »eine bisher unbekannte Anmaßung« und verordnete daher sofort 
die Wegweisung sämtlicher Unterzeichner der Protestation, weil ein solches 
Betragen der Flüchtlinge und eine solche Auffassung ihrer Stellung keinerlei 
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aber, genau besehen, nur eine zwingend notwendige Kon- 
sequenz jeder Souveränität, in deren Wesen ja begründet 
liegt, daß der Staat auf sein Gebiet zulassen und daselbst 
dulden darf wen er will ^ 24, soweit nicht besonders über- 
nommene Verpflichtungen, wie etwa zur Auslieferung, dem 
entgegenstehen . 

So besitzt denn das Asyl mehr politische als juristische 
Bedeutung; und gerade auch von Seiten der schweizerischen 
Praxis wird dem Asylgenusse begreiflicherweise die Pflicht 
des politischen Flüchtlings, sich auf dem gastlichen Boden 
ruhig zu verhalten und nichts zu unternehmen, was die guten 
Beziehungen der Eidgenossenschaft zu auswärtigen Mächten 
trüben könnte, gegenübergestellt ^^s. Verletzt er diese Pflicht, 
so trifft auch ihn die wohlverdiente Ausweisung 226. — Jene 
guten Beziehungen sind, ebenso wie der Friede im Innern 
des Landes, diejenigen Interessen, welche dem Prinzip einer 
im übrigen möglichst weitherzigen Asylgewährung gegen- 
über am schwersten in die Wagschale fallen müssen ^27. 



Garantie für die Zukunft gewähren.« — S. auch Seh ollen berger, Bundes- 
verfassung, S. 478f. ; Hafter, in der Schweizerischen Zeitschrift für Straf- 
recht Bd. XVIII 1904, S. 95; v. Liszt, Völkerrecht, S. 203; Rivier, 
Völkerrecht, S. 198 f.; Heilborn in Kohlers Enzyklopädie, S. 1027; 
Ullmann, Völkerrecht, S. 251; Art. Asylrecht im Staatslexikon (herausg. 
V. Bachern), 2. Aufl. Freiburg i. Br. 1901, S. 466 Sp. 2. 

224 Vgl. die oben Anm. 222 zitierten Stellen, sowie BBl. 1890 III, S. 221; 
UUmer, Die staatsrechtliche Praxis der Bundesbehörden aus den Jahren 
1848 — 1866, Bd. I, S. 555. Vgl. auch (für das Verhältnis der Schweiz zu 
Österreich) v. Salis Bd. 11, Nr. 699. 

225 Langhard, Fremdenausweisung, S. 17; BBl. 1899 in, S. 1004; 
V. Salis Bd. FV, Nr. 2086; UUmer a. a. O. Bd. I, S. 330, Bd. II, S. 241 ff. 

226 Eine scharfe öffentliche Kritik entfeselte im Frühjahr 1898 der so- 
genannte »Italienerschub«. Die massenhafte Abschiebimg von Italienern, welche 
sich an den Unruhen ihrer Volksgenossen jenseits der Grenze hatten beteiligen 
wollen, von selten des Bundesrats wurde als verkappte Auslieferung (»extradition 
d6guis6e«) und als ein Bruch mit den Traditionen der Schweiz gebrandmarkt. 
Vgl. V. Salis Bd. FV, Nr. 2082; BBl. 1898 III, S. 752 ff.; Kebedgy in 
der R. G. D. I. P. 1898, S. 481 ff.; SchoUenberger, Staatsrecht, S. 202, 
Note 2; Hilty, Politisches Jahrbuch der Schweiz 1898, S. 346 ff. — S. 
femer v. Salis Bd. IV, Nr. 2086. — Vgl. für England die oben Anm. 19 
zitierte Abhandlung von Craies. 

227 Vgl. z. B. V. Salis Bd. IV, Nr. 2050 und ebd. Nr. 2039: »Wenn 
der Bundesrat einerseits fest entschlossen ist, Angriffe jeder Art, die gegen 



— 8i — 

Eine politische Überzeugung und die freie Äußerung 
derselben bilden an sich noch keine Ausweisungsgründe; 
es muß vielmehr eine tatsächliche Gefährdung der 
Ordnung und Ruhe im Innern oder des Friedens nach 
außen hin gegeben sein, welche allerdings schon in der 
Form einer Meinungsäußerung oder in der bloßen Tatsache 
des Verweilens in bestimmter Weise sich verhaltender Indi- 
viduen gefunden werden kann^zs. 



schweizerische Institutionen und insbesondere gegen die Ausübung des Asyl- 
rechts gerichtet sind, abzuwehren, so wird er anderseits innerhalb der Grenzen 
der Schweiz keine Umtriebe dulden, die geeignet sind, die innere Ruhe des 
Landes oder die friedlichen Beziehungen der Schweiz zu andern Staaten zu 
gefährden. Vor allem aber wird der Bundesrat Ausländem, die in der Schweiz 
Aufnahme gefunden haben, nie und nimmer die Befugnis zugestehen, mit der 
ihnen gebotenen Gastfreundschaft frevelhaftes Spiel zu treiben. Unverzeihlicher 
Schwäche würde er sich schuldig machen , wollte er ihnen gestatten , die 
schweizerische friedliche Bevölkerung durch ihre Agitation aufzureizen, und 
wollte er zusehen, wne die freiheitlichen Institutionen der Schweiz ihnen nur 
dazu dienen, gegen die Nachbarn der Schweiz ungestraft Feindseligkeiten zu 
unternehmen. Es ist dem Bundesrate daran gel^;en, mit allen Völkern und 
deren Regierungen in gutem Einvernehmen zu leben. Deutschland insbesondere 
hat der Schweiz bei mehrfachen Anlässen Beweise seiner freundschafthchen 
Gesinnung gegeben, und der Bundesrat ist daher entschlossen, ohne die Prin- 
zipien zum Opfer zu bringen, welche die Grundlage der Einrichtungen der 
Schweiz bilden, alles zu vermeiden, was die guten Beziehungen der Schweiz 
zu diesen Staaten trüben könnte.« (Schweizerischer Bundesrat in seinem Bericht 
an die Bundesversammlung, betr. das Gesuch eines Nachtragskredits zum Zwecke 
einer besseren Organisation der politischen Polizei, vom 12. Mäjz 1888; 
BBl. 1888 I, S. 601.) 

228 Vgl. V. Salis Bd. IV, Nr. 2042: »Die Besprechung sozialer Fragen 
auch im extremen Sinne, die Beratung über die Art des Vorgehens im allge- 
meinen, um zum Ziele zu gelangen, ist an sich nichts Unerlaubtes und bildet 
auch keine Gefährde weder für die äußere noch innere Sicherheit der Eid- 
genossenschaft.« Ebd. S. 663 oben: »Das Recht der objektiven Diskussion 
soll gewahrt bleiben, jeder friedliche Ausdruck einer Meinung soll erlaubt sein 
etc.« (Äußerung der Konmiission des Nationalrats 1888). Ebd. Nr. 2040: 
Voraussetzung der Ausweisung gem. Art. 70 BV. ist »das Vorhandensein einer 
Gefährde«. Nicht schon: »die poUtische Gesinnung eines Fremden oder auch 
das öffentliche Aussprechen seiner politischen Anschauungen an sich. Anders 
wenn jene Gesinnungen und diese Anschauungen in die Praxis übersetzt werden 
weilen, ins Handeln übergehen, wobei zuzugeben ist, daß unter Umständen 
schon die Art und Weise, wie der politischen Gesinnung und dem Sich- 
bekennen zu derselben Ausdruck gegeben wird, als ein sicherheitsgefährliches 
Handeln sich darstellen kann. Wenn also der Fremde sich Handlungen zu 
V. Overbeck, Niederlassungsfreiheit u. Ausweisungsrecht. 6 
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Am schärfsten beleuchtet wird die Notwendigkeit der 
zentralisierten politischen Fremdenpolizei durch die anar- 
chistische Belästigung der Welt überhaupt und der 
Schweiz im besondem^^g — gjjt ^ doch hier, auch abge- 
sehen von der internationalen Kulturpflicht zum Kampfe 
gegen den Anarchismus, energische Maßregeln zu treffen 
wider Alle, welche den schönen gastlichen Boden der Schweiz 
zu einer über dcis Maß erlaubter kritischer Betätigung weit 
hinausgreifenden Störung des Innern und äußern Friedens 
mißbrauchen 230, und damit gerade auch seinen Wert als 
Zufluchtsstätte nach Kräften beeinträchtigen. 

Das öffentliche agitatorische Gutheißen aucirchistischer 
Verbrechen und das mehr oder weniger intensive Sym- 
pathisieren mit den Urhebern derselben ^31, die durch Rede232 
oder Schrift233 (Manifest, Druckschrift, Zeitungen, Flugblätter) 
betriebene Aufhetzung zu ähnlichen Verbrechen und zum 
Umsturz aller und jeder bestehenden Ordnung ^34, die Be- 
schulden kommen läßt, die als solche schon als eine Gefährde zu betrachten 
sind, sei es für den Frieden, sei es für das gute Einvernehmen mit dem Aus- 
lande, oder wenn er durch sein Verhalten überhaupt begründete Veran- 
lassung zu der Befürchtung gibt, daß sein längeres Verbleiben im Lande 
jenen Frieden oder dieses Einvernehmen zu stören geeignet sei, so ist die 
Ausweisung verfassungsmäßig gerechtfertigt.« Immerhin genügt »die bloße 
Vermutung nicht. Es müssen bestimmte Tatsachen vorliegen, welche eine 
Gefahr in greifbare Nähe rücken ; es muß dem Fremden etwas zur Last gelegt 
werden können, das den Charakter des Gefährlichen an sich tr^t. Der Bundes- 
rat ist der Ansicht, daß die Bundesbehörden gut tun, bei dieser grundsätzlichen 
Auffassung zu bleiben, wenn sie nicht in Aus Weisungssachen den festen Boden 
unter den Füßen verlieren und den nicht unbegründeten Vorwurf der Willkür 
entgegennehmen wollen.« Über die Freiheit der Meinungsäußerung vgl. auch 
V. Salis Bd. IV, Nr. 2042, 2043. 

229 V. Salis Bd. IV, Nr. 2057 (1885). 

230 Vgl. auch oben Anm. 228. 

231 Vgl. V. Salis Bd. IV, Nr. 2051—2053, 2055. (Beziehungen zu den 
Mördern Stellmacherund Kammerer (1884) und Verherrlichung von deren Taten), 
2074 (»Solidarität« mit Ravachol), 2079 (Verherrlichung Caserios), 2084, 2085 
(Verherrlichung Lucchenis). 

232 Ebd. Nr 2067, 2083. 

233 Ebd. Nr. 2059, 2064, 2065, 2070, 2073, 2076, 2084. 

234 V. Salis Bd. IV, Nr. 2048, 2049, 2054, 2061, 2071, 2072, 2079. 
S. auch die Ausweisung von dreizehn — meist russischen — Terroristen 
im Jahre 1889 (Versuche mit Sprengstoffen, Zugehörigkeit zur terroristischen 
Organisation). 
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reitung und der verdächtige Besitz von Explosivstoffen 
für die Zwecke neuer Verbrechen *35, die Begünstigung 
anarchistischer Zusammenkünfte »36 — solche Tatbestände 
waren es, welche die wichtigsten tatsächlichen Unterlagen 
der politischen Fremdenausweisung gebildet haben. 

Besonders zahlreich wurden denn auch die Ausweis- 
ungen in den Zeiten allgemein beunruhigender, namentlich 
anarchistischer, Verbrechen »37, wie sie in der Genfer 
Tragödie vom September 1898 einen grauenvollen Höhe- 
punkt erreichten 238. Von jener Zeit an verschärfte denn 
auch der Bundesrat seine Praxis dahin, daß er nicht mehr 
nur — wie früher — wegen Propaganda der Tat oder 
wegen Aufreizung hierzu die Ausweisung gemäß Art. 70 
BV. verfügte, sondern diesen Artikel gegen alle die Frem- 
den anzuwenden strebte, die sich der anarchistischen Propa- 
ganda überhaupt in Wort oder Schrift schuldig machen, 
oder die mit Rücksicht auf ihr Benehmen als gefährliche 
Anarchisten betrachtet werden müssen »39. 

Als die typische Grundlage für die Anwendung 
des Art. 70 kommt dann noch außer der anarchistischen 
und revolutionären Propaganda besonders die Tätigkeit 
von Polizeispionen und politischen agents provocateurs in 
Betracht»4o. 



235 V. Salis Bd. IV, Nr. 2054, 2065, 2081. 

236 Ebd. Nr. 2080, 2. 

237 Ebd. Nr. 2077, sowie die oben S. T] A. 216 Zitierten. 

*3* Vgl. Hilty, Politisches Jahrbuch der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
1898, S. 560. 

239 Vgl. V. Salis Bd. IV, Nr. 2084, Langhard, Die anarchistische 
Bewegung etc., S. 353 ff.; Hilty, Politisches Jahrbuch, S. 491. Bezüglich der 
früheren Praxis siehe u. a. v. Salis Bd. IV, Nr. 2078: Den Anarchisten, 
welche 1894, nach Camots Ermordung, in die Schweiz flohen, wurde, »auch 
wenn sie als Anarchisten signalisiert waren, Asyl gewährt, solange sie sich ruhig 
verhielten. Dagegen konnte der Bundesrat nicht dulden, daß Fremde auch auf 
schweizerischem Gebiet ihre anarchistischen Umtriebe fortsetzten oder die inter- 
nationalen Beziehungen zu gefährden versuchten.« 

240 Vgl. V. Salis Bd. IV, Nr. 2060, 2063, 2068. S. auch ebd. Nr. 2041: 
>Er (sc. der Bundesrat) ist nach wie vor entschlossen, gleich seinen Vorgängern, 
das Asyl weitherzig allen Fremden zu gewähren, welche sich auf unsem Boden 
zu flüchten kommen, aber er ist, auch darin dem Beispiele seiner Vorgänger 
folgend, nicht weniger entschlossen, und er wird in dieser Beziehung keinen 

6* 
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Endlich huben hie und da einzelne gegen befreundete 
Stiften oder Staatshäupter gerichtete feindselige Demon-* 
strationen weniger schwerwiegender Art die poUtisdie Aus» 
Weisung nach sich gezogen ^^^ ^^*. 

b. Die Ausweisung auf Grund von Art. 9 des Niederlassungs- 
vertrages. 

Mit der politischen Ausweisung i«t eine völkerrecht- 
liche Spezialvorschrift in gewisser Weise verwandt, welche 
solche Personen betrifft, die vor Erfüllung ihrer Militär- 
pflicht die Staatsangehörigkeit in dem einen Vartragsstaate 
aufgegeben und in dem andern erworben haben. Bezüglich 
dieser behält sich nämlich der ursprüngliche Heimatsstaat 
das Recht vor, ihnen die Befugnis zum bleibenden Aufent- 
halte oder die Niederlassung in seinem Gebiete zu unter- 
sagen 243. 

Die Aufstellung dieser — auf die Wunsche der deut- 
schen Regierung zurückzuführenden — Bestimmung (welche 
bereits in der älteren Fassung des Vertrages enthalten war244) 
bildete im Jahre 1876 eine Hauptschwierigkeit für das Zu» 
standekommen des Vertrages überhaupt^^s. 

Den vor Erfüllung der Militärpflicht vollzogenen Wechsel 
der Staatsangehörigkeit wollte man deutscherseits ursprüng- 
lich den Ausweisungsgründen des damaligen Art. 7 (jetzt. 



Mahnungen, keinen Begehren, keinen Drohungen nachgeben,, von welcher Seite 
sie auch kommen mögen, Fremde aus dem schweizerischen Gelnet zu ent- 
fernen., welche sich in unserem La«de anarchistischer oder revolutionärer Pro- 
paganda hingeben oder das Gewerbe von Spionen oder Lockspitzeln treibet».« 
S, auch oben Anm. 139. 

34» Vgl. z. Bu V. Salis Bd. IV, Nr. 2077 (Ausschreitimgen geg^i das 
italienisdie Konsulat in Zürich), Nr. 2087 (beschimpfende Störung einer am 
Geburtstage des Königs von Italien vor der italienischen Gesandtschaft in Bern 
veransts^Ueten Festmusikauf führung>, Nr. 2088 (Beschimpfungen und Bedrohungea 
des türkischen Sultans). 

442 Vgl. V. Martitz, Internationale RechtshüUe in Straf sachec^ Leipzig 
1888, S. 25. 

»43 Art, 9. 

244 Als Art. $. Vgl. AffoUer in Labands Archiv Bd. VI, S. 587 f. 

«45 Vgl. für das Folgende BBl 1876 II, S, 885-^889; v. Salis, Erste 
Auflage 1891, Bd. II, Nr. 514; Raguin, ConfUt der Lois Suisses, L«iisannei» 
Paris und Leipzig 1891, S. 39 — 42. 
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wie erwähnt, in Art. 4 übergegangen) als weiteren selbstän- 
digen Ausweisungsgnind an die Seite gesetzt wissen. Da 
nun der schweizerische Bundesrat der Aufstellung dieses 
Ausweisungsgrundes in solcher Allgemeinheit nicht zu- 
stimmen mochte, die deutsche Regierung aber darauf be- 
dacht sein mußte, daß der Niederlassungsvertrag nicht zu 
einer Handhabe für die Umgehung der Bestimmungen über 
die Militärpflicht werde, so einigte man sich zu der For- 
mulierung, daß nur die Befugnis zum bleibenden Aufent- 
halt oder die Niederlassung den genannten Personen, 
versagt werden darf^*^^ und fügte überdies ein Zusatz- 
protokoll bei, wonach in allen Fällen, in denen die Anwen- 
dung des Artikels in Frage kommt, die Verhältnisse genau 
untersucht und erwogen werden sollen, und insofern die 
Umstände ergeben, daß der Nationalitätswechsel bona fide 
und nicht zum Zwecke der Umgehung der Militärpflicht 
erfolgt ist, die Ausweisung unterbleiben soll*47. > 

Entsprechend dem in Art. 9 stipulierten Vorbehalt 
werden vom schweizerischen Bundesrate Reklamationen 
solcher früheren Deutschen, welche sich in der vSchweiz 
haben naturalisieren lassen, und nunmehr durch die deut- 
schen Behörden gehindert werden, in ihrem früheren Heimat- 
lande Aufenthalt zu nehmen, dann nicht berücksichtigt, 
wenn die deutschen Behörden sich auf jenen Artikel be- 
rufen können, und auch der Bundesrat überzeugt ist, daß 



246 Eine Versagimg, die aber auch als »Ausweisung» bezeichnet wird (vgl. 
den Text des Zusatzprotokolls) und sich von einer solchen sachlich in der Tat 
kaum unterscheidet. Vgl. oben Anm. 109. 

247 Zusatzprotokoll vom 27. Mai 1876, BBl. 1876 II, S. 896; s. auch 
ebd. S. 889; gleiche Bestimmung in Ziff. 5 des Schlußprotokolls zum jetzigen 
Vertrage, BBl. 1890 III, S. 231. — In einer Botschaft vom 3. Jimi 1876 
weist der Bundesrat darauf hin, daß diese Regelung der Materie für die Schweiz 
immer noch günstiger sei, als etwa das analoge Verhältnis der Schweiz zu Frank- 
reich, Italien, Österreich, welche Staaten ihre in der Schweiz naturalisierten 
Angehörigen unbedingt für die Erfüllung der Militärpflicht reklamierten. 
BBl. 1876 II, S. 888, 889. Seit dieser Botschaft wurden aber die Fragen 
der Nationalität und Dienstpflicht von Söhnen in der Schweiz naturalisierter 
Franzosen durch die Konvention vom 23. Juli 1879 neu geregelt. Vgl. Roguin 
a. a. O., S. 30 ff., S. 41 Anm. 3; Pictet, ifcdude sur le traitd d*6tablissement 
entie-la Suiwe et la Fmnce du 23 fex-rier 1882, Bern und Paris I889, 

S. 175.- 
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die Ausbürgerung nur »aus egoistischen Gründen«, nicht 
aber zum Zwecke dauernder Wohnsitznahme in der Schweiz 
geschah 248. 



c. Die Ausweisung aus Gründen der Armen- und Sittenpolizei. 

Zu den bisher erörterten Gruppen von Ausweisungs- 
gründen gesellen sich gemäß Art. 4 unseres Vertrages die 
armen- und sittenpolizeilichen. Wie schon in der 
Formulierung des Artikels ^49 in Verbindung mit andern 
Stellen des Niederlassungsvertrages ^so angedeutet ist, kommt 
dieser letzten Kategorie von positiven Ausweisungsgründen 
trotz ihrer hervorragenden praktischen Wichtigkeit eine 
gleiche selbständige Bedeutung wie den andern nicht 
zu. Denn die armen- und sittenpolizeiliche Ausweisung ist, 
wie sogleich ersichtlich werden wird, teils durch die Auf- 
stellung der andern, positiven und negativen, Ausweisungs- 
gründe mit geregelt, teils mit Rücksichten, die dem Gebiet 
der eigentlichen Ausweisung ganz fremd sind oder doch 
über dieses Gebiet weit hinausgreifen, auf das Intimste 
verknüpft. 

Was zunächst die sittenpolizeilichen Ausweisungsgründe 
betrifft, so wird sich häufig beobachten lassen, daß dieselben 
mit Ausweisungsgründen negativer Art, wie z. B. Mangel 
einer Legitimation, eines guten Leumundszeugnisses, Nichtr 
achtung der allgemeinen Gehorsamspflicht, reell oder ideell 
konkurrieren. Sodann gehen gerade auch in Deutsch- 



248 Vgl. V. Sali s, Bd. I, Nr. 153. Ebd. folgender Fall: »Die deutschen Be- 
hörden begründeten die Ausweisung mit Berufung auf den erwähnten Art. 8 [jetzt 
Art. ,9} in einem Falle, in welchem der Betreffende, gleichwie sein Bruder, kurz vor 
Eintritt in sein achtzehntes Lebensjahr aus der Landesangehörigkeit von Elsaß- 
Lothringen ausgetreten und nach seiner Naturalisation in der Schweiz wieder 
in seine frühere Heimat zurückgekehrt war. Es konnte kein Zweifel bestehen» 
daß beide Brüder die Nationalität nur gewechselt hatten in der Absicht, die 
Militärpflicht in Deutschland zu umgehen.« — Hier sei noch daran erinnert, 
daß Fremde, die ihre Heimat verlassen haben, um sich der Militärpflicht zu 
entziehen, vom Bundesrate nicht als — asylwürdige — politische Flüchtlinge 
anerkannt werden, v. Salis Bd. IV, Nr. 1947; auch Nr. 1948. 

249 » . . . oder auch aus Gründen der Armen- imd Sittenpolizei, . . .«. 

250 Vgl. Art. II, sowie das Programm im Eingange des Vertrages. 
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land die wichtigsten Fälle sittenpolizeilicher Ausweisung in 
den mit fakultativer Überweisung an die Landespolizei- 
behörde bedrohten Übertretungsfällen des Reichsstrafge- 
setzbuchs auf 251, in denen, wie oben (sub I) ausgeführt, 
der Richter die Reichsverweisung des Ausländers ermög- 
lichen kann. Von diesen Fällen abgesehen, können nun 
allerdings noch sittenpolizeiliche Partikulargesetze eingreifen, 
welche die — rein administrative — Ausweisung eines Aus- 
länders aus einem Gliedstaate vorsehen. In der Schweiz 
kann es sich — da ja die Sittenpolizei über Ausländer 
einen Bestandteil der »gewöhnlichen« Fremdenpolizei im 
Gegensatz zur »politischen« bildet — grundsätzlich nur um 
die Ausweisung von Kanton zu Kanton handeln. Die Be- 
deutung der sittenpolizeilichen Ausweisung wird übrigens 
auch dadurch abgeschwächt, daß der Begriff »Sittenpolizei« 
selbst ein überaus schwankender und variabler genannt 
werden muß^s« und man es daher im allgemeinen vorziehen 
wird, auf einen andern Ausweisungsgrund, allein oder auch 
neben den sittenpolizeilichen Erwägungen, abzustellen ^53. 
Die armen polizeiliche Ausweisung insbesondere läßt 
sich — zwangloser vielleicht als die sittenpolizeiliche — aus 
dem gleichen völkerrechtlichen Grundprinzipe ableiten, aus 
welchem heraus die politische gerechtfertigt werden kann; 
denn die — zum mindesten drohende — finanzielle Be- 
lastung des Aufenthaltsstaates oder der ihm untergeordneten 
Verbände durch die Anwesenheit subsistenzloser Fremder 
tangiert zweifellos eines jener öffentlichen Interessen, zu 
deren Schutz die Ausweisung, auch ohne besondere gesetz- 
liche Vorschriften, geeignet und gestattet ist254. Der- 



251 § 361 Ziff. 3 — 8, 362 R.StG.B. ; auch das mit fakultativer Ausweisung 
des Ausländers bedrohte gewerbsmäßige Glücksspiel kann, ebenso wie manche 
mit Polizeiaufsicht bedrohten Straftaten, hierher gerechnet werden. 

252 Vgl. z. B. G. Meyer, Lehrbuch des Deutschen Verwaltungsrechts, 
Bd. I, S. 167, und Affolter, System des badischen Verwaltungsrechts, Karls- 
ruhe 1904, S. 66. Über die relativ geringe Bedeutung der Sittenpolizei im 
modernen Leben vgl. Meyer» An schütz, S. 710 f. 

253 Vgl. z. B. oben S. 157. 

254 Vgl. oben Anm. 10; die dort Angeführten bezeichnen fa«t durch- 
w^ die Unterstätzungsbedürftigkeit als einen der völkerrechtlich legitimen Aus- 
weisungs- und Abweisungsgründe. Vgl. auch oben Anm. 113. 
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artige Vorschriften finden sich aber trotzdem nicht 
selten, so namentlich in den, anläßlich der politischen Aus- 
weisung erwähnten, bayrischen und badischen »Aufenthalts- 
gesetzen« ^55. 

Im System der völkerrechtlichen Verträge hat die 
Ausweisung hilfsbedürftiger Fremder — namentlich solcher, 
die noch durch K^rankheit heimgesucht sind — insofern 
einen eigentümlichen Charakter angenommen, als nicht 
mehr lediglich das Interesse des ausweisenden Staates, 
sondern auch dasjenige des Auszuweisenden selbst maß- 
gebend ist. Soll doch der Hilfsbedürftige, nach Gewährung 
der dringendsten vorläufigen Hilfe, der zu seiner end- 
gültigen Unterstützung berufenen und verpflichteten Stelle 
zugeführt werden! So nähert sich die armenpolizeiliche 
Ausweisung — in erhöhtem Maße als jede andere — dem 
Charakter einer Zuweisung, und steht mit den Pflichten 
der internationalen Wohlfahrts- bezw. Armenpflege einer- 
seits, der Repatriierungspflicht anderseits in kaum lösbarer 
Verbindung und unaufhörlicher Wechselwirkung. Die Dar- 
stellung jenes Ausweisungsgrundes wird daher mit der 
Betrachtung dieser Pflichten zu vereinigen sein. Damit 
wird gleichzeitig die jedem Ausweisungsrechte korrespon- 
dierende Pflicht des Heimatstaates zur Rückübernahme 
seiner jetzigen und früheren Untertanen an einem ihrer 
wichtigsten Anwendungsfälle sichtbar werden. Denn wenn 
auch die Repatriierungspflicht sich formell nach Art. 8 un- 
seres Vertrages auf alle Fälle positiv begründeter Aus- 
weisung erstreckt, und materiell nach völkerrechtlichen 
Grundsätzen unzweifelhaft auch auf die andern Fälle be- 
rechtigter Ausweisung ausgedehnt werden muß^s^^ so wird 
sie doch bei weitem am häufigsten praktisch im Anschluß 
an die Answeisung solcher Personen, die der inländischen 



»55 Vgl. Art. 44, Abs. 2 des Bayrischen Gesetzes vom i6. April 1868 
(»öffentliche Wohlfahrt« ; s. o. sub a); § 3, Abs. 2 des Badischen Gesetzes vom 
5. Mai 1870 (vgl. oben sub a). Ausgewiesen kann werden, wer » . . . wegen 
mangelnder Unterhaltungsmittel den Einwohnern oder der öffentlichen Unter- 
stützung zur Last fällt.« 

256 Vgl. z. B. V. Liszt, Völkerrecht, S. 203 f.; Rivier, Völkerredit, 
S. 197. 
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Armenunterstützung zur Last fallen oder zur Last zu fallen 
drohen. Umgekehrt wird z. B. die Pflicht zur Wiederauf- 
nahme politisch Ausgewiesener — namentlich dort, wo 
das Asylprinzip eine Rolle spielt — naturgemäß verhältnis- 
mäßig selten angerufen werden «57. Der natürliche Zu- 
sammenhang, welcher zwischen der internationalen Re- 
gelung des Armenwesens und der Repatriierungspflicht 
besteht, kommt endlich zu recht charakteristischem Aus- 
drucke in verschiedenen einschlägigen Staatsverträgen des 
Deutschen Reichs, in welchen die Regelung der wechsel- 
seitigen Unterstützung Hilfsbedürftiger mit der Behandlung 
der Rückübemahmefrage auf das engste vereinigt zu er- 
scheinen pflegt 258. 



257 Für die prinzipielle Hochachtung des Asylrechts einerseits, die Prä- 
ponderanz der internationalen Armenpflege und -polizei in Repatriierungsfragen 
anderseits ist es bezeichnend, daß man die massenhafte Abschiebung von 
Italienern im Frühjahr 1898 (s. o. Anm. 226) als einen Akt der ArmenpoUzei 
hinstellen wollte, ein Versuch; der bei einem Teil der Presse die bitterste 
Kritik hervorrief, v. Salis Bd. IV, Nr. 2082. 

258 Vgl. besonders die Verträge des Deutschen Reiches mit Italien vom 
S. August 1873 (abgedruckt bei Cahn a. a. O., S. 203 ff.); mit Dänemark vom 
II. Dezember 1873 (Cahn a. a. O.); mit Belgien vom 7. Juli 1877 (Cahn 
a. a. O.). Vgl. auch den Gothaer Vertrag vom 15. Juli 185 1 und die 
Eisenacher Übereinkunft vom 5. November 1853, welche Verträge noch jetzt 
— ersterer im Verhältnis zu Luxemburg (Cahn a. a. O., S. 235, Note), 
letzterer zu Österreich (s. u. Anm. 267), sowie — nach Maßgabe und im 
Rahmen des Freizügigkeitsgesetzes — im Verhältnis Bayerns und Elsaß-Loth- 
ringens (wo das Unterstützungswohnsitzgesetz nicht eingeführt ist) zu den 
übrigen deutschen Staaten wirksam sind. (Lab and, Staatsrecht, Bd. I, S. 146, 
Note I.) — Die beiden Verträge sind historisch und dogmatisch dargestellt durch 
Seydel in Hirtlis Annalen 1890, S. 178 ff.; vgl. auch vpn Reitzenstein, 
Die Armenfürsorge für Ausländer, insbesondere in Deutschland, in Hirths 
Annalen 1895, bes. S. 33 ff. 
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§ 7. 

Die Wiederaufnahme Ausgewiesener und die 

Heimschaffung Hilfsbedürftiger. 

Durch Art. 8 unseres Vertrages wird, unter Bezugnahme 
auf die AusweisungsklauseP59, die — nach völkerrechtlichen 
Grundsätzen ohnehin allgemein anerkannte — Pflicht jedes 
Vertragsstaates, seine aus dem Gebiete des andern ausge- 
wiesenen Angehörigen jederzeit auf Verlangen des aus- 
weisenden Staates wieder zu übernehmen, zum Ausdruck 
gebracht 2^^. Auf Grund des heimischen Indigenats, in 
Deutschland und der Schweiz des' Bundesindigenats , er- 
scheint übrigens diese Pflicht überall auch als eine staats- 
rechtliche. 

Die eigentümliche Fortwirkung des den Staatsange- 
hörigen auch über den Zeitpunkt seiner Ausbürgerung 
hinaus an den Heimatstaat knüpfenden Bandes, welches 
anzuerkennen der Staat sowohl staatsrechtlich ^^^ als auch 



259 Siehe jedoch oben S. 88 gegen Ende. 

260 p'ür das Verhältnis Deutschlands zu Österreich-Ungarn vgl. Bekannt- 
machung des Reichskanzleramts vom 2. September 1875, Cahn a. a. O., 
S. 212 f. ; Zentralblatt 1875, S. 475 ; zu Rußland Abkommen vom 10. Februar 
1894, Cahn a. a. O., S. 223 ff.; s. ferner die oben Anm. 258 erwähnten 
Verträge; analoge Repatriierungsklauseln, wie in dem deutsch-schweizerischen, 
finden sich in den übrigen von der Schweiz abgeschlossenen Niederlassungs- 
verträgen. Oben S. 33 f., Anm. 92. 

261 Vgl. § 21, Abs. 5 des R. u. St. A. G., wonach früheren Deutschen, 
welche durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande ihre Staatsangehörigkeit 
verloren haben, die letztere — bei Niederlassung in einem deutschen Glied- 
staate — von diesem Gliedstaate auf Verlangen verliehen werden muß. Der auf 
diese Weise wieder zum Deutschen Gewordene genießt fortan selbstverständlich 
alle Vorteile des Indigenats, insbesondere den damit verbundenen Schutz gegen 
Abweisung und Ausweisung. Daß das Recht auf Repatriierung dem Zurück- 
kehrenden nicht etwa durch Ausweisung »verschränkt« werden darf, ist in der 
Judikatur ausdrücklich anerkannt, Reger, Entscheidungen Bd. XI, S. 72. 
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völkerrechtlich verpflichtet ist, tritt im zweiten Absätze des 
genannten Artikels hervor. Hiemach erstreckt sich die 
Repatriieningspflicht auch auf die ausgewiesenen früheren 
Staatsangehörigen, vorausgesetzt daß sie nicht inzwischen 
eine fremde Staatsangehörigkeit, insbesondere die des andern 
Vertragsstaates, erworben haben 2^*. 

Damit es zu einer polizeilichen Zuweisung, d. h. einer 
Ausweisung, verbunden mit der Rückübemahme von Seiten 
des (jetzigen oder früheren) Heimatstaates, kommen kann, 
bedarf es aber einer »noch gültigen unverdächtigen Heimat- 
urkunde«, durch welche das Heimatrecht des Zuzuweisenden 
dargetan ist Fehlt es an einer solchen Urkunde, so soll 
vor Bewirkung der Zuweisung die Frage der Übernahme- 
pflicht erledigt und die Zuweisung erst nach ausdrücklicher 
Anerkennung dieser Pflicht durch den Übernahmestaat be* 
werkstelligt werden ^^s. — Der diplomatischen Vermittlung 
bedarf es für die Regel nicht; vielmehr sollen die Ver- 
handlungen im Wege direkter Korrespondenz zwischen den 
deutschen und schweizerischen Behörden erfolgen, es sei 
denn, daß bestimmte wichtige Gründe den diplomatischen 
Weg notwendig machen ^^4. 

Die Kosten für den Transport bis zur deutsch-schweize- 
rischen Grenze trägt der zuweisende Staat ^^5. 



Soweit es sich um die Zuweisung, bezw. Heimschaffung 
solcher Personen handelt, von denen zu befürchten wäre, 
daß sie bei längerem Verweilen der öffentlichen Armen- 
unterstützung zur Last fallen würden, muß — schon infolge 
des Prinzips der formellen Reziprozität — gefordert werden, 
daß sie vom Aufenthaltsstaate wenigstens vorläufig, d. h. bis 
die Frage der Übernahmepflicht geregelt ist, und die Aus- 



262 Vgl. z. B. V. Liszt, Völkerrecht, S. 203 f. 

263 Art. 8, Abs. 3. — In dem Zusatzprotokoll vom 21. Dezember 1881 
(s. unten im Anhang IV; A. S. N. F. VI, S. 273) ist das VerJFahren näher 
geregelt. 

264 Ziff. II des in v. Anm. zitierten Zusatzprotokolls. 

•265 Art. 8, Abs. 4. — Die zur Übernahme zuständigen beiderseitigen 
GVenzbehörden bezeichnet das gleiche Zusatzprotokoll (s. . u. Anh, IV). 
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Weisung dementsprechend eintreten darf, unterstützt werden. 
Dieses Postulat findet im deutschen UnterstützungBWohnsitz* 
gesetze — bez. aller hilfsbedürftigen Ausländer — seine 
Befriedigfung. In der schweizerischen Praxis wird die Ver- 
pflichtung ebenfalls anerkannt ^^ö. 

Während gewöhnliche Arme in dem soeben be- 
zeichneten Sinne alsbald nach Regelung der Frage der 
Übemahmepflicht ausgewiesen werden dürfen, und über- 
nommen werden müssen, fordert die Humanität hinsichtlich 
hilfsbedürftiger Kranker ein besonderes Verfahren, das 
durch Art. ii unseres Vertrages — in engster, fast wört- 
licher Anlehnung an die vorbildliche Eisenacher Überein- 
kunft — zum Gegenstande einer völkerrechtlichen Ver- 
pflichtung erhoben wird. Für solche Hilfsbedürftige nämlich, 
welche »der Kur und Verpflegung benötigt sind«, verschiebt 
sich der Zeitpunkt, in welchem das Ausweisungsrecht und 
damit die Übemahmepflicht zur Entstehung kommen, bis zu 
dem Augenblicke, in welchem ihre Rückkehr in die Heimat 
ohne Nachteil für ihre und anderer Gesundheit geschehen 
kann. Bis zu diesem Zeitpunkte fällt dem Aufenthaltsstaate 
die Verpflegung der betreffenden Personen zur Last ^^7. 



266 Vgl. für Deutschland § 60 U.W.G. ; für die Schweiz v. Salis Bd. IV, 
Nr. 1990, sowie folgende Äußerung des Schweizerischen Bundesrats (ebd. 
Nr. 1999): Es ist in jedem Falle in Erwägung zu ziehen, »was nach Maßgabe 
der Staatsverträge und vom Gesichtspunkte der Humanität aus getan werden 
könne und dürfe. Immerhin kann in Fällen, in denen zweifellos feststeht, daß 
ein Ausländer dauernd der öffentlichen Unterstützung zur Last fallen wird, 
dessen Heimschaffung sofort beantragt werden. . . . "Während der jeweiligen 
Verhandlungen mit den ausländischen Behörden hat aber die schweizerische 
Armenbehörde stets für die Verpflegung und Unterstützung der auf ihrem 
Gebiete wohnenden dürftigen Fremden aufzukommen.« Anderseits v. Salis, 
Bd. IV, Nr, 2002, wo vom Bundesrate darauf hingewiesen wird, »daß der 
Niederlassungsvertrag mit Deutschland von 1876 wie die früheren mit einzelnen 
Staaten Deutschlands abgeschlossenen Verträge vom Grundsatze ausgeht, jeder 
Staat müsse die auf seinem Gebiete wohnenden Angehörigen des anderen 
Staates, die arm geworden, angemessen unterstützen, und es könne von dem 
Mittel der Ausweisung erst nach längerer Zeit, und nachdem die Dürftigkeit 
eine bleibende geworden, Gebrauch gemacht werden.« — Über das Verhältnis 
der Schweiz zu Österreich s. v. Salis Bd. IV, Nr. 1994. 

267 Vgl. V. Liszt, Völkerrecht; Rivier, Völkerrecht, S. 197; v. Salis 
Bd. IV, Nr. 1989, bes. Ziff. 3, wie auch Nr. 1988, 1990. Zwischen Deutsch- 
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Nach der deutsch-schweizerischen Praxis findet diese 
Bestimmung auch auf arme Geisteskranke Anwendung*^^. 

Die vorläufige Verpflegung hat nach den gleichen 
Grundsätzen zu geschehen, welche am Aufenthaltsorte den 
eigenen Staatsangehörigen gegenüber maßgebend wären. 
Den ergänzenden reichsrechtlichen Maßstab für die Gleich- 
behandlung liefert aber das — analog anzuwendende — 
Unterstützungswohnsitzgesetz, das die Gleichbehandlung der 
hilfsbedürftigen Deutschen mit den Angehörigen desjenigen 
Gliedstaates, in welchem die Hilfsbedürftigkeit eintritt, vor- 
schreibt. Ausgenommen von dem Geltungsgebiete des 
Unterstützungswohnsitzgesetzes sind aber Bayern und Elsaß- 
Lothringen. Soweit die Hilfsbedürftigkeit in diesen Län- 
dern hervortritt, findet die — im Verhältnis derselben zu 
den andern deutschen Staaten noch geltende — Eisenacher 
Übereinkunft analoge Anwendung. Materiell ist das Er- 
gebnis für alle deutschen Staaten das nämliche: Gleich- 
stellung der Schweizer mit den Angehörigen des Glied - 



land lind Österreich-Ungarn gilt die Eisenacher Übereinkunft, vgl. die Bekannt- 
machung des preußischen Ministerpräsidenten vom 5. November 1853 (abgedruckt 
bei Cahn**a. a. O., S- 244 f.); im Verhältnis Deutschlands zu Italien, Däne- 
mark und Belgien gelten die oben Amn. 158 angeführten Verträge — alle 
ebenfalls wesentlich gleichen Inhalts wie die Eisenacher Übereiaktmft. Im 
Vertrage mit Belgien (Art. 2) sind den körperlich oder geistig Erkrankten die 
infolge Alters En^^erbsunfähigen und die Waisen und verlassenen Kinder gleich- 
gestellt. Frankreich gegenüber werden schon durch die Meistbegünstigungsklausel 
des Frankfurter Friedens (vgl. oben § 3, bes. Anm. 91) die gleichen Grundsätze 
maBgebend sein wie der Schweiz gegenüber. Hierzu kommt aber noch eine 
durch Notenaustausch im Jahre 1880 getroffene Vereinbarung, s. den Zirkular- 
erlafj des preußischen Ministers des Innern vom 31. Oktober 1880 (abgedruckt 
bei C ahn, S. 265 f.). — Die Schweiz hat die Materie in wesentlich gleicherweise 
wie mit Deutsehland auch m ihren übrigen Niederlassuagsverträgen (s. o. § 3, 
bes. Anm. 92) geregelt Zwischen der Schweiz und Frankreidi ist die gegenseitige 
unentgeltliche Verpflegung erkrankter Hilfsbedürftiger formell nur bezüglich 
Geisteskranker und verlassener Kinder stipuliert, wird aber praktisch armen 
Kjankeji überhaupt gewährt; die Pflicht hierzu wird audi aus der durch 
Art. I des Niederlassungsvertrages gesicherten allgemeinen Gleichbehandlung 
abgeleitet» v. Salis Bd. IV, Nr. 1992, 1993. 

268 V. Salis Bd. IV, Nr. 1991; nach einer Äußerung des Deutsdien 
Auswärtigen Amts auch auf anne Altersschwadie, v. Salis Bd. IV, Nr. 2001. 
Bez. dritter Staaten s. vorige Anm. 
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Staates, soweit es sich um die vorläufige Verpflegung 
handelt269^ 

Aus Abs. 2 des Art. 1 1 ergibt sich die weitere Pflicht 
jedes Vertragsstaates, für die Beerdigung der in seinem 
Gebiete verstorbenen hilfsbedürftigen Angehörigen des an- 
dern zu sorgen. 

Für die durch vorläufige Verpflegung oder durch Be- 
erdigung erwachsenen Kosten darf ein Ersatz von der 
Staatskasse oder andern öffentlichen Kassen des Heimat- 
staates nicht gefordert werden; doch bleibt der Ersatzan- 
spruch gegen die Hilfsbedürftigen selbst, oder gegen andere 
privatrechtlich Verpflichtete für den Fall vorbehalten, daß 
diese Personen zum Ersätze der Kosten im Stande sind 270. 

In bezug auf die Rückübernahmepflicht findet die 
internationale Armenpflege und -polizei ebenfalls in dem 
deutschen Unterstützungswohnsitzgesetze eine wichtige reichs- 
rechtliche Ergänzung. § 33 dieses Gesetzes verpflichtet 
nämlich denjenigen Bundesstaat, in welchem ein des 
Unterstützungswohnsitzes entbehrender hilfsbedürftiger 
Deutscher 270a seinen letzten Unterstützungswohnsitz gehabt 
hat, zur Erstattung der Kosten, bezw. zur Übernahme. Er- 
wähnt sei endlich noch, daß die vorläufige Unterstützung 
von Ausländern (gemäß § 60 des gleichen Gesetzes) dem- 
jenigen Ortsarmenverbande obliegt, in dessen Bezirk sie 
sich beim Eintritte der Hilfsbedürftigkeit befinden. Zur 
Erstattung der Kosten, bezw. zur Übernahme ist der jenem 
Ortsarmenverbande übergeordnete Gliedstaat verpflichtet. Zu 
den Ausländern im Sinne dieses Gesetzes gehören auch die 
Bayern und Elsaß-Lothringer. 



269 Ebenso Borchers, Die völkerrechtliche Ordnimg der wechselseitigen 
Unterstützung Hilfsbedürftiger nach dem deutsch-schweizerischen Niederlassungs- 
vertrage vom 31. Mai 1890 (Diss. Greifswald), Greifswald 1900, S. 21 f.; für 
die Schweiz vgl. Art. i, Ges. vom 22. Juni 1875 (A. S., S. 743); Borchers 
a. a. O., S. 17, 22 f. 

270 Vgl. auch V. Salis Bd. IV, Nr. 2015, 2018, 2021, 2028; 2030 
(Beitr^ der deutschen Behörden zu den Kosten für die Beerdigung eines* in 
der Schweiz verunglückten deutschen Handwerksburschen — der außerordent- 
lichen Umstände wegen und ohne Präjudiz für die Zukunft.) 

270a Ausgenommen sind hierbei die Bayern und Elsaß-Lothringer, vgl. den 
Text, sowie oben Anm. 258. 
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Die in den §§33 und 60UWG. statuierten Pflichten können 
die Gliedstaaten auch im Wege der Landesgesetzgebung auf 
ihre Landarmenverbände übertragen, eine Befugnis, von 
welcher beispielsweise Preußen Gebrauch gemacht hat. 

— In der Schweiz kommt für die internationale Armen- 
polizei besonders das Bundesgesetz, die Heimatlosigkeit 
betreffend, vom 3. Dezember 1850 noch in Betracht, welches 
vorschreibt, daß »ausländische Vaganten« ihrem Heimatstaate 
zuzuweisen sind27i. Der Aufenthaltskanton verfügt die Ab- 
schiebung über die Schweizer Grenze 272^ und die Behörden 
der zwischen diesem Kanton und der Grenze gelegenen 
Kantone sind bundesrechtlich verpflichtet, ihm hierbei Hilfe 
zu leisten 273. Etwaige Konflikte zwischen den Kantonen 
schlichtet der Bundesrat ^74. — Der abschiebende Kanton 
hat die einschlägigen Korrespondenzen mit den Behörden 
des Heimatstaates zu führen ^75, für die Beschaffung ge- 
höriger Legitimationspapiere und für die vertragsmäßige 
Abschiebung einzustehen ^76, und bis zur Abschiebung die 
Verpflegungskosten zu tragen «77. Die Abzuschiebenden 
müssen der fremden Behörde in reinlichem Zustande und 
mit der nötigen Kleidung versehen übergeben werden ^78. 
— Für den Durchtransport von Fremden, welche, aus 
einem fremden Staate ausgewiesen, über schweizerisches 
Gebiet verbracht werden sollen, muß die Bewilligung des 
Bundesrats eingeholt, und die Kostenvergütung zugesichert 
werden 279. 



271 A. S. II, S. 138 ff. ; Nachtragsgesetz vom 24. Juli 1867, A. S. IX, S. 85. 

272 Die heimliche Zuschiebung in einen andern Kanton ist unstatthaft. 
Vgl. V. Salis Bd. IV, Nr. 1970, 1979 (Seite 618, Abs. 3). 

273 V. Salis Bd. IV, Nr. 1971 (Seite 612). 

274 Ebd. Nr. 1971 (Seite 612, Abs. 3). 

275 Ebd. Nr. 1970. 

276 Ebd. Nr. 1972, 1973. 

277 Ebd. Nr. 1970, 1972; s. auch Nr. 2031 (Gedanke einer Entschädigung 
durch den Bund ventiliert). 

278 Ebd. Nr. 1968, Ziff. 4, 1969. 

279 Ebd. Nr. 1966. — Über den Transport von aus der Schweiz Aus- 
gewiesenen durch deutsches Gebiet vgl. v. Salis Bd. IV, Nr. 1968, Ziff. 3 
(Abkommen mit Belgien von 1878), 1978. 
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§8. 

Der völkerrechtliche und der staatsrechtliche Schutz der 
zwischenstaatlichen Niederlassungsfreiheit und des staat- 
lichen Ausweisungsrechtes. 

L 

Der formelle Rechtsschutz, mit welchem — als einem 
Garantiemittel gegen willkürliche Ausweisungen — die dem 
einzelnen zu gewährende Niederlassungsfreiheit dem fremden 
Staate gegenüber ausgestattet ist, kann sich entweder als 
ein völkerrechtlicher oder als ein staatsrechtlicher 
darstellen, je nachdem der Heimatstaat oder das Individuum 
als Verletzter auftritt ^^o. 

Im ersteren Falle wird der Heimatstaat, wegen Ver- 
letzung seines völkerrechtlichen Rechtes, seine Untertanen 
in bezug auf die Niederlassung in einer bestimmten Weise 
behandelt, insbesondere den Einheimischen gleichgestellt 
zu sehen, bei dem Aufenthaltsstaate im üblichen, völker- 
rechtlich geregelten Wege vorstellig werden. Tritt eine 
Remedur nicht ein, oder bestreitet der Aufenthaltsstaat die 
gerügte Völkerrechtsverletzung, so steht dem Heimatstaate 
selbstverständlich die ganze Skala völkerrechtlicher Zwangs- 
mittel zu Gebote. Unter diesen Zwangsmitteln spielt eine 
wichtige Rolle die Retorsion^^S die denn auch bisweilen in 
den Landesgesetzen ausdrücklich vorgesehen ist; so bestimmt 
das badische Aufenthaltsgesetz, dciß Fremde denjenigen — 
über den gewöhnlichen Rahmen dieses Gesetzes hinaus- 
gehenden -- Beschränkungen xuiterworfen werden dürfen, 
wdchen die Badener in dnem gegebenen fremden Lande 



280 Das Bestehen dieser Alternative wird häufig zücht genügend hervor- 
gehoben. Vgl. oben Anm. 87 a. E. 

281 Vgl. z. B. Rivier, Völkerrecht, S. 372 f. 



1^ 
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ausgesetzt sind 2^^. Ähnlich spricht sich das bayrische Heimat- 
gesetz aus*^3. — Ob im Einzelfalle der Heimatstaat gerade 
durch einen Antrag seiner tatsächlich verletzten Angehörigen 
zum diplomatischen Einschreiten veranlaßt worden ist, bleibt 
völkerrechtlich, als eine res interna des Heimatstaates, 
gänzlich außer Betracht. Der Rechtslage entsprechend, daß 
der Anspruch des Einzelnen auf den diplomatischen Schutz 
seines Staates rein staatsrechtlicher Natur ist, bleibt das 
Individuum bei dieser — der völkerrechtlichen — Art des 
Rechtsschutzes von jeder subjektiven rechtlichen Mitwirkung 
begriffsnotwendig ausgeschlossen; bildet doch hier überhaupt 
nicht dcis Recht eines einzelnen, sondern einzig und allein 
das völkerrechtliche Recht des Heimatstaates auf eine be- 
stimmte Art der Behandlung seiner Untertanen den Gegen- 
stand des Streites. Das Individuum erscheint lediglich als 
Objekt, oder reales Substrat eines zu schützenden völker- 
rechtlichen Interresses. 

Ganz anders, wenn der einzelne es vorzieht, anknüpfend 
an die inländische Gesetzgebung, und insbesondere an die 
Bestimmungen eines als inländische Norm wirksamen Staats- 
vertrages, unmittelbar, ohne diplomatische Vermittlung, 
auf den Schutz der inländischen Staatsgewalt zu dringen; 
denn dann ist das Verhältnis des Fremden zu dieser Staats- 
gewalt ein rein staatsrechtliches, und bemißt sich nach den 
Landesrechtsnormen des Aufenthaltstaates. Für das öffent- 
liche Recht Deutschlands einerseits, der Schweiz anderseits 
springt aber an diesem Punkte ein fundamentaler Unter- 
schied von der größten rechtlichen, wenn auch von einer 
geringeren tatsächlichen Tragweite in die Augen, ein Unter- 
schied, der bereits in unsern allgemeinen materiellrechtlichen 
Erörterungen gestreift werden mußte ^^4. — Nach der über- 
einstimmenden Judikatur der deutschen Einzelstaaten kommt 
nämlich dem Ausländer ein Recht auf Aufenthalt im In- 
lande in dem Sinne, daß ihm zum Schutze gegen die Aus- 
weisung der Verwaltungsrechtsweg offen stünde, über- 



**^ § 5- Vgl. auch oben S. 76 nebst Anm. 215. 

283 Vgl. oben Anm. 213. 

284 S. oben, bes. S. 13. 

V. Overbeck, Niederlassungsfreiheit u. Ausweisungsrecht. 
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haupt niemals zu*®5; nirgends ist ersichtlich, daß etwa in dieser 
Beziehung zugunsten der durch Staatsvertrag geschützten Aus- 
länder eine Ausnahme gemacht würde; die Schaffung einer 
solchen Ausnahme wäre auch, schon mit Rücksicht auf die 
— zum Teil durch das System der Meistbegünstigungsklauseln 
geschützten — Angehörigen fernerer, dem Reiche befreundeter 
Staaten kaum durchführbar. Der laut Staatsvertrag zu 
schützende Ausländer ist daher, gleich jedem andern, auf 
den Weg gewöhnlicher polizeilicher Beschwerde angewiesen, 
und hat lediglich auf einen nach freiem Ermessen erlassenen 
Bescheid der Zentralbehörde zu rechnen ^^ö. 

Umgekehrt genießen in der Schweiz alle durch Vertrag 
geschützten Ausländer den verwaltungsrechtlichen Schutz, 
und gerade hinsichtlich der Niederlassung bezw. gegen die 
Ausweisung ein Beschwerderecht wegen Verletzung von 
Staats vertragen. Die Kompetenz zur Beurteilung ver- 
waltungsrechtlicher Klagen ist bekanntlich in der Schweiz 
nicht einem besondern Verwaltungsgerichte übertragen, 
sondern zwischen Bundesgericht und Bundesrat geteilt. 
Und zwar urteilt das Bundesgericht über die Verletzung 
von verfassungsmäßigen Rechten, »von Konkordaten und 
Vorkommnissen unter den Kantonen, sowie von Staats- 
verträgen mit dem Auslande«, soweit diese Materien nicht 
ausdrücklich dem Bundesrate vorbehalten sind. Diese Vor- 
behalte umfassen aber gerade auch für den Ausländer be- 
sonders wichtige administrative Angelegenheiten, unter 
denen eben die Fragen der Niederlassungsfreiheit hervor- 
ragen ^s?. Der Bundesrat wird also, ebenso wie das Bundes- 



285 Vgl. oben S. 43, 74; s. v. Seydel, Staatsrecht, Bd. I, S. 343; 
Reger, Entscheidungen, Bd. V 1885, S. 450 f.; E. Pr. O. V. G. Bd. XIV 
1887, S. 393, XVI 1888, S. 381 ff., XXX 1897, S. 409. 

286 Einen ausländischen »Kläger«, der sich deswegen als recht- und schutz- 
los bezeichnete, suchte man damit zu trösten, daß »die Handhabung des freien 
polizeilichen Ermessens, die nicht durch die Verwaltimgsgerichtsbarkeit, sondern 
nur durch die Aufsichtsinstanzen kontrolliert wird, auf weiten, wichtige Interessen 
selbst der Staatsangehörigen berührenden Gebieten besteht und keineswegs mit 
Willkür gleichbedeutend ist.« (E. P. O. V. G. Bd. XVI 1888, S. 381 ff.) 

287 Art. 113 BV. (A. S.N. F. Bd. I, 1875, S. 33), Art. 59 BG. über 
die Organisation der Bundesrechtspflege vom 13. Brachmonat 1874; vgl. v. Salis 
Bd. I, Nr. 241; Schollenberger, Bundesverfassung, S. 556 ff.; Blumer- 
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gericht, in seinem Kompetenzkreise, auf die Klage wegen 
Verletzung eines Staatsvertrages hin, als verwaltungsg^cht- 
liche Behörde tätig. Während aber dcts Bundesgericht stets 
in letzter Instanz urteilt, gilt eine Weiterziehung der Be- 
schlüsse des Bundesrates (an die Bundesversammlung) dann 
— und nur dann — als statthaft, wenn die Beschwerde 
sich gegen ursprünglich kantonale Verfügungen richtet. 
Erstinstanzliche Verfügungen des Bundesrates hingegen — 
wie vor allem die politische Ausweisung — können nach 
der überwiegenden Meinung nicht vor der Bundesversamm- 
lung angefochten werden 2^^. Hier erfüllt also die bundes- 
rätliche Entscheidung erster Instanz gleichzeitig die Funktion 
eines definitiven verwaltungsrechtlichen Urteils. Welche Sorg- 
falt übrigens, nach der tatsächlichen wie nach der juristischen 
Seite hin, auf die einzelnen Verfügungen verwendet ist, und 
wie sie in ihrer Gesamtheit geradezu das Muster einer kon- 
sequenten publizistischen Rechtsprechung bilden, geht schon 
aus den im Verlaufe dieser Darstellung gestreiften Ent- 
scheidungen hervor. 



Selbstverständlich bleibt es in Deutschland und in der 
Schweiz — wie überall — dem Ausländer, der eine ge- 
bührende Berücksichtigung seiner unmittelbaren Beschwerde 
zu vermissen glaubt, stets unbenommen, noch nachträglich 
auf den diplomatischen Weg zurückzugreifen, indem er die 
Behörden, insbesondere die Gesandtschaft seines Staates in 
Bewegung setzt und damit die Ausübung des oben skizzierten 
völkerrechtlichen Schutzes veranlaßt. — Dem schweizerischen 
Bundesrat gilt es aber — aus rechtlichen wie aus politischen 
Gründen — als eine Art Prinzip, den Ausländer, der über 
die Verletzung eines Staatsvertrages Klage führt, womöglich 
nicht auf den diplomatischen Weg zu verweisen^SQ. 

Morel, Staatsrecht, Bd. III, S. 175 — 178. — Die jetzige Kompetenzausschei- 
diing wird, als eines einheitlichen Prinzips entbehrend, vielfach bemängelt, vgl. 
SchoUenberger, Bundesverfassung, S. 562; v. Salis, bes. Bd. I, S. 740 oben. 

288 Vgl. V. Salis, Bd II, Nr. 267 (Seite 5 und 6); siehe auch oben 
§ 6 Ka. 

289 V. Salis, Bd. II, Nr. 302. 

7* 
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IL 

In fast analoger Weise, wie die Niederlassungsfreiheit 
des Fremden, kann auch das Ausweisungfsrecht des Auf- 
enthaltstaates eines doppelt gearteten Schutzes teilhaftig 
werden. Ein] wichtiger, begrifflich notwendiger Unterschied 
ist jedoch hervorzuheben. 

Bei der Abwehr eines gegen die individuelle Nieder- 
lassungsfreiheit des Fremden gerichteten Angriffs muß 
nämlich als dcis Subjekt der gerügten Verletzung stets der 
Aufenthaltsstaat erscheinen; als Verletzter hingegen kann 
entweder der Heimatstaat oder der einzelne (Ausgewiesene) 
auftreten. Umgekehrt beim Streite um das staatliche Aus- 
weisungsrecht. Hier kann das Subjekt der Verletzung 
wechseln, indem entweder der Heimatstaat des Ausge- 
wiesenen, oder letzterer selbst als solches in Betracht 
kommt. Verletzter ist stets der Aufenthaltstaat. 

Wenn das Ausweisungsrecht des Aufenthaltstaates durch 
den Heimatstaat verletzt, bezw. geschmälert würde -- etwa 
durch Verweigerung der Wiederaufnahme eines Ausge- 
wiesenen, so hätte der ausweisende Stciat die üblichen Be- 
schwerde- und Zwangsmittel zur Verfügung. 

Wird hingegen die rechtswirksame Ausweisung durch 
den Ausgewiesenen selbst mißachtet, so greift die staats- 
rechtliche Zwangsgewalt des ausweisenden Sitaates ein. Zum 
Schutze der positiven Seite der Ausweisung (Gebot das 
Land zu verlassen) wird die zwangsweise Abschiebung in 
Anwendung gebracht, während die negative Seite (Verbot 
das Land wieder zu betreten) des strafrechtlichen Schutzes 
bedarf 290. Diesen Schutz gewährt das deutsche Reichsstraf- 
recht dadurch, daß es die unerlaubte Rückkehr des aus 
dem Reiche oder einem Gliedstaate Ausgewiesenen — also 
auch des rechtskräftig aus einem Gliedstaate verwiesenen 
Deutschen — zu einer mit Haft bedrohten Übertretung 
stempelt 291. Ähnliche Straf Vorschriften finden sich im 
schweizerischen Strafrechte ^91 * . 



290 Vgl. Bin ding, Lehrbuch, Bd. II 2, S. 744, 

291 § 3612 R. St. G. B. 

291a Vgl. Stooß, Strafgesetzbücher, S. 330 ff. 
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§9. 

Die OfTentlichrechtliche Stellung der zugelassenen Fremden 

in einzelnen wichtigen Beziehungen. — Schluß. 

Im folgenden möge zum Schluss noch, unter besonderer 
Berücksichtigung der im Niederlassungsvertrage enthaltenen 
Normen und der diesen entsprechenden Gesetzgebung und 
Praxis der Vertragsstaaten, im übrigen jedoch ohne jeden 
Anspruch auf systematische Vollständigkeit, in einem 
kurzen Ausblicke skizziert werden, wie sich in einzelnen, 
besonders wichtigen Beziehungen das Verhältnis des im 
Inlande weilenden Fremden zu der inländischen Staats- 
gewalt gestaltet, und namentlich auch, inwieweit sich in 
denselben Beziehungen das Prinzip der formellen Rezi- 
prozität verwirklicht. 

Unter der Reflexwirkung des Rechtes der Vertrags- 
staaten auf Gleichbehandlung ihrer im Gebiete des Gegen- 
kontrahenten weilenden Angehörigen, sowie unter der 
unmittelbaren Wirkung der innerstaatlichen Gesetzgebung 
einschließlich des »Vertragsgesetzes« eröffnet sich für den 
einzelnen Ausländer die Teilnahme an dem nämlichen Maße 
individueller Freiheit, welches der Aufenthaltstaat seinen 
eigenen Untertanen gewährt ^92. Die faktische Grundlage 
hierfür bildet aber die im Vorstehenden umschriebene Frei- 
heit der Bewegung, dqs Aufenthalts und der Niederlassung. 
Die einzelnen ermöglichten oder geschützten Betätigungen 
können entweder explicite im Vertrage hervorgehoben sein 
oder aber in der allgemeinen Zusicherung der Gleichbehand- 
lung oder der Meistbegünstigung ihre letzte Sanktion finden. 



292 Vgl. z. B. V. Salis Bd. HI, Nr. 669, Seite 432. 
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Was zunächst die ihrer Wichtigkeit entsprechend an 
hervorragender Stelle des Vertrages betonte Handels- und 
Gewerbefreiheit betrifft, so wird dieselbe in Deutschland, 
abgesehen von verhältnismäßig geringfügigen Beschrän- 
kungen (z. B. des Hausierhandels am Orte der Niederlassung, 
des Gewerbebetriebs im Umherziehen, des Marktverkehrs ^93) 
den Ausländern schon durch die Gewerbeordnung ^94 in 
gleicher Weise wie den Inländern gewährt. 

In der Schweiz steht sie dagegen formell nach der 
herrschenden Ansicht den Ausländem nur insoweit zu, als 
dieselben durch Staatsverträge geschützt sind295. 

In den Staatsverträgen aber wird die Handels- und 
Gewerbefreiheit, als eine der wichtigsten Emanationen der 
Gleichbehandlung mit den eigenen Staatsangehörigen, den 
wechselseitigen Untertanen unmittelbar neben der Nieder- 
lassungsfreiheit ausdrücklich gewährleistet. So auch in Art. i 
Abs. 2 unseres Vertrages. 

Den Angehörigen von Vertragsstaaten soll insbesondere 
keine Kaution auferlegt werden, von welchen die Ange- 
hörigen der verschiedenen Kantonen (Staaten) frei sind296. 



293 Vgl. bes. §§ 42 b, 56<i, 64 Gew.O. nebst den Anmerkungen von 
V. Rohrscheidt, Die Gewerbeordnung für das Deutsche Reich in der 
Redaktion vom 26. Juli 1900 mit sämtlichen Ausführungsgesetzen für das 
Reich und für Preußen, Leipzig 1901. 

294 Vgl. § I, Abs. I Gew.O. : »Der Betrieb eines Gewerbes ist jedermann 
gestattet, soweit nicht durch dieses Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen 
vorgeschrieben oder zugelassen sind.« Hiezu v. Rohrscheidt a. a. O., S. 17, 
Note 15 zu § I : »Ausländem steht der Gewerbebetrieb ebenfalls frei, sofern 
nicht besondere Bestimmungen der Staatsverträge gelten.« S. auch G. Meyer, 
Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts 2. Aufl., Leipzig 1893, Bd. I, S. 380; 
Meyer-Anschtitz, Staatsrecht, S. 808; Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 188. 
— Über das internationale Handelsrecht vgl. z. B. Cosack, Lehrbuch des 
Handelsrechts, 4. Aufl. Stut^art 1898, S. 770. 

295 Vgl. Art. 31, Abs. I BV. und oben S. 25 u. Anm. 67; Blumer-Morel, 
Staatsrecht, Bd. I, S. 466; Schollenberger, Bundesverfassung, S. 276; 
Ders., Grundriß des Staats- und Verwaltungsrechts der Schweizerischen Kantone, 
Bd. II, Zürich 1898, S. 297; Derselbe, Die schweizerischen Handels- und 
Gewerbeordnungen, Zürich 1889, S. 33; v. Balis Bd. II, Nr. 522, 526; 
Curti, Schweizerisches Handelsrecht, Zürich 1903, S. 167. 

296 Vgl. z. B. V. Salis, Bd. II, Nr. 681 (im Verhältnis zu Spanien). 
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Im Vertrage der Schweiz mit Österreich sind Hausier- 
handel und Apothekergewerbe *97, im schweizerisch-spanischen 
Vertrage sind die wissenschaftlichen Berufsarten ^^ von der 
den wechselseitigen Untertanen zu gewährenden Gewerbe- 
freiheit ausdrücklich ausgenommen. — Die Ausscheidung 
der wissenschaftlichen Berufsarten aus der Domäne der 
Handels- und Gewerbefreiheit ist übrigens auch ohne aus- 
drücklichen Vorbehalt auf deutscher wie auf schweizerischer 
Seite durchgeführt 299. 

Eine fernere Begrenzung findet die Anerkennung der 
Gewerbefreiheit, besonders des Ausländers naturgemäß da, 
wo die betreffende Tätigkeit sich dem Charakter einer 
öffentlichen Funktion nähert3<^. Auf solchen Gebieten 
bleiben die inländischen Normen allein maßgebend 3<^^ 

Der Genuß der Gewerbefreiheit setzt, soweit es sich 
um stehenden Gewerbebetrieb handelt, eine Nieder- 
lassung im Inlande vorauss^^. Aber auch der Hausier- 
handel ist, nach einer Äußerung des Schweizerischen Bundes- 
rats, nur den im Inlande Niedergelassenen unter den 
gleichen Bedingungen und Beschränkungen zu gestatten. 



^ Art. I, S. 2 des schweizerisch-österreichischen Niederlassungsvertrages 
vom 7. Dezember 1875, Eichmann, Sammlung, S. 269; vgl. v. Salis, Bd. II, 
Nr. 698 II, 907. 

298 Art. I, Abs. 3 des schweizerisch-spanischen Niederlassungsvertrages 
vom 14. November 1879, Eichmann, Sammlung, S. 316; vgl. v. Salis, 
Bd. n, Nr. 704, Abs. I. 

299 »Engerer Gewerbebegriff.« (G. Meyer, Lehrbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, 2. Aufl. 1893, Bd. I, S. 372.) v. Rohrscheidt a. a. O., 
S. 15, Note 5 zu § 19 Gew.O. ; Schollenberger, Handels- und Gewerbe- 
ordnungen, S. 35 (anders Blumer- Morel, Staatsrecht, Bd. I, S. 465, wo die 
wissenschaftlichen Berufsarten mit einbezogen werden); v. Salis, Bd. II, Nr. 841 
(doppelte Prüfungsgebühr der Ausländer für Medizinalprüfungen zulässig) ; 
Nr. 583 (Advokatur). Ausländer, welche die schweizerische Medizinalprüfung 
bestanden haben, erhalten ein Diplom, in welchem jedoch ein besonderer Vor- 
behalt die Reziprozität bei analoger Zulassung von Schweizerbürgem zur ärzt- 
lichen Praxis im Heimatlande des Kandidaten verlangt. v. Salis, Bd. II, 
Nr. 842. 

300 Vgl. u. a. V. Salis, Bd. II, Nr. 739; s. auch unten S. 113. 

301 Vgl. z. B. V. Salis, Bd. V, Nr. 2138, Bd. II, Nr. 842. 
30* V. Salis Bd. II, Nr. 527. 
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wie in den einzelnen Gliedstaaten (Kantonen) des Gegen- 
kontrahenten den Inländern 303. 

Der Hausierhandel von Land zu Land fällt nicht 
unter die Bestimmung-en des Niederlassungsvertrages 304. 

Die Gleichstellung der Ausländer mit den Inländern 
in bezug auf die Gewerbefreiheit und die andern »Freiheits- 
rechte« wurde im übrigen schon früher gestreift (oben S. 24 f.); 
hier sei noch einmal daran erinnert, daß in der Schweiz 
die Gewährung der verschiedenen Freiheiten vielfach un- 
mittelbar an die Verträge (als Bundesgesetze) geknüpft 
wird. Dies gilt namentlich auch von der Religions- und 
Kultusfreiheit305. Preßfreiheit, Vereins- und Versamm- 
lungsfreiheit stehen den Angehörigen der Vertragsstaaten 



303 V. Salis, Bd. II, Nr. 905, 903. Ähnlich im Verhältnisse der Schweiz 
zu Frankreich ebd. Nr. 904 ; dort wird anderseits eine Vorschrift für unzu- 
lässig erklärt, welche außer der Niederlassung einjährigen Wohnsitz in 
der Schweiz verlangt. (S. o. Anm. 107). — Das Eidgenössische Justiz- 
und Polizeidepartement erklärte es für vertragswidrig, wenn »gemäß den vom 
Deutschen Bundesrate unterm 27. November 1896 erlassenen Ausführungs- 
bestimmungen zur Gewerbeordnung (RGBl. 1896, S. 745) die Bedürfnisfrage 
nur gegenüber Ausländern gestellt würde«; vgl. v. Salis, Bd. II, Nr. 906. 

304 Ursprünglich wollte die Deutsche Regierung dies im Vertrage aus- 
drücklich festgestellt wissen, vgl. v. Salis Bd. II, Nr. 905. 

305 Vgl. Blumer-Morel, Staatsrecht, Bd. I, S. 335 ff; v. Salis, Die 
Entwicklung der Kultusfreiheit in der Schweiz (Baseler Festschrift), Basel 1894; 
Langhard, Die Glaubens- und Kultusfreiheit nach schweizerischem Bundes- 
rechte, Bern 1888; v. Salis, Bd. III, S. i ff. Vgl. insbesondere v. Salis, 
Bd. II, Nr. 522, 522a, BBl. 1891 V, S. 384. Für Deutschland zu vergleichen 
Meyer-Anschütz, Staatsrecht, S. 659 ff.; Laband, Staatsrecht, Bd. I., 
S. 143 f. — Vor 1874 wurde der Abschluß eines schweizerisch-niederländischen 
Niederlassungsvertrages durch die exzeptionelle Stellung der Juden in einigen 
Kantonen der Schweiz hintangehalten; 1875, ^^so nach Einführung der neuen 
Verfassung, kam er dann zustande; v. Salis Bd. II, Nr. 702. — Der frühere 
Niederlassungsvertrag mit Frankreich vom Jahre 1864 wies die Eigentümlich- 
keit auf, daß — mit Rücksicht auf jene Ausnahmestellung der Juden — die 
Aufnahme der Franzosen ohne Unterschied der Konfession (»sans distinction 
de culte«) in allen Kantonen, und ihre Gleichbehandlung mit den christlichen 
Angehörigen der verschiedenen Kantone, somit eine entschiedene Bevorzugung 
Fremder vor Einheimischen stipuliert war. F.F. 1864, II, S. 261. Vgl. oben 
S. 35 u. A. 96. In Rußland sind auch die schweizerischen Juden von der Gleich- 
behandlung ausgeschlossen, v. Salis Bd. II, Nr. 702. Bez. der schweizerischen 
Juden in Rumänien vgl. v. Salis Bd. V, Nr. 2492. 
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in gleicher Weise wie den Schweizern zu^^; mißbraucht 
aber der Fremde diese Freiheit zu einem die Staatssicherheit 
gefährdenden Verhalten, so wird ihm die faktische Grund- 
lage zu ihrem Genuß durch die politische Ausweisung (siehe 
oben § 6 IIa) entzogen 3^7. 

IL 

Aber nicht nur im Genuß der sogenannten Freiheits- 
rechte sind die von der Ausweisung nicht betroffenen Aus- 
länder den Inländern gleichstellt. Auch auf dem Gebiete 
der Verwaltung i. e. S. kommen der staatliche Schutz und 
die staatliche Fürsorge in den beiden Vertragsstaaten den 
Ausländern, gegen Erfüllung der entsprechenden Pflichten, 
im allgemeinen in gleicher Weise wie den Inländern 
zu gutesoja, eine Gleichbehandlung, die in der Schweiz 
ebenfalls auf die Niederlassungsverträge unmittelbar ge- 
gründet wird. 

Nicht überall ist die Ausdehnung der gesetzlichen 
Schulpflicht auf Ausländer durchgeführt; in den meisten 
deutschen Staaten ist diese Pflicht prinzipiell auf die Ein- 
heimischen beschränkt; nur in Bayern und in Elsaß-Loth- 
ringen sind alle Staatseinwohner, also auch die Fremden, 
derselben unterworfen 30». Diesem territorialen Prinzip folgt 
auch die Schweiz, gleichzeitig ein der Schulpflicht korre- 
spondierendes Recht auf den Volksschulunterricht aner- 
kennend, welches sich, speziell bezüglich der in der Be- 



306 Vgl. für Deutschland Meyer-Anschütz, Staatsrecht, S. 813; für die 
Schweiz Blum er- Morel, Staatsrecht, Bd. III, S. 177, 464; Curti, Ent- 
scheidungen, Nr. 377; v. Salis, Bd. IV, Nr. 2038, Seite 662, Abs. i und 
2, Seite 664 oben. Das freie Versammlungsrecht bezieht sich nach der Praxis 
des Schweizerischen Bundesgerichts nur auf die Staatseinwohner im Ver- 
hältnisse zu einander, nicht auch zu auswärts Domizilierten, Curti, Ent- 
scheidungen, Nr. 1505. 

y»7 VgL noch V. Salis, Bd. IV, Nr. 2086. Auch Curti, Entscheidungen, 
Nr. 1506 (Heilsarmee). Burckhardt, Kommentar, S. 704. 

SP?»- Bez. des Bereichs der sozialen Gesetzgebung vgl. Rosin, Das Recht 
der Arbeiterversidierung. 

308 Vgl. Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, S. 743, 
Note i; V. Seydel, Staatsrecht, Bd, III, S. 647. Maßgebend ist übrigens in 
Bayern und Elsaß-Lothringen der dauernde Aufenthalt. 
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Steuerung den Einheimischen gleichgestellten Fremden, in 
der Unentgeltlichkeit des Unterrichtes kundgibt 3^9. 

Während das deutsche Reichsgesetz zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung^io sich nur auf Deutsche bezieht, 
genießen in der Schweiz die Angehörigen der Vertrags- 
staaten den Schutz gegen interkantonale Doppelbe- 
steuerungS" in gleicher Weise wie die Schweizerbürger 3^2^ 
Hingegen hat die Eidgenossenschaft Verträge zur Ver- 
meidung der internationalen Doppelbesteuerung 3 ^3 nicht 
abgeschlossen 313a. Besonders aktuell wird die Frage bei 



309 Art. 27 BV. ; vgl. Blumer-Morel , Staatsrecht, Bd. II, S. 30; 
Schollenberger, Bundesverfassung, S. 252 ff. ; v. Salis, Bd. V, Nr. 2467. 

310 Über Besteuerung der Fremden siehe auch v. Marti tz in Hirths 
Annalen 1875, S. 799. RG. vom 13. Mai 1870; vgl. G. Meyer, Lehrbuch 
des deutschen Verwaltungsrechts, S. 206 mit Note i. 

311 In der Schweizerischen Bundesverfassung nur als Gesetzesprogramm 
ausdrücklich hervorgehoben, jedoch in der Praxis anerkannt. Vgl. Blumer- 
Morel, Staatsrecht, Bd. I, S. 321 ff.; Schollenberger, Bundesverfassung, 
S. 396 ff., 574; V. Salis, Bd. 1, Nr. 33. 

3« Vgl. Blumer-Morel, Staatsrecht, Bd. HI, S. 467; v. Salis, Bd. V, 
Nr. 2497. 

313 Vgl. V. Bar, Lehrbuch, S. 55 ff.; Ders., Observations sur les principes 
du droit international, concernant les impöts, notamment les doubles impositions, 
R.D.I., 1900, S. 435 ff.; Lehr, Des doubles impositions en droit international, 
de leur cause et de leurs rem^des, J.D.I.P. 1901, S. 122; v. Salis Bd. V, 
Nr. 2497 IX; V. Liszt, Völkerrecht, S. 246. — Nach der Praxis des 
Schweizerischen Bundesgerichts sollen aber Liegenschaften nur nach dem 
Tenitorialprinzip besteuert, in dieser Beziehung die internationale Doppel- 
besteuerung vermieden werden, Curti, Entscheidungen, Nr. 201 ; anders bei 
der Besteuerung beweglichen Vermögens, Curti, Entscheidungen Nr. 126, 
203 — 206. S. auch Brodtbeck, Unser Bundesrecht in Doppelbesteuenings- 
sachen, Bern 1898, S. 87, 88. — Rußland wollte ursprünglich in seinem 
Niederlassungsvertrage mit der Schweiz die Steuerfreiheit seiner in der Schweiz 
wohnenden Untertanen stipuliert wissen, eine Forderung, der indessen, schon 
mit Rücksicht auf die Verträge mit andern Staaten und auf die in diesen ent- 
haltene Meistbegünstigungsklausel, nicht stattgegeben werden konnte, v. Salis, 
Bd. II, Nr. 672 I. In einem, besonderen Falle verlangte die russische Regierung 
mit Berufung auf das Reziprozitätsprinzip, welches den russisch-schweizerischen 
Niedeilassungsvertrag beherrsche, daß einem russischen Nachlasse in Genf keine 
höhere Erbschaftssteuer als den Schweizern in Rußland auferlegt werde. Der 
Bundesrat lehnte dies unter richtiger Andeutung des Blankettcharakters der 
(formellen) Reziprozität ab. S. oben S. 35 u. A. 96. 

313a Aber einzelne Kantone, v. Salis Bd. V, Nr. 2497 I — VIII. 
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Erhebung der Erbschaftssteuer von den Erben eines im 
Inlande gestorbenen Ausländers. 

— Gegen das im Inlande befindliche Vermögen eines 
Steuerpflichtigen kann die Steuerforderung eines fremden 
Staates nicht seitens des Inlandstaates erhoben werden 3M; 
ebensowenig wird, bei der Fälligkeit einer doppelt — zu- 
gleich auf nationaler und auf territorialer Grundlage — be- 
anspruchten Erbschaftssteuer der Behörde des fremden 
Staates, in dessen Gebiet der Erblasser gestorben ist, vom 
Heimatstaate zur Ermittlung der Höhe der Erbschaft Hilfe 
geleistets^s. 



Mit Beziehung auf den Schutz des Grundbesitzes und 
der Landwirtschaft wird die formelle Gleichbehandlung 
der wechselseitigen Untertanen durch einen besonderen 
Artikel hervorgehoben 316. 

— Die Ausübung der Jagd wird in der Schweiz 
den Angehörigen der Niederlassungsvertragstaaten vermöge 
ihrer allgemeinen Gleichstellung zu denselben Bedingungen 
wie den kantonfremden Schweizern gestattet 3 '7. Insbe- 



314 Ebd. Bd. V, Nr. 2497 X. 

3»5 Ebd. Bd. V, Nr. 2497 I. 

3»6 Art. 10. Wörtlich übernommen aus dem früheren württembergisch- 
schweizerischen Vertrage. Vgl. BBl. 1869 II, S. 369, 1876 II, S. 890, 
1890 II, S. 222; unten im Anhang II. — Nicht mit Unrecht wird die Aufnahme 
dieser Bestimmung von Affolter in Labands Archiv VI, S. 388 als über- 
flüssig bezeichnet. 

3»7 Vgl. — bez. Frankreichs — v. Salis, Bd. II, Nr. 683: »Sollte ein 
Kanton den niedergelassenen Franzosen das Jagdrecht nur unter lästigeren 
Bedingungen als den Bürgern der andern Kantone gewähren wollen, so würde 
der Bundesrat auf erhobene Beschwerde hin nicht anstehen, seine Intervention 
zu gunsten der Angehörigen Frankreichs eintreten zu lassen. Eine noch 
günstigere Stellung kann der Bundesrat für die Angehörigen Frankreichs nicht 
geltend machen.« Die französische Regierung hatte für die fremden Jagd- 
patentbewerber in der Schweiz die nämlichen Vergünstigungen verlangt, welche 
Schweizerbürgem bei Erteilung der Jagdbewilligung in Frankreich zugestanden 
werden. Vgl. übrigens auch Blumer-Morel, Staatsrecht, Bd. I, S. 296 
(Gleichstellung der kantonsfremden Schweizer mit den Kantonsbürgern 
auch in der Jagdausübung) und Bd. III, S. 467. — Für die gemein- 
same straf polizeiliche Bekämpfung des Jagdfrevels sind die Übereinkünfte 
der Schweiz mit Frankreich vom 31. Oktober 1884 (Anhang zum Überein- 
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sondere soll einem solchen Ausländer das Jagdpatent nicht 
seiner Ausländereigenschaft wegen verweigert 3^8, noch ihm 
aus dem gleichen Grunde eine höhere Patenttaxe auferlegt 
werden 319, 320^ 

III. 

Wenn einerseits der Ausländer der Straf- und Straf- 
prozeßgesetzgebung des Aufenthaltsstaates vermöge des nur 
vereinzelt durchbrochenen Territorialprinzips 3«^ im großen 
und ganzen in gleicher Weise wie der Inländer unterworfen 
ist322, so verbreiten anderseits auch Zivilrecht und Zivil- 
prozeßrecht ihre ordnende Macht und ihren sorgenden 
Schutz über alle, auch die fremden, Staatseinwohner323. 
Diese Anerkennung der Rechtspersönlichkeit des Auslän- 
ders bildet zwar unter der Sanktion eines Niederlassungs- 
vertrages eine wichtige Konsequenz der in bezug auf 
Person und Eigentum allgemein zugesicherten Gleichbe- 
handlung, würde aber, auch ohne solch ausdrückliche 
Sanktion, als eine der elementarsten Forderungen völker- 
rechtlicher Ordnung, von jedem Staate für seine fernen 
Untertanen beansprucht werden können 324. 



kommen vom 23. Februar 1882, betr. die grenznachbarlichen Verhältnisse und 
die Beaufsichtigung der Grenzwaldungen) und mit Baden vom 7. und 8. 
Dezember 1897 von Bedeutung; s. Fierz, Geschichte und System der Schweize- 
rischen Jagd-Strafgesetzgebung, Zürich 1900, S. 75 f. 

318 V. Salis, Bd. V, Nr. 21 12. 

319 Ebd. Nr. 21 14. 

320 Für die Jagd und Fischerei kommen noch einzelne Vereinbarungen 
der Schweiz mit den deutschen Südstaaten, insbesondere auch mit Baden, 
in Betracht, v. Salis, Bd. V, Seite i, 2 (Fischerei), 8 (Jagd). 

321 v. Liszt, Strafrecht, S. 88—90; anders Binding, Grundriß, S. 76. 

322 V. Liszt, Strafrecht, S. 83 ff.; Ders., Völkerrecht, S. 72 f. Die 
angeregte Aufhebung des § 112 Abs. 2 Str.P.O. (Ziff. i : gesetzliche Vermutung 
des Fluchtverdachts bei Verhaftung von Ausländem) würde die prozessuale 
Gleichbehandlung des Ausländers in dankenswerter Weise vervollständigen. 
Vgl. Protokolle der Kommission für die Beform des Strafprozesses, Berlin 1905, 
Bd. I, S. 90 f., Bd. II, S. 182. 

323 Vgl. z. B. V. Salis, Bd. II, Nr. 523; ja sogar auf die Ausländer 
im Ausland, s. z. B. Curti, Entscheidungen, Nr. 71, 115. 

324 Vgl. u. a. V. Liszt, Völkerrecht, S. 72 f., 199 ff.; Bonfils, Völker- 
recht, S. 238 ff. 
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Wenn auch ein näheres Eingehen auf die Ausgestaltung 
des internationalen formellen und materiellen Rechts den 
Rahmen unserer Aufgabe überschreiten würde, so sollen 
doch noch einige wichtige Fragen präjudiziellen und zu- 
gleich publizistischen Charakters gestreift werden. 



Für die Frage des Personalstatus ist im allgemeinen 
das Recht des Heimatstaates maßgebend 325. 

Doch tritt in Deutschland hinsichtlich der Geschäfts- 
fähigkeit und Prozeßfähigkeit des Ausländers dem fremden 
Rechte das deutsche (des Prozeßgerichts) in der Weise sub- 
sidiär zur Seite, daß ein Ausländer, welcher nach inlän- 
dischem Rechte handlungs- , bezw. prozeßfähig wäre , diese 
Eigenschaften auch dann besitzt, wenn sein heimisches 
Recht sie ihm verweigern würde 326. — Anderseits behält 
sogar ein in Deutschland naturalisierter Ausländer, der 
volljährig ist, oder die rechtliche Stellung eines Volljährigen 
hat, diese Stellung selbst dann, wenn sie ihm nach deutschem 
Rechte nicht zukäme 3*7. 

Die Anwendung des fremden Rechtes bleibt aber stets 
ausgeschlossen, wenn sie gegen die guten Sitten oder gegen 
den »Zweck eines deutschen Gesetzes« verstoßen würde 3»^ 

Auch in der Schweiz ist für den Personalstatus die 
lex patriae maßgebend, jedoch ebenfalls mit einer territori- 
alen Modifikation, wonach der Ausländer, der dem Rechte 
seines Landes zufolge nicht handlungsfähig ist, durch die 
in der Schweiz eingegangenen Verbindlichkeiten insoweit 

325 Vgl. Art. 7, Abs. 3 Einf. G. zum BGB.; Niedner, Das Einführungs- 
gesetz zum Buigerlichen GeseUbuche, Berlin 1899, S. 17 ff.; Kuhlenbeck. 
Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gresetzbuche, Berlin 1901, S. 22 — 24; 
Meili, Internationales Zivil- und Handelsrecht, S. 224 ff. 

326 Art. 7, Abs. 3 Emf. G. zum BGB., Kuhlenbeck a. a. O., S. 24; 
Cosack, Lehrbuch des Deutschen Bürgerlichen Rechts, Bd. I, Jena 1898, 
S. 234, Zusatz I, I : »es gilt also für diesen Fall das deutsche oder das aus- 
ländische Recht, je nachdem jenes oder dieses geringere Anforderungen an 
die Geschäftsfähigkeit stellt.« 

327 Art. 7, Abs. 2 Einf. G. zum BGB. ; Kuhlenbeck a. a. O., S. 24. 

328 Art. 30 Einf. G. zum BGB.; Cosack, Bürgerliches Recht, Bd. I, 
S. 234, Zusatz I, 2. S. auch v. Bar, Lehrbuch, S. 25; Niedner a. a. O., 
S. 17. 
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verpflichtet wird, als er nach schweizerischem Rechte 
handlungsfähig wäre 329. 

In ähnlicher, auf Verpflichtungen beschränkter Weise 
ist im deutschen Wechselrechte die territoriale Norm auf 
Ausländer ausgedehnt 33o. 

Die lex patriae ist in Deutschland und in der Schweiz 
— wie überhaupt regelmäßig in den Staaten des europäischen 
Kontinents — insbesondere auch für die Fähigkeit zur 
Eheschließung entscheidend 33i. — Die Form der Ehe- 
schließung hingegen bemißt sich für die im Inlande ge- 
schlossenen Ehen nach den inländischen Gesetzen 332, Diese 
Regelung entspricht zugleich dem zweiten Haager Über- 
einkommen 333, welches übrigens auch für die internationale 
Ehescheidung Normen aufstellt: letztere ist nur zulässig, 



329 Art. 10, Abs. 2 und 3 BG. betr. die persönliche Handlungsfähigkeit, 
vom 22. Brachmonat 1881, A. S. V, S. 556; Meili, Internationales Zivil- und 
Handelsrecht, Bd. I, S. 229 ff. (Der erwähnte Artikel gilt nach Meili nur 
für Verkehrs rechtliche Geschäfte.) Ders. Das internationale Zivilprozeßrecht, 
Zürich 1906, S. 83—85. 

330 Art. 84 Deutsche W.O. : »Die Fähigkeit eines Ausländers, wechselmäßige 
Verbindlichkeiten zu übernehmen, wird nach den Gesetzen des Staates beurteilt, 
welchem derselbe angehört. Jedoch wird ein nach den Gesetzen seines Vater- 
landes nicht wechselfähiger Ausländer durch Übernahme von Wechselverbind- 
lichkeiten im Inlande verpflichtet, insofern er nach den Gesetzen des Inlandes 
wechselfähig ist.« Vgl. Bernstein, Allgemeine deutsche und allgemeine öster- 
reichische Wechselordnung, Breslau 1898, S. 352 ff.; s. auch Meili, Inter- 
nationales Zivil- und Handelsrecht, Bd. I, S. 230. 

331 Vgl. Meili, Internationales Zivil- und Handelsrecht, Bd. I, bes. S. 275, 
278. Art. 13, Abs. I Einf. G. zum BGB.; Kuhlenbeck a. a. O., S. 32 — 36; 
Cosack, Bürgerliches Recht, Bd. II 1900, S. 424, I, 2^. — Ist jedoch nach 
den Landesgesetzeu zur Eingehung einer Ehe eine Erlaubnis oder ein Zeugnis 
beizubringen, so muß auch der Ausländer diese Voraussetzung erfüllen, § 13 15 BGB. 

332 Art. 13, Abs. 3 Einf. G. zum BGB.; Kühl enb eck a. a. O., S. 34; 
Cosack a. a. O., Bd. II, S. 424, Zusatz I, 2a; Meili a. a. O., Bd. I, S. 281. 
— Vgl. noch Art. 13, Abs. 2 Einf. G. (deutsche Gesetze maßgebend für die 
Beurteilung der Eingehung der Ehe in Ansehung der Ehefrau eines für tot 
erklärten Ausländers). — Bez. im Ausland geschlossener Ehen greift der x für 
die Form der Rechtsgeschäfte überhaupt geltende Art. ii, Abs. i E.G. zum 
BGB. ein, Kuhlenbeck a. a. O., S. 34, 35. 

333 Vom 12. Juni 1902. Vgl. Meili, Das internationale Privatrecht und 
die Staatenkonferenzen im Haag, Zürich 1900, S. 26 ff.; v. Liszt, Völker- 
recht, S. 253 ff.; Speiser, Die Haager Übereinkommen betr. Eheschließung 
und Ehescheidung, im Archiv für kath. Kirchenrecht, Bd. 86, 1906, S. 465 — 485. 
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wenn sie mit dem Rechte beider Ehegatten in Einklang 
steht334. 

— Für die Bestellung einer Vormundschaft oder 
Pflegschaft g^lt prinzipiell die lex domicilii. 

Die Entmündigung eines Ausländers aber kann in 
Deutschland nach Maßgabe der deutschen Gesetzgebung 
geschehen, wenn derselbe im Inlande seinen Wohnsitz, oder, 
in Ermangelung eines solchen, seinen Aufenthalt hat335. — 
Ist ein Ausländer so entmündigt, oder bedarf er nach den 
Gesetzen seines Heimatstaates der Fürsorge, so kann, falls 
der fremde Staat die Fürsorge nicht übernimmt, eine Vor- 
mundschaft oder Pflegschaft angeordnet werden 336. — Nach 
dem genannten Haager Übereinkommen ist für die Vor- 
mundschaft über Minderjährige deren Heimatrecht prin- 
zipiell maßgebend 337. 



Hinsichtlich der Gerichtsstände macht die deutsche 
Zivilprozeßordnung, von wenigen Ausnahmen abgesehen 33»^ 
zwischen Inländern und Ausländern keinen Unterschied. 

Als Bundesnorm für die Zivilrechtspflege der Schweiz 
ist Art. 59 BV. zu beachten, welcher für alle, auch die 
ausländischen, »aufrechtstehenden Schuldner«339 den persön- 
lichen Gerichtstand des Wohnortes anerkennt 34°. 

— Nach deutschem Zivilprozeßrechte ist die Befreiung 
der Ausländer von der Sicherheitsleistung für die Prozeß- 
kosten, sowie die Gewährung des Armenrechts an solche 
von der Reziprozität abhängig gemacht34i. 



334 S. vor. Anm. 

335 Art. 8 Einf. G. zum BGB., Kuhlenbeck a. a. O., S. 24 f. 

336 Art. 23 Einf. G. zum BGB., Kuhlenbeck a. a. O., S. 46 ff. Vgl. 
für die Schweiz Meili, Internationales Zivil- und Handelsrecht, S. 338 ff. 

337 Vgl. o. Anm. 333. 

338 Vgl. z. B. § 606 D.Z.Pr.O. 

339 Aufrechtstehend = nicht im Zustande der Insolvenz. Schollenberge r, 
Bundesverfassung, S. 247. 

340 SchoUenberger, Bundesverfassung, S. 424 ff.; Curti, Entschei- 
dungen, Nr. 449, 450, 489, 647. 

341 §§ HO, III Z.Pr.O., 85 Gerichtskostengesetz. Vgl. Seuffert, Kom- 
mentar zur Deutschen Zivilprozeßordnung, Bd. I, S. 181 ff.; R. Schmidt, 
Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts, Leipzig 1898, S. 905. 
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Nach dem Zivilprozeßrechte der meisten schweizerischen 
Kantone ist die Kautionspflicht durch den »Mangel eines 
Wohnsitzes im Staatsgebiete der Prozeßführung« (Meili) be- 
dingt, eine Vorschrift, die in gleicher Weise den Kantons- 
bürger, den Schweizerbürger und den NichtSchweizer 
berührt 342. 

— Diese deutschen und schweizerischen Prozeßnormen 
sind aber gegenwärtig absorbiert, bzw. außer Funktion 
gesetzt durch die Haager Konvention vom 14. November 
1896343, welche die sämtlichen Vertragsstaaten — zu denen 
auch Deutschland und die Schweiz gehören — verpflichtet, 
den in ihrem Gebiete wohnenden Angehörigen eines andern 
Vertragsstaates weder ihrer Ausländereigenschaft wegen 
eine Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, unter welcher 
Benennung es auch sei, aufzuerlegen 344, noch das Armen- 
recht zu versagen 345. 



342 Meili, Das internationale Zivilprozeßrecht, S. 97. 

343 RGBl. 1899, S. 285. 

344 Art. II der Haager Konvention vom 14. November 1896. Vgl. 
Seuffert a. a. O., S. 182; Meili, Das internationale Privatrecht und die Staaten- 
konferenzen im Haag, S. 12 ; Ders., Das internationale Zivilprozeßrecht, S. 104 ff. 

345 Art. 14 der gleichen Konvention. Seuffert a. a. O., S. 188; Meili, 
Staatenkonferenzen, S. 13; Ders. Das intern. Zivilprozeßrecht, S. 113 ff. 
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Schluß. 

Wie schon angedeutet, findet die Gleichbehandlung des 
Ausländers, sowohl was seine Rechte, als auch was seine 
Pflichten betrifft, mit staatsrechtlicher Notwendigkeit ihre 
natürliche Grenze stets da, wo die politische Sphäre, ins- 
besondere als Mitwirkung an der Bildung des Staatswillens 
einerseits, als Dienstleistung für die Staatserhaltung ander- 
seits, anfängt 346. Der positivrechtliche Ausschluß des 
Ausländers vom Aktivbürgerrechte wird übrigens schon 
dem flüchtigsten Blicke auf das öffentliche Recht unserer 
Vertragsländer erkennbar 347. Einen besondern Ausdruck 
hat daher diese, zweifellos allerseits beabi^chtigte und 
unwidersprochene Schranke der Gleichbehandlung in unserm 
Niederlassungsvertrage — im Gegensatze allerdings zu 
manchen analogen Verträgen 34» — nicht gefunden. 

Die gleichfalls völkerrechtlich zweifellos notwendige 
Befreiung der Ausländer von der Militärpflicht 349 hingegen 



346 Vgl. V. Liszt, Völkerrecht, S. 202. 

347 Vgl. § I des deutschen Wahlgesetzes vom 31. Mai 1869 (Stoerk, 
Verfassungen, S. 23); Art. 70 der Preußischen Verfassungsurkunde vom 31. 
Januar 1850 (Stoerk, Verfassungen, S. 51); Tit IV, § i der Bayrischen Ver- 
fassung vom 26. Mai 1818 (Stoerk, Verfassungen, S. 73) usw. Für die 
Schweiz: Art. 43 BV. ; Schollenberger, Bundesverfassung, S. 328, 332; 
V. Salis Bd. V, Nr, 1144. 

34Ä Vgl. z. B. Art. I, Schlußsatz des Niederlassungsvertrages der Schweiz 
mit Italien (Eich mann, Sammlung, S. 217); Art. I, Abs. 3 des entsprechenden 
Vertrages mit den Vereinigten Staaten von Amerika (Eichmann, Sammlung, 
S. 326). — Der Ausschluß von den politischen Rechten führt übrigens, wie in 
letzteren Verträgen ausdrücklich bemerkt wird, den Ausschluß vom' Mit^enuß 
an den Gemeinde*, Korporations- und Stiftungsgütern mit sich. — Vgl. v. Salis 
Bd. n, Nr. 684—686. 

349 Vgl. V. Liszt, Völkerrechtes. 73; aber auch v. Martitz in Hirths 
Annalen 1875, S. 802. 

V. Overbeck, Niederlassungsfreiheit u. Ausweisungsrecht, g 
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ist, einem alten Herkommen entsprechend, im Vertrage 
besonders zum Ausdrucke gebracht. Die Befreiung erstreckt 
sich auch auf Ersatzleistungen für den Dienst35o. Indessen 
treffen im Falle eines Krieges die Kriegslasten den Aus- 
länder mit, wie ja auch der Ausländer, in gleichem Um- 
fange wie der Inländer, der Enteignung zum öffentlichen 
Nutzen ausgesetzt ist35i. 

— Endlich sei noch auf die bekannte und anerkannte 
Regel hingewiesen, daß in erster Reihe nur die eigenen 
Staatsangehörigen — staatsrechtlich in subjektiver, völker- 
rechtlich in objektiver Eigenschaft — den diplomatischen 
Schutz ihres Landes genießen. Zwischen dem Deutschen 
Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft besteht 
nun aber die Besonderheit, daß die im Auslande weilenden 
Schweizer an Orten, an denen sich keine schweizerische 
Gesandtschaft befindet, des Schutzes der deutschen diplo- 
matischen Mission teilhaftig werden; ein ähnliches Einver- 
ständnis besteht zwischen der Schweiz und den Vereinigten 
Staaten von Amerika; unbenommen bleibt es den Schweizern 
übrigens auch, sich an die Gesandtschaft eines dritten Staates 
zu wenden 352. 



Nachdem im Vorstehenden der Versuch gemacht wor- 
den ist, in Anlehnung an eine positive Völkerrechtsquelle, 
die Voraussetzungen zu prüfen und in ein System zu 
bringen, unter welchen einerseits die Angehörigen zweier 
Staaten sich der gleichen Freiheit der Bewegung und des 
Aufenthalts wie die Einheimischen — und auf dieser Grund- 



350 Art. 7. — Vgl. Art. 6 des deutsch-spanischen Handels- und Schif- 
fahrtsvertrages vom 12. Juli 1883 (RGBl. 1883, S. 307 ff.) — Die Befreiung 
vom Militärdienst schließt i. a. auch diejenige vom Dienst in einer etwaigen National- 
garde, Bürgerwehr und drgl. in sich. Geringfügige Ausnahmen sind in einzelnen 
Fällen zugegeben worden; s. z, B. v. Salis Bd. II, Nr. 517: der Bundesrat 
erklärt sich mit dem Eintreten der in Singapore lebenden Schweizer in eine aus 
Nichtengländem bestehende Sicherheitsmiliz einverstanden. Ebd. Nr. 516: 
zum Dienst in der niederländischen »Schuttery« (einer Art Büi^erwehr) sind 
alle Ausländer, auch die Schweizer, verpflichtet. 

351 Art. 6. 

352 V. Liszt, Völkerrecht, S. 105; v. Salis Bd. II, Nr. 507. 
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läge einer allgemeinen Gleichbehandlung — erfreuen sollen, 
anderseits die Staaten selbst zur Ausweisung schreiten 
dürfen : kann vielleicht jetzt die Behauptung gewagt werden, 
daß jenes System den völkerrechtlichen Anforderungen 
überhaupt mehr oder weniger entgegenkommt, und somit 
der analogen Anwendung für die Beurteilung zwischen 
weiteren Staaten schwebender Verhältnisse nicht unzugänglich 
erscheint. 

Da endlich jene Voraussetzungen der Wahrung nicht 
nur der individuellen, sondern vor allem auch der nationalen 
und der internationalen Interessen in weitem Umfange 
Rechnung tragen, so sei zum Schluß einem alten Wunsche 
der Völkerrechtswissenschaft erneuter Ausdruck verliehen: 
dem Wunsche nämlich, daß mehr und mehr Länder — dem 
Beispiele der Schweiz folgend — wirkliche staatsrecht- 
liche Garantien der Niederlassungsfreiheit des Ausländers 
und verwandter , völkerrechtlich geschützter Interessen 
schaffen möchten. 
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Anhang. 



Vorbemerkung: Zur besseren VeranschauHchang der Entwicklung sind im 
folgenden die einschlägigen Verträge — auch soweit sie nicht mehr 
gelten — wörtlich abgedruckt. 

I. 

Der badisch-schweizerische Niederlaiäsungsvertrag 

vom 31. Oktober 1863. 
(Grossherzoglich Badisches Regierungsblatt 1864, No. II, S. 6.) 



Aufgehoben durch den deutsch-schweizerischen Niederlassungsvertrag 
vom 27. April 1876, Art. 11, Abs. 2. 



Bekanntmachung. 

Den Staatsvertrag mit der Schweiz wegen 
Regelung der Niederlassimgsverhältnisse 
betreffend. 

Nachdem der zwischen den Bevollmächtigten Seiner König- 
lichen Hoheit des Großherzogs von Baden und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft am 31. Oktober 1863 zu Bern 
abgeschlossene Staatsvertrag, betreffend die Regelung der Nieder- 
lassungsverhältnisse zwischen dem Großherzogthum Baden und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft, von beiden Seiten ratifiziert 
worden ist, so wird derselbe in Folge allerhöchster Ermächtigung 
nachstehend mit dem Anfügen verkündet, daß dessen Bestimmungen 
mit dem 31. Januar d. J. in Vollzug zu setzen sind. 

Karlsruhe, den 5. Januar 1864. 

Großherzogliches Ministerium des Großherzoglichen Hauses 

und der auswärtigen Angelegenheiten. 

Roggenbach. 

Vdt. V. Stetten. 
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Staatsvertrag 

zwischen 
der Großherzoglich Badischen Regierung und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Regelung der Niederlassungsverhältnisse. 



Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden 

und der 
Schweizerische Bundesrath 
von dem Wunsche geleitet, die gegenseitigen Bedingungen des 
Aufenthalts, der Niederlassung, des Gewerbebetriebes und des 
Verkehrs mit Liegenschaften und Fahrnissen der Angehörigen der 
beiden Länder, gleichwie dies schon wegen Feststellung der gegen- 
seitigen Bedingungen über Freizügigkeit von einem Staate zum 
andern und einiger mit derselben in Verbindung stehender nach- 
barlicher Verhältnisse durch den zu Bern am 6. Dezember 1856 
abgeschlossenen Staatsvertrag*) geschehen ist, im Wege des Ver- 
trages zu ordnen, haben zu diesem Zwecke Bevollmächtigte 
ernannt, und zwar : 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden: 
Höchst-Ihren Ministerresidenten bei der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft, Kammerherm und Legationsrath Ferdinand von 
Dusch, und 

der Schweizerische Bundesrath: 
den Herrn Dr. Jakob Dubs, Mitglied des Bundesraths, Vorstand 
des eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements, 

welche nach Auswechslung ihrer in gehöriger Form befundenen Voll- 
machten über nachstehende Bestimmungen übereingekommen sind: 

Artikel i. 

Die Angehörigen der Schweiz sollen bei ihrer Niederlassung 
oder während ihres kürzeren oder längeren Aufenthalts im Groß- 
herzogthum Baden in Bezug auf Alles, was die Aufenthaltserlaubniß, 
die Ausübung der erlaubten Berufe, die Steuern und Abgaben, 
mit einem Worte alle den Aufenthalt und die Niederlassung be- 
schlagenden Bedingungen anbelangt mit Vorbehalt der Bestim- 
mungen des § 7, Absatz 3 — 6 und des § 8 des Badischen 
Gesetzes über die Niederlassung imd Aufenthalt vom 4. Oktober 
1862, den Inländern gleich gehalten werden. 

Auch sollen Schweizerbürger hinsichtlich des Erwerbes und 
der Veräußerung von Liegenschaften und von Fahrnissen im 
Großherzogthum Baden nicht anders als die Angehörigen des 
Großherzogthums selbst behandelt werden. 



*) Vgl. Gr. Bad. Regierungsbl. 1857, S. 431. 
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Artikel 2. 

Die Angehörigen des Großherzogthums Baden sollen in sämmt- 
lichen im vorstehenden Artikel erwähnten Beziehungen im Gebiete 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft mit Vorbehalt der Bestim- 
mungen der Artikel 41 und 57 der Schweizerischen Bundesver- 
fassimg vom 12. September 1848 den Schweizerbürgem gleich- 
gehalten werden. 

Artikel 3. 

Es soll auch jeder Vortheil, den der eine der beiden vertrag- 
schließenden Theile einem dritten Staate in Betreff der Nieder- 
lassung seiner Angehörigen und ihres Gewerbebetriebes bereits 
gewährt hat, oder in Zukunft auf irgend einem Wege noch 
gewähren möchte, in gleicher Weise dem anderen Theile zuge- 
standen sein, beziehungsweise ihm zu gleicher Zeit zugestanden 
werden, ohne daß hiefür im einzelnen Falle noch eine besondere 
Vereinbarung erforderlich wäre. 

Artikel 4. 

Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird auf zehn Jahre 
festgesetzt, nach deren Ablauf jedem Theile dessen Kündigimg mit 
der Wirkung zusteht, daß der Vertrag ein Jahr nach erfolgter 
Kündigung außer Kraft tritt. 

Artikel 5. 

Für den gegenwärtigen Vertrag sind die beiderseitigen höchsten 
Ratifikationen einzuholen. Die Urkunden über erfolgte Ratifikation 
sollen sobald als möglich ausgewechselt werden und der Vertrag 
einen Monat, nachdem der Austausch dieser Urkunden stattge- 
funden haben wird, in Kraft treten. 

Dessen zur Urkunde haben die beiderseitigen Bevollmäch- 
tigten den vorstehenden Vertrag in zwei gleichlautenden Ausfer- 
tigungen unter Beidrückung ihrer Siegel unterzeichnet. 

Bern, den 31. Weinmonat (Oktober) 1863. 

(L. S.) (gez.) F. von Dusch. (L. S.) (gez.) Dr. J. Dubs. 
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Der württembergisch-schweizerische Nieder- 
lassungsvertrag 

vom i8. März 1869, 
(Regierungs-Blatt für das Königreich Württemberg 1869, No. 23, S. 373.> 



Aufgehoben durch den deutsch-schweizerischen Niederlassungsvertrag 
vom 27. April 1876, Art. 11, Abs. 2. 



Königliche Verordnung, 

betreffend den zwischen Württemberg und 
der Schweiz abgeschlossenen Nieder- 
lassungsvertrag. 

Karl 

von Gottes Gnaden König von Württemberg. 

Nachdem zwischen dem Königreiche Württemberg und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft am 18. März 1869 ®^^ Vertrag 
wegen Feststellung der Bedingungen für die Niederlassung der 
beiderseitigen Staatsangehörigen abgeschlossen worden ist, so ver- 
ordnen Wir, nach Anhörung Unseres Geheimen Raths, daß der 
Inhalt dieses Vertrags zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung 
gebracht werde. 

Schloß Friedrichshafen, den 21. September 1869. 

Karl 

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten: 

Varnbüler. 

Der Minister des Innern : 

Geßler. 

Auf Befehl des Königs, 

der Cabinets-Chef : 

Egloffstein. 
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N iederlassungs- Vertrag 

zwischen dem 

Königreich Württemberg und der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft. 



Seine Majestät der König von Württemberg 

einerseits und die 

Schweizerische Eidgenossenschaft 

andererseits, 

von dem Wunsche beseelt, die zwischen dem Königreiche Württem- 
berg und der Schweiz bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zu erhalten und zu befestigen, und von der Absicht geleitet, die 
Bedingungen für die Niederlassung der Württemberger in der Schweiz 
und der Angehörigen der Schweiz in Württemberg in beiderseitigem 
Einverständnisse zu regeln, sind übereingekommen, zu diesem Ende 
einen Vertrag abzuschließen, und haben zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt, nämlich: 

Seine Majestät der König von Württemberg: 
Allerhöchst Ihren außerordentlichen Gesandten und Bevollmäch- 
tigten Minister Freiherrn Adolf von Ow, und 

der Schweizerische Bundesrath: 
den Herrn eidgenöß. Oberst Emil Welti, Bundespräsident, — 

welche, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befun- 
denen Vollmachten, sich, vorbehaltlich der beiderseitigen Ratifika- 
tionen, über folgende Artikel geeinigt haben. 

Artikel i. 

Die Angehörigen des Königreichs Württemberg werden in der 
Schweiz hinsichtlich des Aufenthaltes und der Niederlassung, der 
Gewerbeausübung, sowie des Erwerbs und der Veräußerung von 
Liegenschaften den Schweizerbürgem gleichgestellt; insbesondere 
sind dieselben berechtigt, sich in jedem Kantone der Schweiz 
zeitweilig aufzuhalten oder dauernd niederzulassen, Grundeigen- 
thum zu erwerben und zu veräußern, auch jedes Gewerbe, dessen 
Ausübung überhaupt gestattet ist, auf eigene Rechnung zu betreiben, 
ohne zum Eintritt in den Staats- oder Gemeinde verband genöthigt 
und ohne andern als den für die Schweizerbürger geltenden 
Bedingungen und Leistungen unterworfen zu sein. 

Es soll auch jeder weitere Vortheil, der in der einen oder 
andern der vorgedachten Beziehungen den Angehörigen eines 
dritten Staates in der Schweiz eingeräumt ist oder eingeräumt 
werden wird, von selbst in gleichem Maße den Angehörigen des 
Königreichs Württemberg zu Theii werden. 
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Artikel 2. 



Andererseits werden die Angehörigen der Schweiz im König- 
reich Württemberg hinsichtlich des Aufenthalts und der Nieder- 
lassung, der Gewerbeausübung, sowie des Erwerbs und der Ver- 
äußerung von Liegenschaften den Württembergern gleichgestellt ; 
insbesondere sind dieselben berechtigt, sich im Königreich Würt- 
temberg zeitweilig aufzuhalten oder dauernd niederzulassen, Grund- 
Eigenthum zu erwerben und zu veräußern, auch jedes Gewerbe, 
dessen Ausübung überhaupt gestattet ist, auf eigene Rechnung zu 
betreiben, ohne zum Eintritt in den Staats- oder Gemeinde- Ver- 
band genöthigt und ohne andern als den für die Württemberger 
geltenden Bedingungen und Leistungen unterworfen zu sein. 

Es soll auch jeder weitere Vortheil, der in der einen oder 
andern der vorgedachten Beziehungen den Angehörigen eines 
dritten Staates im Königreich Württemberg eingeräumt ist oder 
eingeräumt werden wird, von selbst in gleichem Maße den Ange- 
hörigen der Schweiz zu Theil werden. 

Artikel 3. 

Die beiderseitigen Angehörigen bleiben in Betreff der Militär- 
pflicht den Gesetzen ihres Heimathstaates unterworfen; in dem 
Staate der Niederlassung dagegen sind sie von allen hierauf bezüg- 
lichen Leistungen befreit. 

Artikel 4. 

Zur Erlangung der Niederlassungsbefugniß genügt beiderseits 
die Hinterlegung eines Heimathscheines und eines Zeugnisses, 
wodurch von der zuständigen Heimathbehörde des Nachsuchenden 
bescheinigt wird, daß derselbe in bürgerlichen Ehren und Rechten 
stehe, einen unbescholtenen Leumund genieße und im Stande sei, 
sich und seine Familie zu ernähren. 

Artikel 5. 
Jeder der vertragenden Theile verpflichtet sich: 

a) diejenigen Individuen, welche noch fortdauernd seine An- 
gehörigen sind, und 

b) seine vormaligen Angehörigen, auch wenn sie das Staats- 
bürgerrecht nach der inländischen Gesetzgebung bereits 
verloren haben, so lange sie nicht in dem andern oder in 
einem dritten Staate angehörig geworden sind, 

auf Verlangen des andern der vertragenden Theile wieder zu 
übernehmen. 

Eine polizeiliche Zuweisung soll jedoch, sofeme nicht das 
Heimathrecht des Zuzuweisenden durch eine noch giltige, unver- 
dächtige Heimathsurkunde dargethan ist, gegenseitig nicht statt- 
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finden, bevor die Frage der Uebernahmepflicht erledigt und die 
letztere von dem Pflichtigen Staate ausdrücklich anerkannt ist. 

Die Transportkosten bis an die Landesgrenze des Staates, 
für welchen der Transport bestimmt ist, werden von dem zuwei- 
senden Staate getragen. 

Artikel 6. 

Die Württembergischen Eigenthümer oder Bebauer von 
Grundstücken in der Schweiz und umgekehrt die Schweizerischen 
Eigenthümer oder Bebauer von Grundstücken in Württemberg 
genießen in Bezug auf die Bewirthschaftung ihrer Güter die näm- 
lichen Vortheile, wie die am gleichen Orte wohnenden Inländer, 
unter der Bedingung, daß sie sich allen für die Landesangehörigen 
geltenden Verwaltungs- und Polizeiverordnungen unterziehen. 

Artikel 7. 

Jedem zum deutschen Zollvereine gehörigen Staate bleibt das 
Recht des Beitritts zu gegenwärtigem Vertrage vorbehalten, unter 
der Voraussetzung, daß er im Falle ist, den auf seinem Gebiete 
sich niederlassenden Schweizern alle diejenigen Rechte zuzusichern, 
welche nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages den 
Schweizern in Württemberg zugestanden sind. 

Der Beitritt kann durch den Austausch von Erklärungen 
zwischen der Schweiz und den beitretenden Staaten bewirkt 
werden, nachdem sich vorgängig der Schweizerische Bundesrath 
über das Zutreffen der genannten Voraussetzung vergewissert 
haben wird. 

Artikel 8. 

Der gegenwärtige Vertrag soll zugleich mit dem demnächst 
zwischen dem deutschen Zollverein und der Schweiz abzuschließen- 
den Handels- und Zoll vertrage in Kraft treten und solange als 
der letztere in Kraft verbleiben. 

Im Falle keiner der vertragenden Theile zwölf Monate vor 
dem Ablaufe des gedachten Zeitraumes seine Absicht, die Wir- 
kungen des Vertrags aufhören zu lassen, kund gegeben haben 
sollte, so bleibt derselbe in Geltung bis zum Ablauf eines Jahres 
von dem Tage an, an welchem der eine oder der andere der 
vertragenden Theile denselben gekündigt hat. 

Die Ratifikations- Urkunden über gegenwärtigen Vertrag sollen 
sofort nach beiderseits erfolgter Ratifikation des Handels- und 
Zollvertrages zwischen dem Zollverein und der Schweiz zu Bern 
ausgetauscht werden. 



— 124 — 

Zu Urkund dessen 

haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den Vertrag unter- 
zeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 

So geschehen zu Bern den i8. März 1869. 

Freiherr von Ow. Welti. 

(L. S.) (L, S.) 



III. 

Der deutsch-schweizerische Niederlassungsvertrag 

vom 27. April 1876. 
(R. G. Bl. 1877, No. I, S. 3.) 



Ersetzt durch den deutsch-schweizerischen Niederlassungsvertrag 
vom 31. Mai 1890. 



Niederlassungsvertrag zwischen dem Deut- 
schen Reich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft. Vom 27. April 1876. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser und die Schweizerische 
Eidgenossenschaft, von dem Wunsche beseelt, die zwischen dem 
Deutschen Reich und der Schweiz bestehenden freundschaftlichen 
Beziehungen zu erhalten und zu befestigen, und von der Absicht 
geleitet, die Bedingungen für die Niederlassung der Angehörigen 
des Deutschen Reichs in der Schweiz und der Angehörigen der 
Schweiz im Deutschen Reich, sowie die wechselseitige Unter- 
stützung Hülfsbedürftiger zu regeln, sind übereingekommen, zu 
diesem Ende einen Vertrag abzuschließen, und haben zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser 

AUerhöchstihren außerordentlichen Gesand- 
ten und Bevollmächtigten Minister bei der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft, Herrn 
Generallieutenant Maximilian Heinrich 
von Roeder, und 
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der Schweizerische Bundesrath 

den Herrn Bundesrath Fridolin Ander- 
wert, Vorsteher des eidgenössischen Ju- 
stiz- und Polizeidepartements, 

welche, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befun- 
denen Vollmachten, sich — vorbehaltlich der beiderseitigen Rati- 
fikation — über folgende Artikel geeinigt haben: 

Artikel i. 

Die Deutschen sind in jedem Kantone der Eidgenossenschaft 
in Bezug auf Person und Eigenthum auf dem nämlichen Fuße 
und auf die nämliche Weise aufzunehmen und zu behandeln, wie 
es die Angehörigen der anderen Kantone sind oder noch werden 
sollen. Sie können insbesondere in der Schweiz ab- und zugehen 
und sich daselbst dauernd oder zeitweilig aufhalten, wenn sie den 
Gesetzen und Polizeiverordnungen nachleben. 

Jede Art von Gewerbe und Handel, welche den Angehörigen 
der verschiedenen Kantone erlaubt ist, wird es auf gleiche Weise 
auch den Deutschen sein, und zwar ohne daß ihnen eine pekuniäre 
oder sonstige Mehrleistung auferlegt werden darf. 

Artikel 2. 
Um in der Schweiz Wohnsitz zu nehmen oder sich dort 
niederzulassen, müssen die Deutschen mit einem Heimathsscheine 
und einem von der zuständigen Heimathsbehörde ausgestellten 
Zeugnisse versehen sein, durch welches bescheinigt wird, daß der 
Inhaber im Vollgenusse der bürgerlichen Ehrenrechte sich befindet 
und einen unbescholtenen Leumund genießt. 

Artikel 3. 
Die Schweizer werden in Deutschland, unter der im Artikel 2 
des gegenwärtigen Vertrages enthaltenen Voraussetzung, die näm- 
lichen Rechte und Vortheile genießen, wie sie der Artikel i des 
gegenwärtigen Vertrages den Deutschen in der Schweiz zusichert. 

Artikel 4. 
Die Angehörigen des einen der beiden Länder, welche in dem 
anderen wohnhaft sind, bleiben den Gesetzen ihres Vaterlandes 
über die Militärpflicht oder die an deren Stelle tretende Ersatz- 
leistung unterworfen, und können deshalb in dem Lande,., in. 
welchem sie sich aufhalten, weder zu persönlichem Militärdienste 
irgend einer Art, noch zu einer Ersatzleistung angehalten werden. 

Artikel 5. 
Im Falle eines Krieges oder einer Enteignung zum öffent- 
lichen Nutzen sollen die Bürger des einen Landes, die in dem 
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anderen wohnen oder niedergelassen sind, den Bürgern des Landes 
bezüglich des Schadensersatzes für die erlittenen Beschädigungen 
gleichgehalten werden. 

Artikel 6. 

Jeder Vortheil in Bezug auf Niederlassung und Gewerbeaus- 
übung, den der eine der vertragenden Theile irgend einer dritten 
Macht, auf welche Weise es immer sei, gewährt haben möchte 
oder in Zukunft noch gewähren sollte, wird in gleicher Weise und 
zu gleicher Zeit gegenüber dem anderen vertragenden Theile zur 
Anwendung kommen, ohne daß hierfür der Abschluß einer beson- 
deren Uebereinkunft nöthig wird. 

Artikel 7. 

Die Angehörigen des einen Theiles, welche sich auf dem 
Gebiete des anderen Theiles befinden, aufhalten oder niedergelassen 
haben und in die Lage kommen sollten, weggewiesen zu werden, 
entweder durch gerichtliches Urtheil, oder weil sie die innere oder 
äußere Sicherheit des Staates gefährden, oder in Folge der Gesetze 
und Verordnungen über die Armen- und Sittenpolizei, sollen sammt 
Familie auf Verlangen des ausweisenden Theiles jederzeit von dem 
anderen Theile wieder übernommen werden. 

Unter gleichen Voraussetzungen verpflichtet sich jeder Theil, 
seine vormaligen Angehörigen, auch wenn sie das Staatsbürger- 
recht nach der inländischen Gesetzgebung bereits verloren haben, 
so lange sie nicht in dem anderen oder einem dritten Staate 
angehörig geworden sind, auf Verlangen des anderen Theiles 
wieder zu übernehmen. 

Eine polizeiliche Zuweisung soll jedoch, sofern nicht das 
Heimathsrecht des Zuzuweisenden durch eine noch gültige unver- 
dächtige Heimathsurkunde dargethan ist, gegenseitig nicht statt- 
finden, bevor die Frage der Uebemahmspflicht erledigt und die 
letztere von dem Pflichtigen Theile ausdrücklich anerkannt ist. 

Die Transportkosten bis zur Grenze zwischen Deutschland und 
der Schweiz werden von dem zuweisenden Theile getragen. 

Artikel 8. 

Beide Theile behalten sich in Bezug auf solche Personen, 
welche vor Erfüllung ihrer Militärpflicht die Staatsangehörigkeit 
gewechselt haben, das Recht vor, ihnen die Befugniß zum bleiben- 
den Aufenthalte oder die Niederlassung in ihrem früheren Hei- 
mathslande zu untersagen. 

Artikel 9. 

Die deutschen Eigenthümer oder Bebauer von Grundstücken 
in der Schweiz, und umgekehrt die schweizerischen Eigenthümer 
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oder Bebauer von Grundstücken im Gebiete des Deutschen Reichs 
genießen in Bezug auf die Bewirthschaftung ihrer Güter die näm- 
lichen Vortheile, wie die am gleichen Orte wohnenden Inländer 
unter der Bedingung, daß sie sich allen für die Landesangehörigen 
geltenden Verwaltungs- und Polizeiverordnungen unterwerfen. 

Artikel lo. 

Jeder der vertragenden Theile verpflichtet sich, dafür zu 
sorgen, daß in seinem Gebiete denjenigen hülfsbedürftigen Ange- 
hörigen des anderen Theiles, welche der Kur und Verpflegung 
benöthigt sind, diese nach den am Aufenthaltsorte für die Ver- 
pflegung der eigenen Angehörigen bestehenden Grundsätzen bis 
dahin zu Theil werde, wo ihre Rückkehr in die Heimath ohne 
Nachtheil für ihre und Anderer Gesundheit geschehen kann. 

Ein Ersatz der hierdurch oder durch die Beerdigung Ver- 
storbener erwachsenden Kosten kann gegen die Staats-, Gemeinde- 
oder andere öffentliche Kassen desjenigen der vertragenden Theile, 
welchem der Hülfsbedürftige angehört, nicht beansprucht werden. 
Für den Fall, daß der Hülfsbedürftige selbst, oder daß andere 
privatrechtlich Verpflichtete zum Ersatz der Kosten im Stande 
sind, bleiben die Ansprüche an diese vorbehalten. 

Die vertragenden Theile sichern sich auch wechselseitig zu, 
auf Antrag der zuständigen Behörde die nach der Landesgesetz- 
gebung zulässige Hülfe zu leisten, damit denjenigen, welche die 
Kosten bestritten haben, diese nach billigen Ansätzen erstattet 
werden. 

Artikel ii. 

Der gegenwärtige Vertrag soll am i. Januar 1877 ^^ Wirk- 
samkeit treten und bis zum 31. Dezember 1886 in Kraft verbleiben. 

Von dem Zeitpunkte seiner Geltung ab verlieren die früher 
zwischen einzelnen deutschen Staaten und der Schweiz abge- 
schlossenen Niederlassungsverträge ihre Gültigkeit. Im Falle keiner 
der vertragenden Theile zwölf Monate vor dem Ablaufe des ge- 
dachten Zeitraumes seine Absicht, die Wirkungen des Vertrages 
aufhören zu lassen, kundgegeben haben sollte, so bleibt derselbe 
in Geltung bis zum Ablaufe eines Jahres von dem Tage an, an 
welchem der eine oder der andere der vertragenden Theile ihn 
gekündigt hat. 

Gegenwärtiger Vertrag soll baldmöglichst ratifizirt, und die 
Auswechselung der Ratifikations- Urkunden spätestens bis zum 
31. Dezember dieses Jahres in Berlin bewirkt werden. 

So geschehen in Bern, den 27. April 1876. 
von Roeder. F. Anderwert. 

(L. S.) (L. S.) 
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Zusatzprotokoll 

zu dem 
am 27. April 1876 in Bern unterzeichneten Niederlassungsvertrage 

zwischen dem 
Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 



Um jeden Zweifel über die Tragweite des Artikels 8 des 
unterm 27. d. M. zwischen dem Deutschen Reich und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zu Bern abgeschlossenen und 
unterzeichneten Niederlassungs Vertrages zu beseitigen, haben die 
unterzeichneten Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten kraft 
Ermächtigung ihrer Regierungen durch gegenwärtiges Protokoll 
eine Verständigung dahin getroffen : 

Die beiden kontrahirenden Staaten geben sich die gegen- 
seitige Zusicherung, daß in allen Fällen, wo der Artikel 8 in 
Anwendung kommen wird, der Ausweisung vorausgehend, die Ver- 
hältnisse genau imtersucht und erwogen werden sollen, und inso- 
fern die Umstände ergeben, daß der Nationalitätswechsel bona 
fide imd nicht zum Zwecke der Umgehung der Militärpflicht erfolgt 
ist, die Ausweisung unterbleiben soll. 

Gegenwärtiges Protokoll soll die gleiche Kraft haben, wie 
wenn es wörtlich in dem Vertrage vom 27. d. M. stünde. Es 
ist von den beiden Vertragsparteien zu ratifiziren, und die Ratifi- 
kationen sind in Berlin am gleichen Tage und zu gleicher Zeit, 
wie diejenigen des Hauptvertrages auszuwechseln. 

Dessen zu Urkunde haben die Unterzeichneten das gegen- 
wärtige Protokoll in doppeltem Original unterzeichnet und ihre 
Wappensiegel beigedrückt zu Bern, am 27. April 1876 (ein- 
tausend achthundert sechsundsiebenzig). 

von Roeder. F. Anderwert. 

(L. S.) (L. S.) 



Der vorstehende Vertrag nebst Zusatzprotokoll ist ratifizirt 
worden und es hat die Auswechselung der Ratifikations- Urkunden 
am 31. Dezember 1876 in Berlin stattgefunden. 
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IV. 

Zusatzprotokoll 

vom 21. Dezember 1881. 
(Centralblatt für das Deutsche Reich 1882, Nr. 3. S. 16.) 



In Kraft verblieben gemäß Ziff. 4 des Schiußprotokolls zum 
deutsch-schweizerischen Niederlassungsvertrage vom 31. Mai 1890, s. unten. 



Zusatzprotokoll 

zu dem 
am 27. April 1876 zu Bern unterzeichneten Niederlassungsvertrage 

zwischen dem 
Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 



Nachdem die Regienmgen des Deutschen Reichs und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft sich in dem Wunsche begegnet 
sind, bei den in Gemäßheit des Art. 7 Abs. 3 des deutsch-schweize- 
rischen Niederlassungsvertrages vom 27. April 1876 stattfindenden 
polizeilichen Zuweisungen von Angehörigen des einen oder des 
anderen Theiles die Regelung der Uebernahmepflicht, unter thun- 
lichster Einschränkung der diplomatischen Vennittelung, auf dem 
Wege direkter Verhandlungen zwischen den ausweisenden und den 
übernehmenden Behörden herbeizuführen, sind die Unterzeichneten 
kraft Ermächtigung ihrer Regierungen zu diesem Behufe über fol- 
gende nähere Bestimmungen übereingekommen: 

I. Angehörige des einen Theiles, welche in die Lage kommen 
sollten, nach Art. 7 Abs. i des bezeichneten Vertrages aus dem 
Gebiete des anderen Theiles ausgewiesen zu werden, sollen sammt 
Familie auf Verlangen jederzeit von den in Nr. VI dieses Zusatz- 
Protokolls genannten Grenzbehörden wieder übernommen werden, 
wenn ihre und ihrer Familie gegenwärtige oder vormalige Staats- 
angehörigkeit durch eine unverdächtige Heimatsurkunde dargetan ist. 

II. In allen Fällen, in welchen der Nachweis der gegenwär- 
tigen oder vormaligen Staatsangehörigkeit nicht durch eine unver- 
dächtige Heimathsurkunde geliefert werden kann, hat die vorherige 
Feststellung und Anerkennung der Uebernahmepflicht im Korre- 
spondenzwege zu erfolgen. 

Die bezüglichen Verhandlungen sind in der Regel direkt 
zwischen der die Heimschaffung anordnenden Behörde und der zur 
Anerkennung der Staatsangehörigkeit zuständigen Heimathsbehörde 

V. Overbeck, NiederlasRungsfrMheit u. Ausweisungsrecht. q 
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des zu Uebernehmenden zu führen. Eine diplomatische Vermitte- 
lung findet nur dann statt, wenn entweder besondere Gründe die 
direkte Korrespondenz unthunlich erscheinen lassen, insbesondere 
wenn über die Heimathsbehörde Ungewissheit besteht oder in 
sprachlicher Hinsicht der gegenseitigen Verständigung Hindernisse 
sich entgegenstellen, oder aber, wenn durch die direkte Korrespon- 
denz die Anerkennung der Uebernahmepflicht nicht erzielt ist und 
der ausweisende Theil sich hierbei nicht beruhigen will. 

Die Anerkennung der Uebernahmepflicht darf nicht aus dem 
Grunde verweigert oder verzögert werden, weil unter den Behörden 
des Heimathslandes über den Unterstützungswohnsitz, beziehungs- 
weise die Gemeindeangehörigkeit des Auszuweisenden noch Zweifel 
bestehen. 

III. Verzeichnisse derjenigen Behörden, welche in den deutschen 
Bundesstaaten einerseits und in den schweizerischen Kantonen anderer- 
seits berufen sind, über die Frage der Staatsangehörigkeit eine 
Entscheidung und ausländischen Behörden gegenüber ein Aner- 
kenntniß abzugeben, haben beide Theile sich gegenseitig mitgetheilt. 

Die beiderseitigen zuständigen Behörden werden es sich an- 
gelegen sein lassen, die behufs Feststellung der Staatsangehörigkeits- 
Verhältnisse ihnen zugehenden amtlichen Requisitionen wegen Be- 
schaffung der Heimathsurkunden einer thunlichst schleunigen Er- 
ledigung entgegen zu führen. 

IV. Nach erfolgtem Anerkenntniß der Uebernahmepflicht (vergl. 
Nr. II) werden die Auszuweisenden gegen Aushändigung des Ori- 
ginals oder einer beglaubigten Abschrift des Anerkenntnisses über 
die Staatsangehörigkeit, beziehungsweise der Uebernahme- Erklärung 
von derjenigen, in Nr. VI dieses Protokolls genannten Grenzbe- 
hörde übernommen, deren Sitz auf dem kürzesten Wege nach dem 
Bestimmungsorte des Auszuweisenden belegen ist, ohne Rücksicht 
darauf, welchem deutschen Bundesstaate beziehungsweise welchem 
schweizerischen Kantone der Auszuweisende angehört. 

V. Sofern es sich um hülfsbedürftige Personen handelt, ist in 
allen Ausweisungsfällen der Grenz- Uebernahmebehörde rechtzeitig 
vorher von der bevorstehenden Heimschaffung der auszuweisenden 
Personen entsprechende Mitteilung zu machen. 

VI. Für die Uebernahme der Auszuweisenden werden fol- 
gende Grenzbehörden gegenseitig bezeichnet: 

A. Für die aus der Schweiz heimzusendenden deutschen 
Reichsangehörigen : 

I. das Königlich bayerische Bezirksamt zu Lindau; 
■ 2. die Königlich württembergische Hafendirektion zu 
Friedrichshafen; 
3. die Großherzoglich badischen Bezirksämter zu 
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Konstanz, Waldshut, Säckingen, Lörrach, 
Engen und Stockach; 

4. die Kaiserlichen Polizei - Kommissariate zu St. 
Ludwig und zu Dammerkirch in Elsaß-Lo- 
thringen. 

B. Für die aus Deutschland heimzusendenden schweize- 
rischen Staatsangehörigen : 

1. das Regierungs-Statthalteramt zu Pruntrut; 

2. das Polizei-Departement des Kantons Basel-Stadt 
zu Basel; 

3. die Aargauischen Bezirksämter zu Rheinfelden, 
Laufenburg und Zurzach; 

4. die Polizei-Direktion des Kantons Schaffhausen; 

5. die Thurgauischen Polizei- Bureaus in Romans- 
horn und Kreutzlingen; und 

6. die St. Gallischen Bezirksämter zu Rorschach 
imd Rheineck, letzteres jedoch nur für den 
Fall, daß der Transport von Lindau aus mittelst 
der Eisenbahn erfolgen sollte. 

Dessen zur Urkund haben die Unterzeichneten dieses Proto- 
koll in doppelter Ausfertigung vollzogen und ihre Wappensiegel 
beigedruckt. 

So geschehen zu Berlin, den 21. Dezember 1881. 
Graf V. Hatzfeldt. A. Roth. 

(L. S.) (L. S.) 



Verzeichniß 

der Schweizer- Behörden, welche befugt sind, über die Staatsangehörig- 
keit in der Schweiz Erklärungen und Anerkenntnisse auszustellen. 



Zürich die Direktion der Justiz und Polizei 

des Kantons Zürich in Zürich. 
Bern . die Direktion der Justiz und Polizei 

des Kantons Bern in Bern. 
Luzern Militär- imd Polizei-Departement des 

Kantons Luzern in Luzern. 
Uri die Polizeidirektion des Kantons Uri 

in Altorf. 
Schwyz der Regierungsrath des Kantons 

Schwyz in Schwyz. 
Unterwaiden o./W. . . das Kantons - Polizeiamt in Sarnen. 

Q* 
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Unterwaiden n./W. . . der Regierungsrath des Kantons Un- 
terwaiden n./W. in Stans. 

Glarus . . . , . . . die Polizei-Kommission des Kantons 

Glarus in Glarus. 

Zug die Polizei - Direktion des Kantons 

Zug in Zug. 

Freiburg die Direktion der Central - Polizei in 

Freiburg. 

(Fribourg : la Direction de police cen- 
trale a Fribourg.) 

Solothurn das Polizei - Departement des Kan- 
tons Solothurn in Solothurn. 

Basel-Stadt das Polizei - Departement des Kan- 
tons Basel-Stadt in Basel. 

Basel-Landschaft . . . die Polizei - Direktion des Kantons 

Basel-Landschaft in Liestal. 

Schaff hausen .... die Polizei - Direktion des Kantons 

Schaffhausen in Schaff hausen. 

Appenzell a./Rh. ... die Polizei - Direktion des Kantons 

Appenzell a./Rh. in Tragen. 

Appenzell i./Rh. ... die Polizei - Direktion des Kantons 

Appenzell i./Rh. in Appenzell. 

St. Gallen das Polizei-Departement des Kantons 

St. Gallen in St. Gallen. 

Graubünden die Polizei - Direktion des Kantons 

Graubünden in Chur. 

Aargau der Regierungsrath des Kantons Aar- 
gau in Aargau. 

Thurgau das Polizei-Departement des Kantons 

Thurgau in Frauen feld. 

T essin die Direktion der Central -Polizei des 

Kantons Tessin in Locaino.- 
(Tessin: la Direction de police cen- 
trale ä Locarno.) 

Waadt das Justiz- und Polizei-Departement 

des Kantons Waadt in Lausanne. 
(Vaud: le Departement de Justice 
et Police du Canton de Vaud ä 
Lausanne.) 

Wallis das Justiz- und Polizei- Departement 

des Kantons Wallis in Sitten. 
(Valais: le Departement de Justice 
et Police du Canton de Valais a 
Sion.) 

Neuenburg das Polizei-Departement des Kantons 

Neuenburg in Neuenburg. 
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(Neuchätel: le Departement de Po- 
lice du Canton de Neuchätel k 
Neuchätel.) 

Genf das Justiz- imd Polizei-Departement 

des Kantons Genf in Genf. 
(Geneve : le Departement de Justice 
et Police du Canton de Geneve ä 
Geneve.) 



V. 

Der deutsch-schweizerische Niederiassungsvertrag 

vom 31. Mai 1890. 
(R.-G.-Bl. 1890, Nr. 21, S. 131.) 

In Geltung. 



Niederlassungs vertrag zwischen dem Deut- 
schen Reich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft. Vom 31. Mai 1890. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser und die Schweizerische 
Eidgenossenschaft, von dem Wunsche beseelt, die zwischen dem 
Deutschen Reich und der Schweiz bestehenden freundschaftlichen 
Beziehungen zu erhalten und zu befestigen, und von der Absicht 
geleitet, die Bedingungen für die Niederlassung der Angehörigen 
des Deutschen Reichs in der Schweiz und der Angehörigen der 
Schweiz im Deutschen Reich, sowie die wechselseitige Unterstützung 
Hülfsbedürftiger neu zu regeln, sind übereingekommen, zu diesem 
Ende einen Vertrag abzuschließen, und haben zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt, nämlich : 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser: 

Allerhöchstihren außerordentlichen Gesand- 
ten und bevollmächtigten Minister bei der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft, Wirk- 
lichen Geheimen Legationsrath und Kam- 
merherm Herrn Otto von Bülow, und 
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der Schweizerische Bundesrath: 

den Herrn Bundesrath Numa Droz, 
Chef des schweizerischen Departements 
des Auswärtigen, 

welche, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befun- 
denen Vollmachten, sich, vorbehaltlich der beiderseitigen Ratifika- 
tion, über folgende Artikel geeinigt haben. 

Artikel i. 

Die Deutschen sind in jedem Kanton der Eidgenossenschaft 
in Bezug auf Person und Eigenthum auf dem nämlichen Fuße 
und auf die nämliche Weise aufzunehmen und zu behandeln, wie 
es die Angehörigen der anderen Kantone sind oder noch werden 
sollten. Sie können insbesondere in der Schweiz ab- und zugehen 
und sich daselbst dauernd oder zeitweilig aufhalten, wenn sie den 
Gesetzen und Polizei Verordnungen nachleben. 

Jede Art von Gewerbe und Handel, welche den Angehörigen 
der verschiedenen Kantone erlaubt ist, wird es auf gleiche Weise 
auch den Deutschen sein, und zwar ohne daß ihnen eine pekuniäre 
oder sonstige Mehrleistung auferlegt werden darf. 

Artikel 2. 

Um die in dem Artikel i bezeichneten Rechte beanspruchen 
zu können, müssen die Deutschen mit einem Zeugniß ihrer Ge- 
sandtschaft versehen sein, durch welches bescheinigt wird, daß der 
Inhaber die deutsche Reichsangehörigkeit besitzt und einen unbe- 
scholtenen Leumund genießt. 

Artikel 3. 

Die Schweizer werden in Deutschland unter der im Artikel 2 
des gegenwärtigen Vertrages enthaltenen Voraussetzung die näm- 
lichen Rechte und Vortheile genießen, wie sie der Artikel i des 
gegenwärtigen Vertrages den Deutschen in der Schweiz zusichert. 

Artikel 4. 

Durch die Bestimmungen der vorstehenden Artikel wird das 
Recht eines jeden der vertragenden Theile, Angehörigen des 
anderen Theiles, entweder in Folge gerichtlichen Urtheils oder 
aus Gründen der inneren und äußeren Sicherheit des Staates, 
oder auch aus Gründen der Armen- und Sittenpolizei den Auf- 
enthalt zu versagen, nicht berührt. 

Artikel 5. 

Die Angehörigen des einen der beiden Länder, welche in 
dem anderen wohnhaft sind, bleiben den Gesetzen ihres Vater- 
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landes über die Militärpflicht oder die an deren Stelle tretende 
Ersatzleistung unterworfen und können deshalb in dem Lande, in 
welchem sie sich aufhalten, weder zu persönlichem Militärdienste 
irgend einer Art, noch zu einer Ersatzleistung angehalten werden. 

Artikel 6. 

Im Falle eines Krieges c^der einer Enteignung zum öffent- 
lichen Nutzen sollen die Bürger des einen Landes, die in dem 
anderen wohnen oder niedergelassen sind, den Bürgern des Landes 
bezüglich des Schadensersatzes für die erlittenen Beschädigungen 
gleichgehalten werden. 

Artikel 7. 

Jeder Vortheil in Bezug auf Niederlassung und Gewerbeaus- 
übung, den der eine der vertragenden Theile irgend einer dritten 
Macht, auf welche Weise es immer sei, gewährt haben möchte 
oder in Zukunft noch gewähren sollte, wird in gleicher Weise und 
zu gleicher Zeit gegenüber dem anderen vertragenden Theile zur 
Anwendung kommen, ohne daß hierfür der Abschluß einer beson- 
deren Übereinkunft nöthig wird. 

Artikel 8. 

Die Angehörigen des einen Theiles, welche sich auf dem 
Gebiete des anderen Theiles befinden, aufhalten oder nieder- 
gelassen haben und in die Lage kommen sollten, auf Grund der 
Bestimmungen des Artikels 4 weggewiesen zu werden, sollen sammt 
Familie auf Verlangen des ausweisenden Theiles jederzeit von dem 
anderen Theile wieder übernommen werden. 

Unter gleichen Voraussetzungen verpflichtet sich jeder Theil, 
seine vormaligen Angehörigen, auch wenn sie das Staatsbürgerrecht 
nach der inländischen Gesetzgebung bereits verloren haben, solange 
sie nicht in dem anderen oder einem dritten Staate angehörig 
geworden sind, auf Verlangen des anderen Theiles wieder zu 
übernehmen. 

Eine polizeiliche Zuweisung soll jedoch, sofern nicht das 
Heimathrecht des Zuzuweisenden durch eine noch gültige unver- 
dächtige Heimathurkunde dargethan ist, gegenseitig nicht statt- 
finden, bevor die Frage der Uebernahmepflicht erledigt und die 
letztere von dem Pflichtigen Theile ausdrücklich anerkannt ist. 

Die Transportkosten bis zur Grenze zwischen Deutschland 
und der Schweiz werden V(m dem zuweisenden Theile getragen. 

Artikel 9. 

Beide Theile behalten sich in Bezug auf solche Personen, 
welche vor Erfüllung ihrer Militärpflicht die Staatsangehörigkeit 
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gewechselt haben, das Recht vor, ihnen die Befugniß zum blei- 
benden Aufenthalte oder die Niederlassung in ihrem früherem 
Heimathlande zu untersagen. 

Artikel lo. 

Die deutschen Eigenthümer oder Bebauer von Grundstücken 
in der Schweiz und umgekehrt die schweizerischen Eigenthümer 
oder Bebauer von Grundstücken im Gebiete des Deutschen Reichs 
genießen in Bezug auf die Bewirthschaftung ihrer Güter die näm- 
lichen Vortheile, wie die am gleichen Orte wohnenden Inländer, 
unter der Bedingung, daß sie sich allen für die Landesangehörigen 
geltenden Verwaltungs- und Polizeiverordnungen unterwerfen. 

Artikel ii. 

Jeder der vertragenden Theile verpflichtet sich, dafür zu 
sorgen, daß in seinem Gebiete denjenigen hülfsbedürftigen Ange- 
hörigen des anderen Theiles, welche der Kur und Verpflegung 
benöthigt sind, diese nach den am Aufenthaltsorte für die Ver- 
pflegung der eigenen Angehörigen bestehenden Grundsätzen bis 
dahin zu Theil werde, wo ihre Rückkehr in die Heimath ohne 
Nachtheil für ihre und Anderer Gesundheit geschehen kann. 

Ein Ersatz der hierdurch oder durch die Beerdigung Ver- 
storbener erwachsenden Kosten kann gegen die Staats-, Gemeinde- 
oder andere öffentliche Kassen desjenigen der vertragenden Theile, 
welchem der Hülfsbedürftige angehört, nicht beansprucht werden. 
Für den Fall, daß der Hülfsbedürftige selbst, oder daß andere 
privatrechtlich Verpflichtete zum Ersatz der Kosten im Stande 
sind, bleiben die Ansprüche an diese vorbehalten. 

Die vertragenden Theile sichern sich auch wechselseitig zu, 
auf Antrag der zuständigen Behörde die nach der Landesgesetz- 
gebung zulässige Hülfe zu leisten, damit denjenigen, welche die 
Kosten bestritten haben, diese nach billigen Ansätzen erstattet 
werden. 

Artikel 12. 

Der gegenwärtige Vertrag soll am 20. Juli 1890 in Wirk- 
samkeit treten und bis zum 3 1 . Dezember 1 900 in Kraft verbleiben. 

Im Falle keiner der vertragenden Theile zwölf Monate vor 
dem Ablaufe des gedachten Zeitraumes seine Absicht, die Wir- 
kungen des Vertrages aufhören zu lassen, kundgegeben haben 
sollte, bleibt derselbe in Geltung bis zum Ablaufe eines Jahres 
von dem Tage an, an welchem der eine oder der andere der 
vertragenden Theile ihn gekündigt hat. 

Gegenwärtiger Vertrag soll baldmöglichst ratifizirt und die 
Auswechselung der Ratifikations-Urkunden spätestens bis zum 
IG. Juli dieses Jahres in Bern bewirkt werden. 
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Dessen zur Urkunde 

haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den vorstehenden Ver- 
trag unterzeichnet, unter Beidrückung ihrer Siegel. 

So geschehen in Bern, den 31. Mai 1890. 

Otto von Bülow. Droz, 

(L. S.) (L. S.) 



Schlußprotokoll. 

Vor Unterzeichnung des vorliegenden Niederlassungsvertrages 
haben die unterzeichneten Bevollmächtigten kraft Ermächtigung 
ihrer beiderseitigen Regierungen eine Verständigung über folgende 
Punkte getroffen: 

1. Bezüglich der bayerischen Staatsangehörigen ist der König- 
lich bayerische Gesandte bei der Eidgenossenschaft zur Ausstellung 
des im Artikel 2 erwähnten Zeugnisses zuständig. 

2. Solange die Schweiz vermöge ihrer Gesetzgebung nicht 
eine Bestimmung darüber trifft, daß für ihre Angehörigen, um 
die Rechte dieses Vertrages im Deutschen Reich zu bean- 
spruchen, das im Artikel 2 erwähnte Zeugniß ausschließlich von 
ihrer Gesandtschaft und ihren Konsulaten in Deutschland ausge- 
stellt werden muß, werden die deutschen Behörden einem von 
der betreffenden schweizerischen Gemeindebehörde ausgestellten 
Heimathschein und einem von dieser ertheilten Leumundszeugniß, 
sofern diese Urkunden von der zuständigen Behörde des Heimath- 
kantons beglaubigt sind, dieselbe Bedeutung wie dem im Artikel 2 
erwähnten gesandtschaftlichen Zeugniß beilegen. 

3. Die Angehörigen des einen Vertragsstaates, welche kraft 
des Vertrages vom 27. April 1876 im Gebiete des anderen in 
gesetzmäßiger Weise die Niederlassung erhalten haben, werden 
derselben ohne weitere Förmlichkeit nach den Bestimmungen des 
heutigen Vertrages theilhaftig bleiben. 

4. In Bezug auf die Heimbeförderung der unter Artikel 8 
des heutigen Vertrages erwähnten Personen werden die mittelst 
Zusatzprotokolls vom 21. Dezember 1881 zu dem Niederlassungs- 
vertrage vom 27. April 1876 festgesetzten Bestimmungen solange 
in Wirksamkeit bleiben, als nicht das genannte Protokoll durch 
ein neues Übereinkommen zwischen beiden Regierungen ersetzt 
sein wird. 

5. Die beiden kontrahirenden Staaten geben sich die gegen- 
seitige Zusicherung, daß in allen Fällen, wo der Artikel 9 in 
Anwendung kommen wird, der Ausweisung vorausgehend, die Ver- 
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hältnisse genau untersucht und erwogen werden sollen, und inso- 
fern die Umstände ergeben, daß der Nationalitätswechsel bona 
fide und nicht zum Zweck der Umgehung der Militärpflicht 
erfolgt ist, die Ausweisung unterbleiben soll. 

Gegenwärtiges Protokoll soll die gleiche Kraft haben, wie 
wenn es wörtlich in dem Vertrage vom heutigen Tage stünde. 
Es ist von den beiden Vertragsparteien zu ratifiziren, und die 
Ratifikationen sind in Bern am gleichen Tage und zu gleicher 
Zeit wie diejenigen des Haupt Vertrages auszuwechseln. 

Dessen zur Urkunde 

haben die Unterzeichneten das gegenwärtige Protokoll in doppel- 
tem Original unterzeichnet imd ihre Wappensiegel beigedrückt zu 
Bern am 31. Mai 1890. 

Otto von Btilow. Droz. 

(L. S.) (L. S.) 



Der vorstehende Vertrag nebst Schlußprotokoll ist ratifizirt 
worden und die Auswechselung der Ratifikations- Urkunden hat am 
3. Juh 1890 in Bern stattgefunden. 



Register*. 

Die Zahlen bedeuten die Seiten (Haupttext und Anmerkungen). 
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